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5. besteht in gewissen Kreisen die Auffassung, als 
lie sozial-politische Bedeutung der Wohnungswirt- 
ft erst in neuester Zeit infolge der aus dem Welt- 
ge 1914—1918 in vielen Ländern entstandenen 
hnungsnot anerkannt worden sei. Diese Auffas- 
x scheint uns auf einem Irrtum zu beruhen. Denn 
sozial-politische Bedeutung der Wohnungswirt- 
ft wurde schon vor dem Weltkriege durchaus ge- 
digt. 
jer Grad dieser Anerkennung war allerdings ver- 
eden; in dem einen Land war er höher wie in 
ı anderen. Groß war auch der Unterschied zwischen 
Reformbestrebungen, die sich aus der Würdigung 
sozial-politischen Bedeutung der Wohnungswirt- 
ft ergaben. Auf diesem Gebiete knüpft die Ge- 
wart unmittelbar an die Vergangenheit an und es 
m nicht ausbleiben, daß die gegenseitigen An- 
ywungen und Bestrebungen auch die Wohnungs- 
tschaft der nächsten Zukunft tiefgehend beein- 
sen. 
Jie sozial-politische Bedeutung der Wohnungswirt- 
aft wurde schon einige Jahrzehnte vor dem Welt- 
ge 1914—1918 in vielen Kreisen, in vielen Län- 
n gefühlt und verstanden. Man könnte behaupten, 
à sie bereits in einer Zeit empfunden wurde, als 
politische Bedeutung einer durchgreifenden Woh- 
ıgsreform noch nicht verstanden wurde. Nachweis- 
hat sich in verschiedenen Ländern schon um die 
te des neunzehnten Jahrhunderts die Überzeugung 
ildet, daß die Verbesserung der allgemeinen so- 
len Verhältnisse auf materiellem und geistigem Ge- 
te bei der Verbesserung der Wohnungsverhältnisse 
‘angen sollte. Man hatte erkannt, daß auf die Be- 
sung der Vorschriften der Hygiene nicht zu rech- 
1 und die allgemeine sittliche Hebung der unbe- 
telten Kreise der Bevölkerung so lange nicht zu 
varten sei, wie nicht bessere Wohnsitten zum All- 
neingut der Bevölkerung geworden seien. 
Inder Zeit, wo diese Auffassungen allmählich auch 
t dem Wege der Erfahrung zur festen Überzeugung 
rden, kamen in verschiedenen Ländern Vereine 
n Privatpersonen zustande, die gute Arbeiterwoh- 
ngen errichteten, um sie dann den Wohnungsbe- 
rftigen zur Verfügung zu stellen. Bei diesen Ver- 
en galt es als Prinzip, daß der Mietpreis der 
yhnungen in keinem Fall höher sein dürfte, als zur 
rzinsung des Baukapitals absolut notwendig war, 
d zwar hielt man es für nötig, den Zinsfuß unter 
m Marktniveau des privaten Baukapitals zu halten. 
erzu kam ein kleiner Betrag für die allmähliche 
igung des Baukapitals und schließlich der notwen- 
ze Beitrag für die Instandhaltung und Verwaltung. 
wurde dabei vielfach vorausgesetzt, daß die Ver- 
tung kostenlos besorgt werden sollte. Die Vereine, 
che den Wohnungsbau auf dieser Grundlage durch- 
hrten, waren durch den Gedanken geleitet, daß die 
ete, welche sie von den Bewohnern fordern müssen, 
deutend niedriger sein würde, als die von Wohnun- 


gen, welche zu Gewinnzwecken errichtet und unter- 
halten wurden. 


Es kam auch in dieser Zeit schon vor, daß von Ge- 
meinden (noch nicht vom Staat) die Bestrebung die- 
ser Vereine auf verschiedene Weise unterstügt wurde. 
Das geschah u. a. durch Gewährung von Baudarlehen, 
durch Erleichterung der Beschaffung von privaten 
Baudarlehen, schließlich auch durch die Beschaffung 
von Baugrund zu besonders günstigen Bedingungen. 
Die Wohnungsgruppen, welche von diesen Vereinen 
hier und da errichtet wurden, bildeten manchmal 
Oasen in den Wüsten der schlechten Wohnungsviertel. 


Die Leute, die sich damals um die Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse bemühten, waren keine 
Utopisten; sie waren Pioniere der Reform der Woh- 
nungswirtschaft. Allmählich im Laufe der Zeit konnte 
man feststellen, daß diese Pioniere auf dem richtigen 
Wege vorangegangen waren. 

Das Verständnis für die sozial-politische Bedeutung 
einer Reform der Wohnungswirtschaft zeigte sich bei 
Staat und Gemeinde später als bei den oben erwähn- 
ten Privatpersonen. Es erscheint auch ganz verständ- 
lich, daß die erwähnten Ansichten und Erfahrungen 
erst eine gewisse Verbreitung haben mußten, ehe sie 
bei Staat und Gemeinde eine bessere Würdigung der 
sozial-politischen Bedeutung der Wohnungsreform 
herbeiführen konnten. Dieses Verständnis zeigte sich 
bei Staat und Gemeinde jedoch schon vor dem Welt- 
krieg. 

Hierfür ließen sich Beweise aus verschiedenen Län- 
dern anführen. Ein besonders deutlicher Beweis liegt 
in dem Wohnungsgeset, das in Holland im Jahre 1901 
zustande kam und sich auf folgenden Prinzipien auf- 
baute: 


1. Den Gemeinden wird vorgeschrieben, sich stän- 
dig auf dem Laufenden zu halten, ob ein ausreichen- 
der Wohnungsvorrat vorhanden sei. Selbstverständ- 
lich bezieht sich die Vorschrift praktisch nur auf 
billige Wohnungen für Arbeiter und den kleinen Mit- 
telstand. 


2.Falls die Gemeinden aus ihren Erhebungen (z.B. 
Wohnungszählungen) erfahren, daß Wohnungsbedarf 
vorhanden ist, können sie den Beschluß fassen: 

a) von der Gemeinde aus Wohnungen zu errichten. 
In diesem Falle stellt der Staat das Baukapital zur 
Verfügung, das zu verzinsen und in 50 Annuitäten zu 
amortisieren ist. 

b) Gemeinnütigen Vereinen, die den Bestimmun- 
gen des Wohnungsgesetes entsprechen, das nötige 
Baukapital zu beschaffen. Auch in diesem Falle ge- 
währt der Staat das Baudarlehen, welches die Ge- 
meinden an die gemeinnügigen Vereine weiterleitet. 
Die Gemeinden bleiben dem Staat gegenüber für die 
Verzinsung und Tilgung verantwortlich. Die Gemein- 
den legen dieselben Verpflichtungen, welche sie dem 
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Staat gegenüber zu übernehmen hatten, den gemein- 
nütigen Vereinen auf und lassen die Darlehen durch 
Eintragung von Hypotheken sicherstellen. 

Die Bestimmungen 1 und 2 haben den Zweck, in 
jeder Gemeinde einen genügenden Vorrat von Woh- 
nungen zu sichern. 

Daneben bringt dasselbe Geset von 1901 die fol- 
gende Bestimmung: 

3. Das Gese schafft die Möglichkeit, in den 
Fällen, wo es sich als nicht durchführbar erweist, 
die Mieten der von ihr gebauten Wohnungen so fest- 
zuseten, daß sie die ganzen Kosten der Wohnungen 
inklusive der Annuität für Zinsen und Amortisation 
decken, einen Zuschuß durch Herabsegung der An- 
nuität zu gewähren. Diese Bestimmung gilt nicht nur 
für den kommunalen Wohnungsbau, sondern auch für 
den der gemeinnütigen Vereine, denen die Gemeinde 
Baudarlehen zur Verfügung gestellt hat. 

Aus diesen drei Bestimmungen, welche den Cha- 
rakter des holländischen Wohnungsgesetes 1901 fest- 
legen, geht hervor, daß es mehr als ein Jahrzehnt vor 
dem Weltkriege für den Gesetgeber Hollands fest- 
stand, daß die sozialpolitische Bedeutung der Woh- 
nungswirtschaft gesetliche Vorschriften erforderlich 
machte, welche einerseits darauf hinzielten, einen 
genügenden Vorrat an Wohnungen zu sichern, ande- 
rerseits ermöglichen sollten, die Mieten der von den 
Gemeinden oder gemeinnütigen Vereinen gebauten 
Wohnungen unter dem Niveau zu halten, das die pri- 
vatwirtschaftliche Rentabilität erfordert hätte. 


Es kam dann 1914 der Weltkrieg, der überall eine 
Störung und in vielen Ländern einen Stillstand der 
Wohnbautätigkeit herbeigeführt hat. In den krieg- 
führenden Ländern wurde während des Krieges nahezu 
alle Bautätigkeit auf direkte oder indirekte Kriegs- 
zwecke beschränkt. In den neutral gebliebenen Län- 
dern wurde jede Bautätigkeit dadurch gehemmt, daß 
die Baukosten auf ein Niveau stiegen, welches das 
Privatkapital vom Wohnungsbau, namentlich vom Ar- 
beiterwohnungsbau, vollständig fernhalten mußte. 

So entstand eine Wohnungsnot in viel größerem 
Umfang und in viel drückenderen Formen als sie je 
vor dem Kriege in Erscheinung getreten war. Gewiß 
bestand schon vor dem Kriege eine Wohnungsnot. 


Ihre Form und ihre Bedeutung war jedoch 
verschieden von der nach dem Kriege. Die Wohn 
not vor dem Kriege zeigte sich vor allem darin 
für einen großen Teil der Wohnungsbedürftigen 
ein Obdach, jedoch nicht sozialpolitisch annehn 
Wohnungen vorhanden waren, oder daß geei 
Wohnungen wohl vorhanden waren, aber die 
verlangten Mieten von den Wohnungssuchenden 
bezahlt werden konnten. Die Wohnungsnot der 
kriegszeit beruhte vor allem in der mangelnden 
lität. Während des Weltkrieges und als Folge 
Weltkrieges entsteht jedoch in den meisten Lär 
eine absolute Wohnungsnot. Die qualitative 
nungsnot dauert fort, nimmt zu, aber neben 
qualitativen Wohnungsnot und weit über ihre B 
tung hinaus entsteht die quantitative Wohnung 
Der Wohnungsvorrat ist so unzureichend, daf 
nächst der Hauptwert darauf gelegt wird, für 
Familie eine Wohnung zur Verfügung zu stellen 
möge qualitativ gut oder schlecht beschaffen seir 

Diese Entwicklung, besonders der stärker emj 
dene Wohnungsmangel, führte in den meisten 
dern dahin, daß das Eingreifen des Staates unc 
Gemeinden in die Wohnungswirtschaft als eine 
tische Notwendigkeit erkannt wurde. Zu dem gle: 
Ergebnis führte auch die psychologische Nachwir 
des Krieges, und zwar nicht allein in den Län« 
die Krieg geführt hatten, sondern auch in denen 
neutral geblieben waren. In allen Ländern, in 
einen Land stärker als in dem anderen, stellte 
dem Kriege der Durchschnittsbürger weitergeh 
Forderungen an die Verwaltung von Staat und 
meinde, als sie vor dem Kriege üblich gewesen w: 

Alle Staaten, von denen uns hier Berichte 
liegen, sahen sich genötigt, Maßnahmen zur Fi 
rung der Wohnbautätigkeit zu ergreifen. Vori 
gehend geschah das in einigen Fällen sogar in 
U.S.A., wo behördliches Eingreifen in das Wirtsch 
leben grundsäglich abgelehnt wird. ’ 

In dem nachstehenden Abschnitt A des Gener: 
richtes wollen wir nicht die von den berichte: 
Ländern befolgte Wohnungspolitik in ihren wech 
den Phasen darstellen, sondern wir wollen eine 
Querschnitt durch den gegenwärtigen Stand deı 
fentlichen Wohnungsfürsorge und der gemeinnüß 
Bautätigkeit geben. 


A. Wohnbautätigkeit und Wohnbauförderung durch Staat, Gemeinden ı 


gemeinnützige Bauvereinigungen 


Die Wohnbautätigkeit des Staates 


Die Wohnbautätigkeit des Staates hat in allen Län- 
dern mit alleiniger Ausnahme der U.d.S.S.R. einen nur 
ganz geringen Umfang erlangt. In einigen Ländern, 
so in DANEMARK, DEUTSCHLAND, HOLLAND, 
POLEN, SCHWEDEN, SCHWEIZ, TSCHECHOSLO- 
WAKEI, hat der Staat in geringem Umfang Dienst- 
wohnungen für seine Angestellten gebaut. 

Hierzu kommt in mehreren Ländern, wie z.B.in der 
TSCHECHOSLOWAKISCHEN REPUBLIK, eine um- 
fangreiche Bautätigkeit für die Angestellten und Ar- 
beiter der staatlichen Betriebe (Eisenbahn, Tabak- 
regie, Bergwerke). 

In DEUTSCHLAND hat die Reichsbahn bis Ende 
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1929 11255 Wohnungen für ihre Angestellten ge 
und die Reichspost 2 626. In größerem Umfang h: 
das Deutsche Reich und die deutschen Länder \ 
nungen für ihre Beamten, Angestellten und Arby 
durch die Gewährung von Arbeitgeberdarlehen, 
dadurch beschafft, daß sie den Bauunternehmunge 
meist waren es gemeinniigige Bauvereinigungen 
die fiir ihre Beamten Wohnungen zur Verfügung s 
ten, niedrig verzinsliche Darlehen gewährten. Au 
dem beteiligten sich Reich und Länder an gem 
nüßigen Bauvereinigungen und sicherten sich dad 
einen unmittelbaren Einfluß auf deren Bautätig 
und auf die Vergebung der Wohnungen an die 


amten. 


In ITALIEN hat der Staat Wohnungen für 


# 


chen Beamten in erheblicher Menge geschaffen. 
wurde das „National-Institut für Staatsbeamten- 
ıngen‘ gegründet, das während der 5 Jahre seit 
- Gründung (Mai 1925) in einer Reihe von Städ- 
223 Wohnungen gebaut hat. Auch die Eisen- 
erwaltung hat eine beträchtliche Wohnbautätig- 
entfaltet. Die direkt und indirekt von ihr 
ten Wohnungen decken den Wohnungsbedarf 
Drittels des gesamten Personals. Weniger um- 
eich ist die Bautätigkeit für die Post- und Tele- 
enbeamten. 

‚, zahlenmäßig und verhältnismäßig bei weitem 
itendste staatliche Bautätigkeit findet sich in der 
.S.R. Hier hat das Wohnungswesen eine von den 
en berichtenden Ländern völlig abweichende 
icklung genommen. Nach der Oktober-Revolu- 
1917 wurden der gesamte Grund und Boden, alle 
ren Wohnbauten in den Städten, sowie die ge- 
» Industrie enteignet. Der Aufbau des Wirt- 
tslebens vollzieht sich auf Grund des bekannten 
jahresplanes, und der Neubau von Wohnungen 
als ein organischer Bestandteil dieses Gesamt- 
chaftsplanes durchgeführt. Die für den Woh- 
sbau zur Verfügung gestellten Mittel werden also 
rteilt, wie es die Rücksicht auf die Entwicklung 
Industrie wünschenswert macht. Ein erheblicher 
der Mittel wird in den neu erschlossenen In- 
jegebieten und in den in Gründung befindlichen 
striestädten investiert. 

yn dem im Wohnungsbau investierten Kapital ent- 
ı im Jahre 1930 415,1 Millionen Rubel (896,6 
onen RM.) auf Wohnbauten der Industrie und 
sportbetriebe, 102,8 (222,0 Millionen RM.) auf 
nbauten der Vollzugsräte der Sowjet, 76,3 (164,8 
onen RM.) auf Wohn- und Baugenossenschaften 
ungefähr 50 (108,0 Millionen RM.) auf die Pri- 
autätigkeit. Hierbei ist zu bemerken, daß es eine 
rivatwirtschaftliche Rentabilität gerichtete Wohn- 
ätigkeit in der U.d.S.S.R. nicht gibt, sondern daß 
ch bei der privaten Bautätigkeit fast ausschließ- 
um kleine, hölzerne Einfamilienhäuser handelt, 
von der minderbemittelten Bevölkerung für den 
nen Bedarf errichtet werden. 1930 kamen also 
|, des im Wohnungsbau investierten Kapitals 
staatliche Unternehmungen. Denn die Wohnbau- 
keit der Vollzugsräte der lokalen Sowjets ist 
t der kommunalen Bautätigkeit in den westlichen 
lern gleichzusegen. Wenn sie sich auch im Bereich 
Gemeinden vollzieht, so bildet sie doch einen we- 
lichen Teil der einheitlichen Sowjet-Wirtschaft. 
in der U.d.S.S.R. im Wohnungsbau investierten 
italien sind von 419,7 Millionen Rubel (906,6 
ionen RM.) im Jahre 1928 auf 1101,6 Millionen 
9,5 Millionen RM.) im Jahre 1931 gewachsen. 


‚Wohnbau-Förderung durch den Staat 


ı der Nachkriegszeit haben die Staaten sehr ver- 
sdenartige Mittel benugt, um den Wohnbau zu 
lern: 

len ErlaB oder 
saben, 

lie Gewährung von Zuschüssen, 

lie Beschaffung von Baudarlehen zu günstigen Be- 
dingungen. 


Nachlaß von Steuern und Ab- 


teuererlaB und Steuererleichterungen. 
ereits in der Vorkriegszeit hatten in verschiede- 


nen Ländern Staat und Gemeinden sich dieses Mittels 
bedient, um die Wohnbautätigkeit zu fördern, zumal 
damit keinerlei Barauslagen für die Behörden ver- 
bunden waren. Nach dem Kriege haben diese Steuer- 
erleichterungen eine sehr viel größere Verbreitung 
gefunden. Sie spielen eine nicht unbeträchtliche Rolle 
in den lateinischen und in den skandinavischen Län- 
dern, sowie in DEUTSCHLAND, ÖSTERREICH, 
TSCHECHOSLOWAKEI, POLEN und LETTLAND. 
Besonders in der Tschechoslowakei hat die Gewäh- 
rung der Steuerfreiheit (für 15 Jahre) einen sehr be- 
lebenden Einfluß auf die private Bautätigkeit aus- 
geübt. 


b) Die Gewährung von Zuschüssen. 


In der Nachkriegszeit, besonders vor der endgülti- 
gen Stabilisierung der Währung, haben viele Länder 
Zuschüsse zu den Baukosten gewährt. Die meisten 
haben dann später dieses System verlassen. In der 
TSCHECHOSLOWAKEI ist es seit 1930 wieder auf- 
genommen. Für den Bau von Kleinwohnungen, be- 
stehend aus 1—2 Zimmern und Küche mit einer 
Wohnfläche von 30—40 qm (ausschließlich Zubehör- 
Räume), werden Zinszuschüsse von 21/2°/o gewährt, 
und zwar bei Miethäusern für eine hypothekarische 
ee bis zu 90°/o und bei Eigenhäusern bis zu 
720/0. 

In ITALIEN wurde der Betrag von jährlich 72 
Millionen Lire (15,8 Millionen RM.) auf die Dauer 
von 50 Jahren (Hypothekenzinsen) für die Gewäh- 
rung von Zuschüssen bereitgestellt. Diese Zuschüsse 
betragen unter Einbeziehung der unentgeltlichen 
Grundstückszuweisungen und anderer Vergünstigun- 
gen 0,25—3°/o der Gesamtbaukosten. 

BELGIEN gewährt Privatleuten Bauprämien zum 
Bau von Heimstätten. 

Die größte Bedeutung hat das Zuschuß-System in 
ENGLAND behalten. Durch das Wohnungsgeseg vom 
Jahre 1924 wird vorgeschrieben, daß für kommunale 
Neubauten keine höhere Miete verlangt werden darf 
als die gegenwärtige Miete der in der Nachbarschaft 
befindlichen Vorkriegshäuser. (Es ist das 140°/o der 
Friedensmiete.) Wenn diese Miete nicht ausreicht, die 
jährlichen Ausgaben zu bestreiten, so leistet der Staat 
einen jährlichen Zuschuß bis zu einem Betrage von 
£ 7.10.0 (153 RM.) für jedes Haus, und zwar für die 
Dauer von 40 Jahren. Sollte dieser Zuschuß das Defi- 
zit immer noch nicht decken, so muß die Gemeinde 
einen weiteren Zuschuß bis zu £ 3.15.0 (77 RM.) für 
die gleiche Dauer bewilligen. 

In HOLLAND besteht das Zuschuß-System, wie be- 
reits erwähnt, seit dem Jahre 1901. Es ist eine der 
Grundlagen des in diesem Jahre beschlossenen Woh- 
nungsgesetes. Der Zuschuß besteht in der Herab- 
se&ung der Annuitäten für die Darlehen, die der 
Staat den Gemeinden oder durch ihre Vermittlung 
den gemeinnütigen Wohnungsgesellschaften gewährt 
und soll ein etwaiges Defizit bei der Vermietung der 
Wohnungen decken. In den ersten Jahren der Gel- 
tung des Wohnungsgeseges war von derartigen Zu- 
schiissen kaum die Rede. In den Jahren, die dem 
Kriege unmittelbar vorausgingen, hat das Reich in 
einigen Fällen Zuschüsse zu den von den Gemeinden 
geschuldeten Annuitäten bewilligt. Das geschah auch 
in bedeutendem Umfang in den Jahren 1915 bis 1916 
für den kommunalen Wohnungsbau, namentlich der 
Gemeinde Amsterdam, wobei für einen Teil der ge- 
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bauten Wohnungen die Vermietung zu einem Preise 
vorgesehen wurde, welcher die Kosten bei weitem 
nicht decken konnte. In den legten Jahren hat der 
Staat diese Zuschüsse zur Miete nur für Wohnungen 
geleistet, die an Stelle von heruntergerissenen schlech- 
ten Wohnquartieren (slums) gebaut wurden. 


.c) Die Beschaffung von Baudarlehen zu günstigen Be- 
dingungen. 

Eine größere Bedeutung als die staatlichen Zu- 
schüsse hat in den meisten Ländern die Gewährung 
staatlicher Hypotheken. In dieser Richtung weisen die 
lateinischen Staaten verwandte Züge auf. Frankreich 
und Italien haben ihre Wohnungsgesetgebung der 
Vorkriegszeit weiter entwickelt. In FRANKREICH, wo 
auf Grund des geseglichen Mieterschutes die Mieten 
der Altwohnungen nur ?/, der Friedensmieten betra- 
gen, waren besonders weitgehende Unterstügungs- 
maßnahmen des Staates erforderlich, um zu erreichen, 
daß die Neubaumieten auf der gleichen Höhe gehal- 
ten werden. Eine Neubauwohnung, bestehend aus 3 
Zimmern und Küche, würde auf privatwirtschaftlicher 
Grundlage eine Miete von 1061 Goldfrank (849 RM.) 
beanspruchen, das wäre ungefähr die Hälfte des 
durchschnittlichen Jahreslohnes eines Arbeiters. Durch 
den Erlaß staatlicher und kommunaler Steuern für 
die Dauer von 15 Jahren wird die Miete auf 875 Gold- 
frank (700 RM.) herabgesett, was immer noch !/3 des 
Arbeiterlohnes beanspruchen wiirde. Der Staat leiht 
deshalb den Wohnbaukörperschaften: Offices publics 
d’habitations à bon marché (Wohnbauämtern) oder 
gemeinnütigen Gesellschaften 90°/o der Baukosten 
zum Zinsfuß von 2°/o mit einer Amortisationsdauer 
von 40 Jahren. 

Hierzu kommt dann noch ein jährlicher Zuschuß 
der Gemeinden und Departements, der bis zu 3°/o des 
90°/oigen Baudarlehens des Staates gehen kann. Hier- 
durch wird die Miete der betreffenden Wohnung auf 
ungefähr 327 Goldfrank (262 RM.), d.i.*/,; des Durch- 
schnittseinkommens des Arbeiters, herabgesett. 

Außerdem fördert der Staat nach wie vor den Er- 
werb von Heimstätten durch die minderbemittelte Be- 
völkerung und neuerdings auch den Erwerb von 
Etagen-Wohnungen. Das geschieht durch die vom Staat 
gegründeten und kontrollierten Societes de Credit 
Immobilier (Baukreditgesellschaften), die von ihm 
für diesen Zweck 2°/oige Baudarlehen erhalten. Auf 
Grund dieser Darlehen bewilligen sie minderbemit- 
telten Familien für die Dauer von höchstens 25 Jah- 
ren Baudarlehen zum Erwerb von Häusern oder 
Etagen-Wohnungen. Die Bewerber müssen selbst 4000 
Frs. (658 RM.) investieren. Familien mit einem 
Kind unter 18 Jahren brauchen nur 2000 Frs. (329 
RM.) nachzuweisen; Familien mit 2 Kindern oder mit 
einem Kriegsbeschädigten brauchen überhaupt kein 
Eigenkapital zu investieren, erhalten also eine 
Beleihung bis zu 100°/o. Familien mit mehr als 3 
Kindern gewährt der Staat einen einmaligen Zu- 
schuß von 5000 Frs. (823 RM.) und für jedes 
weitere Kind weitere 2500 Frs. (412 RM.) bis zur 
Hochstgrenze von 15000 Frs. (2468 RM.). In den 
Jahren 19291931 hat der Staat für die Errichtung 
solcher Heimstätten einen Betrag von nahezu 4 Mil- 
liarden (658 Millionen RM.) bereitgestellt, womit un- 
gefähr 100000 Häuser errichtet wurden. 

Die Wohnbaupolitik BELGIENS ähnelt sehr der 


französischen. Der Staat gewährt der von ihm ge- 
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gründeten „Societe Nationale de l’Habitation 
Marché de Belgique“ billig verzinsliche Kredi 
innerhalb von 66 Jahren zu amortisieren sin 
Kredite verteilt die Société Nationale unt 
von ihr anerkannten 287 Baugesellschaften, ( 
zum 31. Dez. 1929 43132 neue Wohnungen 
107,5 Wohnungen auf 10000 Einwohner) 
haben. Hiervon sind 11268 verkauft. 

Auch in ITALIEN unterstütt der Staat di 
tätigkeit der Institute für Volkswohnungsbau u 
gemeinniigigen Bauvereinigungen durch niedri 
zinsliche Darlehen. 

In HOLLAND sucht der Staat seit 1921 die 
bauförderung abzubauen und die Bautätigke 
privaten Initiative zu überlassen. Seit 1925 ge 
er staatliche Baudarlehen nur noch für Wohn 
zur Aufnahme der durch die Sanierung von 
wohnungslos Gewordenen sowie für Einfachwc 
gen von Familien in Gemeinden, wo die privat 
unternehmung versagt und die Gemeinde nachy 
kann, daß das Baukapital nicht auf andere We 
beschaffen ist. 

Seit Mai 1930 können Staatsdarlehen auch fi 
Eigenheimbau dienen, der früher von staatliche 
vention ausgeschlossen war. Es müssen in dieser 
10°/o Eigenmittel nachgewiesen werden. 

In SCHWEDEN und FINNLAND sind zur Be 
fung zweitstelliger Hypotheken Staatsbanken gi 
det worden. 


In DEUTSCHLAND sind die Länder auf ( 
eines Reichsgeseges verpflichtet, einen bestin 
Teil der Friedensmiete zur Förderung des Wohr 
baues als Steuer zu erheben. Die Rechtfertigun 
diese Maßnahme wurde darin erblickt, daß der 
besit infolge der Geldentwertung von einem w 
lichen Teil der hypothekarischen Vorkriegsbela 
befreit war. Denn die Hypotheken waren led 
bis zu 25°/o aufgewertet worden. Ein Teil « 
Steuereinnahmen wird für allgemeine finanziell 
dürfnisse der Länder und der Städte verwende 
zu 30°/o der Friedensmiete wird jedoch für den 
nungsbau zur Verfiigung gestellt. Die aus ¢ 
Steuermitteln gewährten Hypotheken werder 
Hauszinssteuer-Hypotheken bezeichnet und als z 
oder dritte Hypothek eingetragen. Die Verziı 
überschreitet in der Regel nicht 2 bis 3°/o. Hier 
wird ein Ausgleich mit dem hohen Zinsfuß de 
dem privaten Geldmarkt aufgenommenen erste! 
pothek (9°/o) geschaffen. Auf diese Weise sind 
deutschen Kleinwohnungsbau rund 4 Milliarden 
zugeführt worden. 

In der SOWJET-UNION stehen für die staa 
und genossenschaftliche Wohnbautätigkeit die 1 
der Zentral-Kommunalbank, spezielle Fonds de 
kalen Vollzugsräte, spezielle Fonds der einz, 
Sowjetrepubliken, ferner die Mittel der staatl 
Industrie-Unternehmungen und schließlich die 
nen Mittel der Baugenossenschaften zur Verfü, 

In einigen Ländern wird die Verbilligung der 
ten Hypotheken vor allen Dingen durch die Übern 
der Bürgschaft durch den Staat erreicht. Eine b 
dere Rolle spielt dieses Mittel in der TSCHE( 
SLOWAKEI, wo der Staat die erforderlichen zw 
Hypotheken in großem Umfang nicht nur für 
gemeinnugigen, sondern auch für den privaten | 
nungsbau auf diesem Wege zu verbilligtem Zit 
beschafft hat. 1927—29 waren Bürgschaften in 
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he von 320000000 Ke. (39.8 Millionen RM.) zur 
fügung gestellt. 

\bschließend mag hier gesagt werden, daß von 
n berichtenden Ländern nur in der U.d.S.S.R. der 
at eine Wohnbautätigkeit für den allgemeinen 
hnungsmarkt entfaltet hat. Alle anderen haben 
in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber für ihre 
enen Angestellten und Arbeiter in mehr oder min- 
| großem Umfange Wohnungen gebaut und haben 
übrigen den Wohnungsbau der Gemeinden und 
einnübigen Bauvereinigungen sowie die private 
ıtätigkeit in mannigfacher Weise gefördert. In 
igen Ländern bestehen Tendenzen, die staatliche 
hnbauförderung einzuschränken. 


> Wohnbautätigkeilt der Gemeinden 
imtenwohnungsbau. 


n einigen Ländern (DEUTSCHLAND, POLEN, 
IWEIZ etc.) haben die Gemeinden in geringem 
fang für ihre Beamten, Angestellten und Arbeiter 
hnungen gebaut, besonders für solche Beamten, 
en Anwesenheit an der Arbeitsstelle auch außer- 
b der Arbeitszeit im dienstlichen Interesse lag. 
3erdem unterstügen manche Gemeinden die Selbst- 
e der Beamten, indem sie den von ihnen gegrün- 
en Bauvereinigungen Darlehen oder Zuschüsse ge- 
ıren oder Bürgschaften für anderweitig aufgenom- 
ae Baugelder übernehmen. Das geschah in nicht 
theblichem Umfang in deutschen Städten. In man- 
n Gemeinden können die baulustigen Beamten sich 
erforderliche Baukapital dadurch beschaffen, daß 
auf das ihnen zustehende Wohnungsgeld verzich- 
und die Gemeinde ihnen dafür den kapitalisier- 
Betrag im voraus auszahlt. Die Sicherheit für den 
lesfall bildet eine Lebensversicherung. 

Vir bemerken zu diesen Bestrebungen, daß sie, ab- 
shen von ihrem Nuten für die Beziehungen 
schen Behörden und Beamten, mit der öffentlichen 
derung der Wohnungsverbesserung wenig zu tun 
en. Sie tragen den gleichen Charakter wie die Be- 
bungen mancher privater Arbeitgeber, die gleich- 
s Dienstwohnungen für ihre Arbeitnehmer bauen 
ihnen die Beschaffung eigener Wohnungen er- 
htern. 


nmunaler Wohnungsbau für den allgemeinen 
hnungsmarkt. 


ehr viel bedeutender wie der Bau von Dienst- 
nungen war die kommunale Bautätigkeit für den 
emeinen Wohnungsmarkt, die in nahezu allen be- 
tenden Ländern (mit Ausnahme der U.S.A.) zum 
desten vorübergehend eine gewisse Bedeutung ge- 
t hat. 

en absolut größten Umfang hat die kommunale 
ınbautätigkeit in ENGLAND zu verzeichnen. Von 
1919—1929 mit staatlicher Unterstügung errich- 
n 939030 Wohnungen (248 Wohnungen auf 10000 
wohner) entfielen nicht weniger als 527 769 Woh- 
gen (139 Wo. auf 10000 Einw.) auf die kommu- 
‚ Bautätigkeit. 411261 Wohnungen (109 Wo. auf 
00 Einw.) wurden mit staatlicher Unterstütung 
privaten Bauherren, darunter auch gemeinnütigen 
vereinigungen (Public Utility Societies) errichtet. 
e staatliche Unterstügung wurden 537 618 Woh- 
gen (142 Wo. auf 10000 Einw.) gebaut, wobei es 
allerdings fast ausschließlich um Wohnungen für 


die etwas besser situierten Kreise handeln dürfte. 
Weit über V/3 der gesamten Bautätigkeit der Nach- 
kriegszeit entfällt somit auf die Gemeinden. 

Prozentual noch bedeutender ist die Wohnbautätig- 
keit von WIEN. Hier hatte der Hausbesig während 
der Inflation seine Hypothekenschulden vollständig 
abstoßen können, ohne daß später eine Aufwertung 
erfolgt war. Der Mieterschug — soweit er sich auf 
die Höhe der Miete bezieht — ist bisher nur wenig 
gelockert worden. Der Mietzins betrug im Jahre 1929 
nur 16/0 des Vorkriegszinses. Durch eine progressiv 
gesteigerte Wohnbausteuer, die auf den Althausbesit, 
gelegt wurde, wurde ein erheblicher Teil der Mittel 
beschafft, die fiir die kommunale Neubautätigkeit er- 
forderlich waren. Der übrige Geldbedarf wurde aus 
den laufenden Steuermitteln genommen. Die Miete 
wurde so festgesetzt, daß dadurch nur die Instand- 
haltungs- und Verwaltungskosten sowie die Steuern 
gedeckt werden. Irgend eine Verzinsung noch so be- 
scheidener Art des aufgewendeten Baukapitals kommt 
nicht in Anrechnung. Die Mieten der Neubauwohnun- 
gen werden somit den Mieten der etwa gleichwerti- 
gen Altbauwohnungen gleichgesett, für welche in- 
folge des streng beibehaltenen Mieterschutes gleich- 
falls eine irgendwie nennenswerte Verzinsung des 
Baukapitals nicht stattfindet. Der durchschnittliche 
Mietpreis beträgt für die überwiegende Mehrheit 
aller Wohnungen 15—20 Groschen (9—12 Pfg.) für 
den Quadratmeter Wohnfläche. Für eine Wohnung 
von 38 qm also 5 Schilling 70 Groschen (= RM. 3,42). 
Hierzu kommt dann noch die Wohnbausteuer, die 
durchschnittlich für die Kleinwohnung 1 Schilling 50 
Groschen beträgt (= RM. 0,90). 

Nach Fertigstellung des zweiten großen Baupro- 
gramms im Jahre 1932 werden dem allgemeinen Woh- 
nungsmarkt nicht weniger als 64000 Gemeindewoh- 
nungen (346 Wo. auf 10000 Einw.) zur Verfügung 
stehen. 

In DEUTSCHLAND hatten die Gemeinden in ge- 
ringem Umfange bereits vor dem Kriege für den all- 
gemeinen Markt gebaut, 1918—20 erstellten die Mit- 
sliedsstädte des „Deutschen Stadtetages“ insgesamt 
39142 Behelfswohnungen (in Baracken oder durch 
Ausbau bestehender Gebäude) teils selbst, teils er- 
möglichten sie die Herstellung durch Zuschüsse oder 
Darlehen. 1926—1929 wurden von den Städten für 
über 50 000 Einwohner 29 707 Wohnungen errichtet. 
Wie noch an anderer Stelle angeführt, förderten die 
deutschen Städte die Wohnbautätigkeit vor allem 
durch die Unterstiijung gemeinnütiger Bauvereini- 
gungen. 

Auch in HOLLAND, DÄNEMARK, SCHWEDEN 
und NORWEGEN hat die kommunale Wohnbautätig- 
keit Bedeutendes geleistet. Sie hat vor allem für die- 
jenigen Kreise Wohnungen gebaut, die weder von der 
privaten noch von der gemeinnütigen Wohnbautätig- 
keit erfaßt wurden, also für die ganz unbemittelten 
Schichten, unter besonderer Berücksichtigung auch der 
kinderreichen Familien. Es errichteten: Amsterdam 
10 163 Wohnungen (143 Wo. auf 10 000 Einw.), Haag 
7058 (176 Wo. auf 10000 Einw.), Rotterdam 6620 
(116 Wo. auf 10000 Einw.), Kopenhagen 9450 (334 
Wo. auf 10000 Einw.), Stockholm 3546 (75 Wo. auf 
10 000 Einw.), Oslo 5448 (217 Wo. auf 10 000 Einw.). 
In der SCHWEIZ steht Zürich mit 503 kommunalen 
Wohnungen an der Spite. In der TSCHECHOSLO- 
WAKEI haben 1919—1924 die Gemeinden unter In- 
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anspruchnahme staatlicher Unterstügung 1624 Miet- 
häuser mit 14890 Wohnungen und 33101 Wohnräu- 
men gebaut, außerdem noch 676 Kleinhäuser mit 764 
Wohnungen und 2236 Wohnräumen. Eine weniger 
umfangreiche Bautätigkeit hat in LETTLAND die 
Stadt Riga und haben in POLEN einige Städte ent- 
faltet. 

In den U.d.S.S.R. ist — wie bereits erwähnt — die 
Wohnbautätigkeit der lokalen Sowjets als Teil der 
staatlichen Bautätigkeit aufzufassen. Sie umfaßte 1930 
nahezu ‘/; der gesamten Bautätigkeit. 


Wohnbauförderung durch die Gemeinden 


Steuererleichterungen. 


In einem großen Teil der berichtenden Länder wer- 
den für Wohnungsneubauten nicht nur die staatlichen, 
sondern auch die in Betracht kommenden kommuna- 
len Steuern ganz erlassen oder doch stark ermäßigt. 


Bodenpolitik. 


In den meisten Ländern haben die Gemeinden die 
Bautätigkeit, besonders die der gemeinnütigen Bau- 
vereine, durch die billige Bereitstellung städtischen 
Geländes unterstütt. Das geschah unter anderem in 
DEUTSCHLAND, wo die Gemeinden in den Jahren 
1926—1929 der Bautätigkeit ?/, bis */, des gesamten 
von ihr benötigten Baugeländes zur Verfügung ge- 
stellt haben, und zwar meistens zu entgegenkommen- 
den Bedingungen. Seit 1926 haben 70 Städte mit mehr 
als 50 000 Einwohnern von ihrem Grundbesitz 242 711 
ha für die Bautätigkeit bereitgestellt und diese Flä- 
chen entweder selbst verbaut oder zu Siedlungs- 
zwecken abgetreten. 

Bei der Abgabe von städtischem Baugelände wer- 
den in Deutschland, wie in einer Reihe anderer Län- 
der, Verträge abgeschlossen, die die künftige spekula- 
tive Verteuerung der Grundstücke ausschließen sollen. 
Das geschieht z. B. durch Sicherung des Rückkauf- 
rechts der Gemeinden zu dem ursprünglichen Preis 
zuzüglich etwa inzwischen vorgenommener Verbesse- 
rungen und abzüglich der Abnutung der Gebäude. 
Ferner durch langfristige Pachtverträge, Erbbaurecht 
(lease hold) und dergl. 

Auch in ÖSTERREICH, SCHWEIZ, HOLLAND, 
DÄNEMARK, SCHWEDEN, NORWEGEN und LETT- 
LAND stellt sich die kommunale Bodenpolitik mehr 
oder minder in den Dienst der Wohnbautätigkeit. 

In ITALIEN werden die Volkswohnhäuser im all- 
gemeinen auf Gelände errichtet, das von den Ge- 
meinden für diesen Zweck erworben oder zu billigem 
Preise enteignet wurde. In vielen Fällen wird das 
Baugelände kostenlos zur Verfügung gestellt. Bemer- 
kenswert ist es, daß hier die Gemeinden gesetlich 
verpflichtet sind, auf eigene Kosten für Kanalbauten, 
Wasserleitung, Beleuchtung, Straßen usw. auf allen 
Baugrundstücken zu sorgen, die Körperschaften und 
Privaten zur Errichtung billiger Wohnhäuser zuge- 
wiesen werden. 

Wie in Italien haben auch in den meisten anderen 
Ländern die Gemeinden das Recht, das für den Woh- 
nungsbau erforderliche Gelände zu enteignen. 

In der U.d.S.S.R. wurde nach der Oktober-Revolu- 
tion 1917 der gesamte Grund und Boden enteignet 
und gehört nunmehr dem Staat resp. den Gemein- 
den. Hier wird für den Neubau von Privathäusern 
der Boden nicht käuflich, sondern in langfristiger 
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q 
Dauerpacht iiberlassen. Die Pacht dauert bei | 
bauten 65 Jahre, bei nur zum Teil aus Stein e 
teten Häusern 55 Jahre und bei Holzbauten 45] 


Beschaffung von Baudarlehen. 


Die bedeutendste Leistung der Gemeinden au: 
Gebiete der Wohnbauförderung liegt in der Be 
fung von Baudarlehen zu günstigen Bedingunge 

In DEUTSCHLAND haben sich schon in der 
kriegszeit die Gemeinden mit der Erleichterun; 
Baugeldbeschaffung befaßt. Drei Städte hatten A 
ten für erststellige Hypotheken errichtet, 43 sold 
zweite Hypotheken, 13 Städte hatten besondere 
lehenskassen geschaffen. In der Nachkriegszeit dü 
dieHypothekenbeträge, für welche dieStädte und] 
kreise Bürgschaften übernommen haben, schätz 
weise 1 Milliarde Mark übersteigen. Außerdem | 
sie durch Aufnahme eigener Anleihen und aus 
fügbaren Eigenmitteln dem Wohnungsbau in 
Jahren 1924—1929 Baukapital in der Höhe vo: 
nähernd 2 Milliarden Reichsmark (ohne die Be 
aus der Hauszinssteuer) zugeführt. 

Nachdem in HOLLAND der Staat die Förde 
der gemeinniigigen Bautätigkeit mehr und mehr 
gestellt hat, haben die Gemeinden diese Auf 
übernommen und leisten Hypotheken-Darlehe: 
die gemeinnütigen Bauvereinigungen bis zum Hé 
betrag von 95, ja 100°/o der gesamten Bau- und 
ländekosten für eine Annuität (Verzinsung und 
gung), die Ende 1930 4,5°/o betrug. 

Bedeutende Unterstügungen gewährten die Si 
in den NORDISCHEN LÄNDERN der gemeinnüt 
Bautätigkeit durch die Bürgschaftsübernahme 
zweitstellige bezw. drittstellige Hypotheken, die 
anderer Seite gegeben werden. Das geschieht z.B.d 
die Stadt KOPENHAGEN bis zur Höhe von 90%: 
Gesamtkosten, wobei die jährliche Leistung für € 
stellige Hypotheken 6°/o beträgt (Zins und Tilgı 
betrag). In ähnlicher Weise wird die gemeinniitige 
tätigkeit von NORWEGISCHEN STÄDTEN (in 
II. Hypothek bis 90°/o) und in SCHWEDEN (III. 
pothek bis 80°/o und 90°/o) gefördert. In geringe 
Umfang gewährt die Stadt RIGA an Eigenbauer 
ter besonderen Bedingungen zweitstellige Hyp« 
ken im Betrage von 30°/o der Baukosten bei 2% 
Verzinsung. In ENGLAND ist, wie bereits erör 
die staatliche Wohnbauförderung durch Zuschüsse 
Gemeinden wirkungsvoll ergänzt. Ebenso gesch 
das in FRANKREICH durch Gewährung von Zir 


schüssen der Gemeinden zu den staatlichen Darle 


Die Wohnbautätigkeit der gemeinnützii 
Bauvereinigungen 


Die Wohnbautätigkeit der gemeinniigigen Bau 
einigungen hatte in einer Reihe von Ländern, s 
DANEMARK, DEUTSCHLAND, HOLLAND, I 
LIEN, OSTERREICH, SCHWEIZ, TSCHECHOS 
WAKEI schon vor dem Kriege eine gewisse Be 
tung gewonnen und war von Staat und Gemein 
auf verschiedene Weise durch Steuernachlässe, di 
erleichterte Beschaffung von Baugelände, durch 
Fier an bei der Kreditbeschaffung gefördert 1 

en. 

Da in der Nachkriegszeit die Wohnbautätigkeit 
gemeinnüßigen Bauvereinigungen eine ungleich | 
Bere Bedeutung annahm und ihnen vielfach « 


hende Förderung durch Staat und Gemeinde 
wurde, so bekam die Anerkennung der ,,Ge- 
üßigkeit“ für die in Betracht kommenden Bau- 
isationen einen großen wirtschaftlichen Wert. 
rerschiedenen Ländern wird berichtet, daß in- 
einer unklaren oder lückenhaften Fassung des 
fs der „Gemeinnügigkeit“ und vielleicht einer 
ügenden Kontrolle auch reine Erwerbs- oder 
lationsunternehmungen sich die Vorteile, die 
meinnütigen Bauvereinigungen zugedacht waren, 
iffen konnten. Es ist deshalb von allgemeinem 
ssse, festzustellen, wie in den einzelnen Ländern 
egriff der Gemeinnütigkeit formuliert und wie 
olliert wird, daß die Geschäftsführung den Vor- 
zungen für die Anerkennung der Gemeinniitig- 
virklich entspricht. 


Begriff der Gemeinnügigkeit. 


ENGLAND versteht man unter einer gemein- 
en Bauvereinigung (Public Utility Society) eine 
ssenschaft mit beschränkter Haftung, die auf 
d des Gesetes über die „industrial and provi- 
societies zur Errichtung von Arbeiter-Wohn- 
rn gebildet wurde. Sie muß ihre Kapitalverzin- 
und Dividende auf 6°/o beschränken, muß die 
ungen den Mietern dauernd sicherstellen und 
. einen Einfluß auf die Verwaltung einräumen. 
DEUTSCHLAND hat die Reichsregierung dem 
stag kürzlich ein Geset vorgelegt, das die be- 
nden Unklarheiten des Begriffs,,‚Gemeinnügigkeit“ 
tigen soll. Die „Gemeinnügigkeit“ soll nur dann 
-annt werden, wenn der Träger des Wohnungs- 
; nur für die minderbemittelte Bevölkerung Woh- 
en baut, die der Allgemeinheit zugute kommen 
las Kapital höchstens mit 5°/o verzinst wird. Bei 
sung der Bauvereinigung dürfen die Beteiligten 
tens das eingezahlte Kapital zurückerhalten. Ein 
chieBendes Vermögen ist einem gemeinnütigen 
k zuzuführen. Selbstverständlich muß die Un- 
nütigkeit des Unternehmens nicht nur satungs- 
® festgelegt sein, sondern auch die Art der Ge- 
tsführung muß vom Geist der Gemeinnütigkeit 
lt sein. 

hr viel schärfer ist der Begriff der ,,Gemein- 
keit“ in HOLLAND gefaßt. Hier kann eine Ver- 
ung nur dann als gemeinnügig anerkannt wer- 
wenn ihr Ziel ausschließlich darauf gerichtet ist, 
Wohnungsbau zu fördern und wenn ihre Statu- 
olgende Bestimmungen enthalten: 

orschriften, aus denen hervorgeht, daß die Mit- 
ieder, Anteilhaber, Verwalter oder Verwaltungs- 
tsmitglieder keine wie immer gearteten finan- 
ellen Vorteile haben. Es dürfen höchstens ange- 
essene Entschädigungen für die geleistete Arbeit 
ıd angemessene Zinsen auf eventl. aufgenom- 
ene Gelder gezahlt werden. 

estimmungen, aus denen hervorgeht, daß die Ge- 
inne ausschließlich zur Förderung der Zwecke 
sr Vereinigung Verwendung finden können. 

ie Vorschrift, daß eine Belastung oder Veräuße- 
ıng der Immobilien der Vereinigung nur unter 
illigung der zuständigen Gemeindebehörden er- 
igen darf. 

ie Bestimmung, daß die Vereinigung aufgelöst 
erden muß, sobald die königliche Anerkennung 
sr Gemeinnütigkeit zurückgezogen wird. Wenn 
ne solche Vereinigung aufgelöst wird, so muß ihr 


‘ganzer Besit, der betreffenden Gemeinde gegen 
Vergütung des investierten Kapitals angeboten 
werden. 

Die Statuten dürfen keine Bestimmungen ent- 
halten, denen zufolge Mitgliedern, Anteilhabern 
oder dritten Personen das Recht zum Erwerb von 
Immobilien der Gesellschaft zusteht. 

Hier sei die Bemerkung eingeschaltet, daß die weit- 
gehenden Kontrollrechte, die sich in Holland Staat 
und Gemeinden gegenüber den gemeinnütigen Bau- 
vereinigungen vorbehalten, zum Teil darauf zurück- 
zuführen sind, daß diese einen nur verschwindend 


geringen Prozentsag der Bau- und Geländekosten 


aus eigenen Mitteln aufbringen, die geldgebende, 
bezw. das Darlehen verbürgende Behörde somit das 
ganze wirtschaftliche Risiko übernimmt und sich des- 
halb einen weitgehenden Einfluß auf die Geschäfts- 
führung sichert. 

In manchen Ländern, namentlich in Holland, hat 
das Kommunale Wohnungsamt die Aufgabe, die 
ganze Geschäftsführung der manchmal zahlreichen 
gemeinnütigen Wohnungsbauvereine systematisch zu 
überwachen, und zwar nicht allein den finanziellen 
Teil der Geschäftsführung, sondern auch die Instand- 
haltung der Wohnungen, die Methoden der Vermie- 
tung usw. 

Auch für andere Länder sind Bestimmungen über 
den Begriff und die Kontrolle der ,,Gemeinnütig- 
keit vorhanden, doch bieten sie gegenüber den hier 
angeführten nichts Neues. 

Wesentlich ist, daß diese Bestimmungen nicht nur 
auf dem Papier stehen, sondern ihre Durchführung 
auch ständig nachgeprüft wird. Das geschieht in 
einer Reihe von Staaten durch Staats- und auch Ge- 
meindebehörden. 


Die verschiedenen Arten der gemeinnütigen Bau- 
vereinigungen. 

Die gemeinnütige Bautätigkeit hat sich in den ein- 
zelnen Ländern sehr verschiedenartig entwickelt, doch 
kann man zwei Hauptgruppen unterscheiden. 

1. Selbsthilfe-Organisationen, die von Wohnungs- 
bedürftigen gebildet werden, um in erster Linie für 
sich selbst Wohnungen zu beschaffen. 

2. Wohnungsfürsorge-Organisationen, die von Kör- 
perschaften, Organisationen und Einzelpersonen ge- 
bildet werden, um für die wohnungsbedürftigen 
Volksschichten Wohnungen zu beschaffen. 

In verschiedenen Ländern werden derartige mehr 
oder weniger private Wohnungsfürsorge - Organisa- 
tionen nicht mehr neu gegründet. Die wenigen, die 
dort noch vorhanden sind, stammen aus der Zeit vor 
der systematischen Wohnungsfürsorge des Staates und 
der Gemeinden. 

In vielen Ländern stehen beide Organisationsfor- 
men nebeneinander; auch gibt es gewisse Übergänge 
zwischen beiden Formen. 


Selbsthilfe-Organisationen 


Die Selbsthilfeorganisationen auf dem Gebiete des 
Wohnungsbaues haben meist die Form der Genossen- 
schaft. Jedes Mitglied hat dann in der Mitgliederver- 
sammlung eine Stimme oder aber das Stimmrecht ist 
je nach der Zahl der Geschäftsanteile oder — in einem 
Falle — auch nach der Wohnfläche abgestuft. Der 
von der Mitgliederversammlung gewählte Vorstand 
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führt die Geschäfte ehrenamtlich und wird dabei von 
einem gleichfalls von der Mitgliederversammlung ge- 
wählten Ausschuß (Aufsichtsrat) überwacht. 

Da die Genossenschaften bisweilen so groß wurden, 
daß es unmöglich war in den Mitgliederversammlun- 
gen geschäftliche Einzelheiten zu erörtern, so hat man 
in manchen Ländern (DEUTSCHLAND, ÖSTER- 
REICH, SCHWEDEN etc.) das Delegiertensystem 
eingeführt, wodurch die Rechte der Mitgliederver- 
sammlung auf die von den Mitgliedern gewählten 
Delegierten übergehen. 

Die baugenossenschaftliche Selbsthilfe entwickelte 
sich zuerst in KOPENHAGEN, wo im Jahre 1865 der 
Bauverein „Arbejdernes Byggeforening“ (Arbeiter- 
bauverein) gebildet wurde. Er entwickelte sich gleich- 
zeitig als Sparkasse wie als Bauverein. Die von ihm 
errichteten Häuser, die jeweilig 2—3 Wohnungen 
enthielten, verkaufte er an seine Mitglieder, ohne 
irgend welche Maßnahmen gegen Spekulation zu er- 
greifen. Infolgedessen sind die inzwischen eingetre- 
tenen bedeutenden Wertsteigerungen nur den jewei- 
ligen Besigern zugute gekommen. Der Verein hat im 
Laufe von 64 Jahren insgesamt 1570 Häuser mit 4570 
Wohnungen gebaut, deren Gesamtkosten 16'/2 Mil- 
lionen Kronen (18,5 Millionen RM) betragen. 

Erst kurz vor dem Kriege hat sich die sozial ein- 
gestellte Baugenossenschaftsbewegung in Dänemark 
entwickeln können, die jet auf sehr bedeutende Lei- 
stungen zurückblicken kann. So hat „Arbejdernes 
Andels Boligforening 3400 Wohnungen, ,,Arbejder- 
nes Kooperative Byggeforening“ 2000 Wohnungen 
und „Kobenhavns Almindelige Boligselskab“ 5800 
Wohnungen errichtet. 

In DEUTSCHLAND hat sich die Baugenossen- 
schaftsbewegung seit dem Genossenschaftsgeseg vom 
Jahre 1889 rasch entwickelt und es gab bereits 1914 
1402 Baugenossenschaften. Nach dem Kriege führte 
die Wohnungsnot und die behördliche Förderung zu 
einer stürmischen Weiterentwicklung und es wurden 
am 31. 12. 1929 4383 Baugenossenschaften gezählt, 
von denen 2655 in 17 Baugenossenschaftsverbänden 
zusammengeschlossen waren. Die Mitgliederzahl be- 
trug 684 830, und die Zahl der erstellten Wohnungen 
402 943. Das gesamte Betriebskapital betrug nicht we- 
niger als 2274 Millionen Mark. 

Zu den Selbsthilfeorganisationen sind auch die 
großen und leistungsfähigen Baugesellschaften zu 
rechnen, die in Deutschland durch die verschiedenen 
Berufsgruppen (Gewerkschaften) der Arbeiter, Be- 
amten und Angestellten gebildet wurden, um ihren 
Standesgenossen aus der Wohnungsnot zu helfen. 
Hinter der „Dewog“ (Deutsche Wohnungsfürsorgege- 
sellschaft für Arbeiter, Angestellte und Beamte), die 
1924—1930 nicht weniger als 33 294 Wohnungen er- 
baut und betreut hat, stehen die freigewerkschaft- 
lichen Organisationen. Hinter der „Gagfah“ (Ge- 
meinnübige Aktiengesellschaft für Angestellten-Heim- 
stätten), die bisher 26857 Wohnungen errichtete, 
stehen die Angestellten, vor allen der Deutschnatio. 
nale Handlungsgehilfenverband, der Gewerkschafts- 
bund der Angestellten und die Reichsversicherungs- 

anstalt für Angestellte. Und hinter der „Heimat A.-G.“, 
die bisher 10800 Wohnungen erstellt hat, steht der 
Gewerkschaftsbund der Angestellten. Diese Gesell- 
schaften arbeiten zum Teil unter Gründung von Toch- 
tergesellschaften über das ganze Reich hin. 

Die deutsche Entwicklung hat auch das 
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Baugenos- 


gungen in Schweden sind nicht 
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senschaftswesen im alten ÖSTERREICH und a 
sem Umwege auch das der Nachfolgestaaten 
flußt. Im neuen Österreich hat die Genossens 
bewegung in der Nachkriegszeit in Wien und 
wärts zur Gründung von einer Reihe von Baı 
Siedlungsgenossenschaften geführt, die mit 

stiijung der Gemeinden und teilweise des § 
vor allem Einfamilienhäuser mit Gärten gebaut! 

In der TSCHECHOSLOWAKISCHEN REPU 
in der sich die Baugenossenschaftsbewegung |] 
während der Zeit der Zugehörigkeit zum alten 
reich entwickelt hatte, gab es Ende 1929 im G 
1552 gemeinnügige Bau- und Wohnungsgen 
schaften, 11 gemeinnütige Bauvereine und ei 
meinnütige Bau-Aktiengesellschaft. 816 von | 
Genossenschaften haben von 1919-1929 mit 
licher Unterstügung im Ganzen 1865 Stock 
häuser mit 27029 Wohnungen (19 Wo. auf : 
Einwohner) und 63485 Wohnräumen (einschli 
Küchen) und 13693 Eigenhäuser (meist Ein 
lienhäuser) mit 15921 Wohnungen (11 Wo 
10 000 Einw.) und 52489 Wohnräumen gebaut 

Die Baugenossenschaften der SCHWEIZ habe 
gleichen Charakter wie die bisher beschrieb 
Ende 1928 gab es rund 100 gemeinnütige Baus 
senschaften. Davon hatten 80 Ende 1927 eine 
stand von 14500 Mitgliedern und rund 6700 
nungen. Inzwischen sind diese Zahlen beträchtli 
stiegen. Die größte von ihnen, die „Allgemeine 
genossenschaft“ in Zürich zählte Ende 1930 
11 000 Mitglieder, von den 1300 eine Genossensec 
wohnung innehatten. 

Grundsäglich gleichartig ist auch die Baugen« 
schaftsbewegung in POLEN und NORWEGEN 
sie erst nach dem Kriege aufblühte. 

In NORWEGEN haben 12 Baugenossensch: 
die zu einem Landesverband zusammengeschl 
sind, 1680 Mitglieder und 1375 Wohnungen. Dar 
gibt es noch einige andere Baugenossenschaften. 

Im Jahre 1927 zählten die Genossenschafte 
SCHWEDEN 20127 Mitglieder, wovon 6089 
30°/o auf die Mietrechtvereine entfielen, welche 
Mitgliedern die Wohnung nur mietweise überl 
und 14038 oder 70°/o auf die Besitrechtvereine 
denen das Mitglied einen so großen Teil der 
kosten übernimmt, als dem Werte seiner Woh 
entspricht. Es dürften gegenwärtig in 20000 G 
senschaftswohnungen 60000 Personen wohnen. 
bedeutendste Bauvereinigung ist der das ganze ] 
umfassende H.S.B.-Verband, der in einer ganzer 
zahl von Städten H.S.B.-Vereinigungen hat. Alle 
Stockholm hat H.S.B. seit 1922 4526 Wohnungen 
9722 heizbaren Räumen im Werte von 6200 
Kronen hergestellt. 

Von den 900 bis 1000 gemeinnügigen Bauve: 
weniger als 45 
Stockholm, und 250 in Göteborg. 30°/o dieser Ve 
sind sogenannte Mietrechtvereine, 70°/o sind B 
rechtvereine. 

Das jüngste Glied der internationalen Baug: 
senschaftsbewegung finden wir inder SOWJET-UN 
wo die Bewegung in den Jahren von 1925 bis 
einen sprunghaften Aufschwung genommen ha 
wurden während dieser Jahre 470 Millio 
Rubel (1034 Millionen RM) in Bauten inves 
und damit 4500000 qm Wohnfläche neu gesche 
Den Genossenschaften waren 500 000 Familieı 


ieder angeschlossen mit insgesamt 1!/a Millio- 
Personen, von denen etwa 600 000 Personen mit 
tungen versorgt sind. 

HOLLAND soll die Bautätigkeit der auf Grund 
Vohnungsgesetes arbeitenden Bauvereine in der 
tsache den Wohnungsbedarf der eigenen Mit- 
er decken. In den meisten Fällen sind aber Nicht- 
ieder als Mieter nicht ausgeschlossen. Es gibt 
Gruppen: 

ietervereinigungen (Vereinigungen von direk- 
n Interessenten), die für ihre eigenen Mitglieder 
uen. Diese zahlen einen geringen Jahresbeitrag 
ler übernehmen einen Geschäftsanteil von fl. 10 
s 15 (17—25 RM) als einzige finanzielle Ver- 
lichtung. 

ohnungsfiirsorgevereine (Vereinigungen von In- 
ressenten), die ebenso wie die beschriebenen auf- 
baut sind, nur mit dem Unterschiede, daß die 
nteile gewöhnlich einen höheren Betrag haben, 
id daß die Wohnungen nicht an die Mitglieder, 
ndern an Wohnungsbewerber vermietet werden. 


gibt römisch-katholische, protestantische und 
einzelne jüdische Bauvereinigungen, ferner Bau- 
nigungen gewisser Berufsgruppen oder solche 
yestimmter politischer Einstellung. Infolge dieser 
plitterung ist die Zahl der Bauvereinigungen ver- 
ismäßig groß. Am 1. Januar 1928 gab es in Hol- 
in 549 Gemeinden 1176 Bauvereinigungen mit 
123000 Wohnungen. 


ie Tätigkeit dieser Bauvereine ist in Wirklichkeit 
ine Funktion von Staat und Gemeinden anzu- 
n, weil diese in den meisten Fällen das ganze 
capital oder doch 90 bis 95°/o des Baukapitals 
vaffen. Der Vereinscharakter ist als eine Verwal- 
sform anzusehen. 

ie Bautätigkeit dieser Vereine ist für Holland 
wichtig. Viele Gemeinden ziehen diese Form 
Wohnbautätigkeit dem kommunalen Wohnungs- 
vor. 


yereinsverbände 


den meisten Ländern haben sich die Bauvereini- 
en zu Verbänden zusammengeschlossen. Manche 
ihnen, besonders die deutschen, haben die Auf- 
, die vom Geset vorgeschriebenen Revisionen der 
häftsführung ihrer Mitgliedsgenossenschaften 
hzuführen. Außerdem beraten die Verbände ihre 
lieder in wirtschaftlichen, juristischen und ande- 
Fragen und übernehmen gegenüber der Öffent- 
eit und besonders gegenüber den Behörden die 
retung der gemeinsamen Interessen. Derartige 
inde bestehen u. a. in DÄNEMARK, DEUTSCH- 
ID, HOLLAND, ÖSTERREICH, NORWEGEN, 
WEDEN, SCHWEIZ und TSCHECHOSLOWA- 


Wohnungsfürsorgevereinigungen 


ie Wohnungsfürsorge - Vereinigungen, worunter 
1e Vereinigungen verstanden werden sollen, die 
Wohnungen nicht für ihre eigenen Mitglieder, 
lern für andere Wohnungsbedürftige errichten, 
n nur in HOLLAND, DEUTSCHLAND und ITA- 
N eine größere Bedeutung bekommen. 

ber die holländischen Bauvereine dieses Charak- 
wurde bereits kurz berichtet. Es gibt auch Ge- 
ıden in Holland, welche zur Verwaltung der kom- 


munalen Wohnungsbauten Stiftungen errichten, um 
einen beweglichen Bau- und Verwaltungsapparat zu 
besiten. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß die kom- 
munalen Wohnungen auch von der Gemeinde selbst 
sehr gut verwaltet werden können, ohne den Umweg 
über die Stiftung zu beschreiten. 


In DEUTSCHLAND haben es zahlreiche Städte 
vorgezogen, anstatt selbst zu bauen, gemeinnütige 
Baugesellschaften zu gründen, oder sich an den be- 
stehenden zu beteiligen, um den Wohnungsbaubetrieb 
beweglicher zu gestalten und von den politischen 
Zwistigkeiten im Stadtparlament nach Möglichkeit 
frei zu halten. Die Stadt, entsendet dann eine ange- 
messene Anzahl von Vertretern in den Aufsichtsrat 
der Gesellschaften. 1929 wurden unter den Mitglieds- 
städten des „Deutschen Städtetages“ 40 Städte ermit- 
telt, die diesen Weg beschritten haben. Die Stadt Ber- 
lin ist an 15 mehr oder minder großen Baugesell- 
schaften, 4 Baugenossenschaften, 4 Aktiengesellschaf- 
ten finanziell beteiligt. 

Eine bedeutende Rolle in der deutschen Wohnbau- 
tätigkeit spielen die „Wohnungsfürsorgegesellschaf- 
ten“, von denen je eine für sämtliche preußischen 
Provinzen und auch für die meisten anderen deut- 
schen Länder geschaffen wurde. Zur Durchführung 
ihrer vielseitigen Aufgaben haben diese Gesellschaf- 
ten meist eine finanzwirtschaftliche Abteilung, eine 
Abteilung für Baustoffbeschaffung und eine bautech- 
nische Abteilung. Sie bauen selbst oder auch durch 
Vermittlung ihrer Tochtergesellschaften, sie beraten 
und unterstiijen Bauvereinigungen, Gemeinden und 
Einzelpersonen in allen Fragen des praktischen Klein- 
wohnungsbaues, übernehmen die bautechnische Vor- 
bereitung und die Finanzierung von Bauprojekten 
etc. Die Gesellschaften sind zum Reichsverband deut- 
scher Fürsorgegesellschaften zusammengeschlossen. 

In ITALIEN haben die Gemeinden Institute für 
Volkswohnhäuser geschaffen, die die gleichen Auf- 
gaben wie die städtischen Wohnungsgesellschaften in 
Deutschland und die Wohnungsstiftungen in Holland 
zu erfüllen haben. Die Institute für Volkswohnungen 
sind öffentliche Körperschaften mit den Rechten einer 
juristischen Person. Sie wurden unter Beteiligung 
von Gemeinden, Sparkassen, Kreditbanken und Ge- 
nossenschaften, sowie Gesellschaften jeglicher Art und 
auch unter Beteiligung von Privaten ins Leben ge- 
rufen. Sie haben das Recht, Obligationen aufzuneh- 
men und zur Vermehrung der eigenen finanziellen 
Mittel Kreditoperationen durchzuführen, ohne dabei 
auf Gewinn hinzuarbeiten. 1926 bestanden in Italien 
84 Institute für Volkswohnbauten mit einem Ge- 
samtkapital von 113 Millionen Lire (24,9 Millionen 
RM.) und einem Baubestand von 135 303 Bauten mit 
einem Gesamtwert von 1 667 809 000 Lire (366,9 Mil- 
lionen RM.). Gegenwartig diirfte der Wert der in Ita- 
lien von den Instituten für Volkswohnhauser ausge- 
führten Bauten auf etwa 3 Milliarden Lire (660 Mil- 


lionen RM.) gestiegen sein. 


Die Qualität der Neubautätigkeit 


Das Wohnungsniveau ist gegenüber der Vorkriegs- 
zeit erheblich gestiegen. Doch ist die Steigerung in ein- 
zelnen Ländern sehr verschieden. Sie ist in den Län- 
dern, in denen sich die öffentliche Wohnungsfürsorge 
erst nach dem Kriege recht entwickelte, viel größer, 
als in den Ländern (z. B. England und Holland), in 
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denen die öffentliche Fürsorge schon vor dem Welt- 
kriege einen bedeutenden Umfang angenommen hatte. 

In dem lettischen Bericht wird es ausdrücklich als 
eine wichtige Voraussegung des Fortschrittes auf dem 
Gebiet des Wohnungswesens begrüßt, daß die min- 
derbemittelten Schichten jet höhere Ansprüche an 
die Wohnungen stellen. Die Erhöhung des Wohnungs- 
niveaus in einigen Ländern dürfte vor allem auf zwei 
Tatsachen zurückzuführen sein: 

1. darauf, daß durch die Verschiebung der inner- 
politischen Machtverhältnisse die minderbemittelten 
Schichten, die bisher von der aktiven Einflußnahme 
auf die Regierung ausgeschlossen waren, einen größe- 
ren Einfluß auf die Politik erhielten; 

2. vor allem aber darauf, daß die Wohnungsnot 
der Kriegszeit und Nachkriegszeit die meisten der be- 
richterstattenden Länder nötigte, die Wohnbautätigkeit 
tatkräftig zu fördern. Es war ganz selbstverständlich, 
daß dann, wenn Staat und Gemeinden öffentliche 
Mittel für die Förderung der Wohnbautätigkeit zur 
Verfügung stellten, sie auch bestimmte Vorschriften 
über die Qualität der damit zu errichtenden Woh- 
nungen machten und dafür sorgten, daß diese Woh- 
nungen den berechtigten gesundheitlichen und kul- 
turellen Ansprüchen besser genügten, als das bei 
vielen Kleinwohnungen der Vorkriegszeit der Fall 
war. Besonders wichtig war es, daß in vielen Ländern 
die Gemeinden und die gemeinnütigen Bauvereini- 
gungen im großen Umfang bauten und unter Heran- 
ziehung tüchtiger Architekten eine außerordentliche 
Steigerung der Qualität der Wohnungen erreichten. 

In einigen Ländern war die Qualität der Wohnun- 
gen schon in der Zeit vor dem Weltkriege durch be- 
hördliche Vorschriften geregelt, welche die Mindest- 
forderungen, die an eine Wohnung gestellt werden 
sollen, detailliert angaben. In manchen Ländern wur- 
den diese Forderungen in der Nachkriegszeit erhöht. 
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Die Fortschritte in der Geländeaufschließung, die 
von größtem Einfluß auf die Belichtung und Belüf- 
tung der Wohnungen sind, und die bessere Grund- 
rißgestaltung und Ausstattung werden in dem General- 
bericht über den ,,Bau von Kleinwohnungen mit trag- 
baren Mieten“ (Kongreßpublikation IV) von Prof. 
F. Schuster, Frankfurt a. M., eingehender behandelt 
werden. Besonders bemerkenswert ist der Fortschritt 
in der Ausstattung. In vielen Ländern erhalten jet 
die Kleinwohnungen mustergültig eingebaute Küchen, 
Bade- oder Duscheeinrichtung, eingebaute Schränke 
u. a. In den Bauten der HSB (Schweden), wo die 
Kleinwohnungen ganz besonders komfortabel ausge- 
stattet sind, gibt es auch Staubsauger, Fahrstühle 
und sonstige Bequemlichkeiten. In manchen Ländern 
(z. B. in Deutschland) wird jetzt die Frage diskutiert, 
ob man nicht hier und da auf gewisse Annehmlich- 
keiten der Ausstattung verzichten sollte zugunsten 
einer Vergrößerung der Wohnfläche oder einer Ver- 
ringerung des Mietpreises. Wo allerdings diese Be- 
strebungen so weit gehen, daß der Wohnungsstan- 
dard unter das Niveau herabgesett wird, das in den 
verschiedenen Ländern allgemein als das zuläßliche 
Minimum gilt, da haben sie die prinzipielle Bedeu- 
tung eines Rückganges der Wohnungskultur. 

Zur Frage der Wohnungsqualität gehört auch das 
Verhältnis des Einfamilienhauses zur Stockwerkswoh- 
nung, das gleichfalls in einigen Berichten erörtert 
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wird. Auf dem Lande und in den Klone 
überwiegt wohl in allen Ländern das Einf 
haus. Unter den berichtenden Ländern gibt 
nur zwei Gruppen, in denen das kleine Einf: 
haus auch heute noch in den mittleren und g 
Städten eine erhebliche Bedeutung hat. Es s 
angelsächsischen Länder nebst Holland und | 

In ENGLAND ist in der Wohnbautätigkeit de 
kriegszeit das alte Ideal der englischen Wo 
reformer weitgehend verwirklicht worden, 
für jede Familie ein Einfamilienhaus mit 1—2 
zimmern, einer Küche und mindestens einem 
raum für die Eltern und je einem Schlafraum 
Kinder beiderlei Geschlechtes zur Verfügung 
soll. Außerdem ist die Gewährung staatlicher 
fen an die Bedingung geknüpft worden, d: 
Wohnung eine Badegelegenheit erhielt. | 

Bemerkenswert ist es, daß in den U.S.A., in 
bis vor kurzem das Einfamilienhaus die We 
tätigkeit völlig beherrschte, die Stockwerksw 
gen neuerdings stark zunehmen. In der Ze 
Jahre 1921—1928 ging der Anteil, den die E 
lienhäuser an der Gesamtbautätigkeit hatte 
58,3 auf 35,2%, die der Zweifamilienhäuser ve 
auf 11,1°/o zurück, dagegen wuchs die Zahl 
großen Mietshäusern untergebrachten Woh 
von 24,4 auf 53,7°/o. 

In HOLLAND sind von allen Einwohnern 
in Einfamilienhäusern untergebracht. Auch hi 
man großen Wert darauf, selbst in den Kleinw 
gen mehrere Schlafräume bereitzustellen, dan 
Kinder von den Eltern und auch die Kinder ; 
lei Geschlechts von einander getrennt schlafe: 
nen. Bader sind in Kleinwohnungen nicht iiblic 

In BELGIEN sind mit Unterstügung der | 
Nationale des Habitations 4 bon marché de Be 
bis 1929 34115 Einfamilienhäuser gebaut wore 
genüber 1582 Stockwerkshäusern mit 9017 
werkswohnungen. Die Stockwerkswohnungen : 
sen also nur 21°/o der Gesamtbautätigkeit. 

In den Städten der U.d.S.S.R. wird für dieN. 
tätigkeit ein Vordringen der neuzeitlich einge 
ten Stockwerkswohnungen und ein Zuriickd: 
der kleinen primitiven hölzernen Einfamilien] 
festgestellt. 

In DEUTSCHLAND hatte in der Nachkrie 
das Siedlungswesen, und damit das Einfamilie 
mit Garten eine groBe Verbreitung gefunden. ] 
legten Jahren ist jedoch das Einfamilienhaus de 
zurückgedrängt worden, daß die ungünstigen 
schaftlichen Verhältnisse eine Verkleinerung 
Wohnflächen erzwangen und Kleinstwohnunger 
dem bisherigen Stand der Technik im Stock: 
haus billiger zu errichten waren als im Einfan 
haus. Gegenüber dem Kleinwohnungsbau vor 
Kriege, der von privaten Bauunternehmern best 
wurde, ist das Wohnungsniveau in Deutschlan 
allem durch die tätige Mitarbeit der Gemeinde 
der gemeinnüßigen Bauvereinigungen auBero 
lich gesteigert worden. 

Auch aus den andern Ländern, aus OSTERRI 
ITALIEN, POLEN etc. wird über eine Steig 
des Wohnungsniveaus berichtet. 

Zum Schluß sei hier noch auf die neuen Fi 
der Bauorganisation hingewiesen, die von den 
gewerkschaften in verschiedenen Ländern gesd 
wurden, um die Bautätigkeit, in Sonderheit den 


1 unabhängig von den privaten Bauunter- 
nungen zu organisieren. Es sind die Baugilden in 
and, die nach kurzem Aufschwung wieder stark 
ckgegangen sind. Ferner die Bauproduktiv- 
inigungen in DÄNEMARK, SCHWEDEN, NOR- 
EN, POLEN, ÖSTERREICH und DEUTSCH- 
D. Diese Bauorganisationen stehen meist in 
ndschaftlichen Beziehungen zu dem Teil der ge- 
nütigen Baugenossenschaften, die sich aus Mit- 
lern der Gewerkschaften zusammensegen. 


| DEUTSCHLAND, wo diese Bewegung am stärk- 


sten ist, gibt es zwei Gruppen: die von den christ- 
lichen Gewerkschaften gegründeten „Bauproduktiv- 
genossenschaften“ und die von den freigewerkschaft- 
lich organisierten Bauarbeitern errichteten ,,Bauhit- 
ten“. Besonders die Bauhütten haben eine größere 
wirtschaftliche Bedeutung gewonnen. Im Jahre 1928 
zählten sie in der Zeit der besten Beschäftigung 
26896 Angestellte und Arbeiter, im Durchschnitt des 
gleichen Jahres 17961 Arbeiter. Der Umsat betrug 
120,6 Millionen RM., das Stammkapital 4,7 Millio- 


nen, die Reserven 2,3 Millionen. 


Jie Verwaltung der aufgemeinnütziger Grundlage errichteten Wohnungen 
i die im Zusammenhang damit geleistete soziale und kulturelle Arbeit 


ie Verwaltung kommunaler Wohnungen 


ie umfangreiche Wohnbautätigkeit vieler Ge- 
aden nach dem Kriege brachte ihnen einen Wohn- 
sbesit,, der in manchen Fällen Tausende, ja Zehn- 
ende von Wohnungen umfaßte. Die Verwaltung 
er Wohnungen stellte den Gemeinden neue, große 
gaben, die bisher nicht immer restlos gelöst wer- 
konnten. 
» haben sich in HOLLAND aus den für die städti- 
Wohnungsverwaltung bestehenden gesetlichen 
schriften gewisse Umständlichkeiten ergeben, die 
ze Gemeinden veranlaßt haben, die Verwaltung 
Wohnungsstiftungen abzutreten, die zu diesem 
ke von der Gemeinde gemacht wurden. Die von 
Stiftung zu beobachtenden Verwaltungs-Grund- 
» werden selbstverständlich von der Gemeindever- 
tung bestimmt. Innerhalb dieser Grenzen kann 
aber die Stiftung alle politischen Einflüsse fern- 
en, da ihre Geschäftsführung dem direkten Ein- 
‚ des Gemeinderates entzogen ist. Die Arbeitsme- 
len der Stiftungen sind nach dem erstatteten Be- 
t beweglicher als die der an allerlei Vorschriften 
undenen Stadtverwaltungen. Durch die Heran- 
ung von Personen aus der Bürgerschaft, die mit 
Wohnungsfragen vertraut sind, kann die Stiftung 
deren Erfahrungen zunuge machen, und durch 
Zuziehung von Mietern aus den Gemeindewoh- 
gen kann sie mit den Bedürfnissen der Bewohner 
lung halten. Gewöhnlich wird der Abteilungschef, 
bei der direkten Verwaltung durch die Gemeinde 
fiir zuständig sein würde, in den Vorstand der 
tung delegiert, und die Fühlung mit den Stadt- 
ordneten wird in der Weise gesichert, daß ein Bei- 
rdneter zum Vorsitzenden und die Stadtverord- 
en zu Vorstandsmitgliedern gewählt werden. 
ie Frage, ob derartige Stiftungen notwendig sind, 
allerdings noch sehr umstritten. Es gibt hollän- 
he Gemeinden, die Tausende von Wohnungen in 
ner Verwaltung haben, ohne daß sich die oben 
ähnten Nachteile kommunaler Verwaltung sehr 
lbar gemacht haben. In diesen Gemeinden hat die 
ahrung gelehrt, daß auf die Dauer die Schwierig- 
ten der direkten Verwaltung kleiner werden und 
; der damit verbundene unmittelbare Verkehr der 
neindeverwaltung mit den Mietern auch Vorteile 


Ja, wo in Holland die Gemeindeverwaltung selber 
Verwaltung der Wohnungen durchführte, hat die 
ahrung gelehrt, daß man zweckmäßigerweise das 
lamt auch mit der Verwaltung betraut, weil der 


Baumeister die von ihm gebaute Wohnung am besten 
kennt und weil sich erst nach dem Bezug einer Woh- 
nung die praktischen Mängel und die technischen 
Fehler herausstellen, die dann auf Grund der gewon- 
nenen Erfahrungen bei späteren Bauten ausgeschal- 
tet werden können. 

In DEUTSCHLAND sind für die Verwaltung der 
Gemeindewohnungen nur in den Großstädten beson- 
dere Ämter eingerichtet, wo es sich um eine große 
Menge von Wohnungen handelt. Da, wo ein besonde- 
res Amt für den Bau von Wohnungen vorhanden ist, 
besorgt es in der Regel auch die Verwaltung der 
Wohnungen. Sonst wird die Verwaltung durch ein be- 
stehendes Amt, das Stadtbauamt, die Grundstücksver- 
waltung oder ein anderes Amt mitbesorgt. 

In deutschen Städten wird die Einziehung der Miete 
verschieden geregelt. In manchen wird sie durch be- 
auftragte Kassierer eingezogen, in einigen wird diese 
Arbeit auch privaten Firmen oder Einzelpersonen 
übertragen. Die Stadt Halle hat eine städtische Sied- 
lung (83 Siedlungshäuser) auf 10 Jahre an eine Woh- 
nungspachtgenossenschaft abgegeben, die sich aus den 
Mietern der Häuser zusammensetzt. In Magdeburg 
haben sich die Bewohner städtischer Notwohnungen 
zu einer Genossenschaft zusammengeschlossen, um die 
Grundstücke selbst zu verwalten. 

In WIEN ist die Verwaltung durch ein besonderes 
Amt durchgeführt. Für die einzelnen Wohnbauan- 
lagen werden Mieterausschüsse gewählt, mit denen 
die Wohnungsbeamten zusammenarbeiten. 

In KOPENHAGEN geschieht die Verwaltung durch 
eine besondere Abteilung der Direktion für städti- 
schen Grundbesit. Das Einkassieren der Mieten findet 
durch Hausverwalter statt. 

In OSLO untersteht die Verwaltung einem Ge- 
meinderat-Ausschuß. Die laufende Arbeit wird durch 
einen städtischen Beamten durchgeführt. 

In SCHWEDEN wird die Verwaltung der kommu- 
nalen Wohnungsbauten durch die Bauämter durchge- 
führt. Die Erhebung der Mieten geschieht durch Haus- 
meister („Vice-Värden“). Außerdem sind für jeden 
Distrikt Bauverwalter angestellt. 

In ENGLAND führt ein städtischer Beamter die 
Aufsicht über alle Arbeitersiedlungen, die die Ge- 
meinde errichtet hat, und ist für die Vermietung, 
kleine Reparaturen, die Mieteinziehung etc. verant- 
wortlich. In den Siedlungen des Londoner Grafschafts- 
rats mit weniger als 750 Mietern werden die Mieten 
durch einen Kassierer eingezogen, in größeren Sied- 
lungen wird ein besonderes Büro vorgesehen, wohin 
die Mieten wöchentlich gebracht werden. 
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In den meisten Landesberichten über die Verwal- 
tung kommunaler Wohnungen wird hervorgehoben, 
daß bei der Auswahl der Mieter die soziale Lage der 
Mieter besonders berücksichtigt wird, also vor allen 
Dingen diejenigen Mieter Wohnungen zugewiesen er- 
halten, für die die Wohnungen der privaten Hausbe- 
siter und der gemeinnügigen Baugenossenschaften zu 
teuer sind. Die kinderreichen Familien werden meist 
bevorzugt. 

In HOLLAND hat die Erfahrung gelehrt, daß man 
nicht jeden Bewerber, der zu der Kategorie der in 
Aussicht genommenen Mieter gehört, unbesehen in 
die Wohnung aufnehmen darf. Sowohl im Interesse 
der Hausbewohner, wie in dem einer guten Wirt- 
schaft muß die für eine bestimmte Bevölkerungs- 
kategorie erzielbare Wertstufe möglichst hochgehal- 
ten werden. Und man muß bei der Vermietung dar- 
auf achten, daß jede Familie eine für sie geeignete 
Wohnung bekommt, daß also z. B. Familien mit zahl- 
reichen Kindern auch wirklich große Wohnungen er- 
halten, daß Personen mit kleinem Einkommen billige 
Wohnungen zugewiesen werden und daß Kranke die 
an der Sonnenseite gelegenen Häuser beziehen. Des- 
halb werden vor der Vergebung der Wohnungen sorg- 
fältige Erhebungen über die Wohnungsverhältnisse 
der Wohnungsbewerber, über ihr Verhalten in der 
bisherigen Wohnung und bei der Mietezahlung, über 
ihre gesundheitlichen und wirtschaftlichen Umstände 
als notwendig erachtet. Für asoziale Mieter und auch 
für solche, die wirtschaftlich nicht dazu in der Lage 
sind, normale Mieten zu zahlen, sind in holländischen 
und auch in deutschen Städten besondere Siedlungen 
geschaffen mit Wohnungen einfachster Art, die zu sehr 
niedrigen Preisen abgegeben werden. 

In einigen Berichten wird darauf hingewiesen, daß 
die kleinen Reparaturen von den Hausverwaltern 
selbst durchgeführt werden und deshalb als Verwal- 
ter vorzugsweise Handwerker, wie Tapezierer, Schlos- 
ser und dergl. angestellt werden. In der U.d.S.S.R. 
werden die Arbeiter, denen die Verwaltung übertra- 
gen wird, durch besondere Kurse ausgebildet. Größere 
Reparaturen oder Instandsetungsarbeiten werden an 
Privatfirmen vergeben. 

In allen größeren Siedlungen des LONDONER 
COUNTY COUNCIL befinden sich Reparaturwerk- 
stätten für die zur Durchführung der Reparaturen 
angestellten Handwerker. Die durchschnittlichen Jah- 
reskosten für Reparaturen betragen bei den Bauten 
des Londoner County Council 1—11/20/o der Bau- 
kosten. 

In KOPENHAGEN betragen sie etwa 10°/o der 
Mieten und in OSLO 13—14/o der Miete. (Die Miete 
in Oslo entspricht 9°/o des Gebäudewertes.) 

Wie kaum anders zu erwarten ist, ist das Verhält- 
nis zwischen der kommunalen Wohnungsverwaltung 
und den Mietern nicht überall ungetrübt geblieben. 
In verschiedenen Berichten wird darüber Beschwerde 
geführt, daß die Mieter an die Gemeinde Forderun- 
gen hinsichtlich der Miete und Instandhaltung der 
Wohnung stellen, die sie gegenüber privaten Haus- 
besigern schwerlich geltend machen würden. 

Von allen Berichten, die sich dazu äußern, wird 
darauf hingewiesen, daß der Mietverlust der Gemein- 
den außerordentlich gering ist. In Kopenhagen z. B. 
beträgt er 1,06 pro Mille. Dabei wird allerdings all- 
gemein betont, daß mit großer Strenge auf die Miet- 
zahlung bestanden werden muß. Bei Krankheit, Ar- 


104 


Ki 


beitslosigkeit und dergl. wird nach genauer Pr 
des Einzelfalles evtl. die Miete gestundet oder 
die Zahlung der Miete durch die Wohlfahrtsbe 
veranlaßt. 

Der Bericht aus DEUTSCHLAND klagt daı 
daß bisweilen ungerechtfertigte Ansprüche von 
tern durch die in den städtischen Kôrperschafte: 
Gemeinden sigenden Parteifreunde wirksam ı 
stüßt würden. 

Der Bericht aus HOLLAND betont, daß bei al 
Schwierigkeiten, die sich bei der Verwaltung hie: 
da ergäben, die Mehrzahl der Mieter doch nur 
einen Wunsch habe, in guterhaltenen und für si 
eigneten Wohnungen ungestört wohnen zu kos 
und daß sie dann zufrieden sei, wenn dieser Wı 
erfüllt werde. | 

Nach den erhaltenen Berichten wird in Ho 
mehr als in anderen Ländern Wert auf die erz 
rische Seite einer geordneten Wohnungsverwal 
gelegt. Es werden deshalb vorzugsweise sozial 
schulte Frauen zur Verwaltung der Wohnung hi 
gezogen. Beim regelmäßigen Einkassieren der À 
und bei häufigen Hausbesuchen lernen diese die 
ter, die teilweise zu den ärmsten Schichten geh: 
genau kennen. Sie suchen sie zu einer geordn 
Wohnungspflege zu erziehen und sind ihnen 
sonst in mancherlei Nöten mit Rat und Tat behil 


II. Die Wohnungsverwaltung gemeinnützi 
Bauvereinigungen 


Die Verwaltung der gemeinnütigen Baugesells 
ten oder Wohnungsfürsorgegesellschaften, die ı 
für ihre eigenen Mitglieder bauen, sondern ihre \ 
nungen den minderbemittelten Volksschichten 
Verfügung stellen, unterscheidet sich von der Ver 
tung der Gemeinden, wie eben geschildert wu 
eigentlich nur durch eine größere Beweglichkeit. 

Größere Unterschiede zeigt die Verwaltung de: 
meinnütigen Bauvereinigungen, die die Wehnuı 
an ihre eigenen Mitglieder vermieten. Hier ist es n 
gelungen, die Mitglieder an der Förderung der 
nossenschaftlichen Unternehmung soweit zu ir 
essieren, daß sie ihre Wohnung pfleglicher behand 
als das gemeinhin sonst der Fall ist. In kleinen I 
genossenschaften wird die Verwaltung und die M 
nungsaufsicht ehrenamtlich durchgeführt, in größe 
geschieht das durch Beamte, meistens unter Zuzieh 
von besonderen Bewohner-Ausschiissen. Bei di 
Organisationen erhält das Mitglied meist erst d 
eine Wohnung, wenn es auf sein Geschäftsgutha 
Zahlungen in einer gewissen Höhe geleistet hat. 
ist also verständlich, daß ein Wohnungsinhaber, 
sich gleichzeitig als Mitbesiger der Wohnung fi 
dazu neigt, seine Wohnung sorgsam zu behandeln 
ein Interesse daran hat, den Gesamtbesig der 
nossenschaft, an der er selbst beteiligt ist, zu er 
ten. Auch die Baugenossenschaften sind genöi 
streng auf eine pünktliche Einzahlung der Mieter 
sehen, zumal sie meistens die Mieten knapp ber: 
nen und deshalb keine großen Reserven für etw: 
Ausfälle ansammeln können. 

Bemerkenswert ist eine Einrichtung der Arbei 
Wohnungsbaugenossenschaft in WARSCHAU. I 
haben die Genossenschaften einen Mietversicherw 
verein auf Gegenseitigkeit gegriindet, der im F 
der Not die Zahlung der Miete übernimmt. 

In verschiedenen Ländern machen sich Bestreb 


bemerkbar, die Wohnungsverwaltung von der 
itigkeit abzutrennen, also die Bauvorbereitung, 
urchführung und Finanzierung einer starken und 
iochqualifiziertem Personal ausgestatteten Zen- 
zu überweisen, während die Verwaltung dezen- 
iert durch Tochter - Organisationen oder durch 
a? minder selbstandige Genossenschaften ge- 
t. 
ist der „Arbeijdernes Andelsbolig Forening“ 
eiterwohnungsverein) in KOPENHAGEN als 
ralgenossenschaft Besiter seiner sämtlichen Häu- 
läßt diese aber durch Tochtergenossenschaften 
alten, die eine gewisse Selbständigkeit haben. 
andere Gesellschaft ,,Kobenhavns almindelige 
selskab“ (Kopenhagener allgemeine Wohnungs- 
Ischaft) hat für die Verwaltung 14 wirtschaftlich 
tändig selbständige Tochtergesellschaften mit be- 
nkter Haftung gebildet, die von der Hauptgesell- 
t geleitet werden. 
der bedeutendsten SCHWEDISCHEN Genossen- 
t H.S.B. beschränkt sich die Zentralgenossen- 
t auf die Durchführung der Bauten und deren 
azierung sowie auf sonstige Arbeiten, die zentral 
esten erledigt werden. Die fertigen Häuser wer- 
in den Besig von Tochtergenossenschaften über- 
, die aus denjenigen Genossenschaftern gebildet 
en, die die Wohnungen der neuen Häuser be- 
n haben. 
mz unabhängig von diesen Bestrebungen finden 
in DEUTSCHLAND, daß die Entwicklung der 
nungsfürsorge-Gesellschaften dahin geführt hat, 
sie die Vorbereitung und Durchführung der Bau- 
ibernehmen, und die Baugenossenschaften, für die 
. Bauten durchgeführt waren, im wesentlichen 
raltungsorganisationen werden. Am klarsten ist 
Entwicklung in der Dewog-Bewegung zu verfol- 
wo die Vorbereitung und Durchführung der Bau- 
ei der Zentral-Organisation der Dewog und ihren 
shen Tochtergesellschaften liegt, während die Ge- 
nschaften, die in einem besonderen Verband ver- 
t sind, sich im wesentlichen auf die Verwaltung 
fertigen Häuser beschränken. 
diesem Zusammenhang ist auch die interessante 
äcklung der Wohnungspachtgenossenschaften in 
J.D.S.S.R. zu erwähnen. Nach der Enteignung des 
ischen Miethausbesites im Jahre 1917 hatte man 
inmittelbare Verwaltung zunächst den Hausaus- 
sen iibertragen, die von den lokalen Organen 
Kommunalverwaltung ernannt wurden. Später 
es auf Grund des Geseges über die Wohn- 
ssenschaften vom Jahre 1924 zu einer vollständi- 
Reorganisation der Verwaltung auf genossen- 
tlicher Grundlage. Es wurden Wohnungsmietge- 
snschaften gegründet, welche die dem Staat ge- 
nden Miethäuser in Pacht übernehmen. Nach etwa 
jähriger Entwicklung verfügten diese am 1. Ja- 
1931 über ca. 35 Millionen Quadratmeter 
nfläche für etwa 6 Millionen Einwohner. Sie 
n große Beträge für die Instandhaltung der 
ihnen übernommenen Häuser aus und erhöhten 
ı die bessere Ausnütung und gleichmäßigere Ver- 
ng der neu instandgesegten Wohnungen die 
hschnittsnorm des auf den Kopf der werktätigen 
Ikerung entfallenden Wohnraums. Da eine große 
hl von Häusern außerhalb der Genossenschaften 
, so gründete man zu ihrer Verwaltung soge- 
te staatliche Häusertrusts. Man hat jedoch damit 


nicht besonders günstige Erfahrungen gemacht und 
leitete ‚daher mit Beginn des Jahres 1931 die Verwal- 
tung dieser Häuser in kooperative Formen über. 


Die im Zusammenhang mit der gemein- 
nützigen Bautätigkeit geleistete soziale und 
kulturelle Arbeit 


Wie aus einer Reihe von Landesberichten hervor- 
geht, findet der Gedanke immer mehr Anerkennung 
und Verbreitung, daß die Schaffung guter Wohnungs- 
verhältnisse eine der wichtigsten Grundlagen für die 
soziale und kulturelle Entwicklung, ja das ganze Le- 
ben der Bevölkerung bildet. 

Die Zusammenfassung der Bautätigkeit durch Ge- 
meinden und gemeinnütige Organisationen in der 
Nachkriegszeit gab die Möglichkeit, für größere Woh- 
nungskomplexe sogenannte Wohnungsergänzungen zu 
schaffen, d. h. Einrichtungen, die die bescheidenen 
Räume einer Kleinwohnung in mannigfacher Rich- 
tung ergänzen. 

So hat man im Zusammenhang mit neuen Wohn- 
bauten und Siedlungen Waschküchen eingerichtet, die 
mit elektrisch betriebenen Maschinen und allem son- 
stigen technischen Zubehör ausgestattet sind und für 
die minderbemittelte Hausfrau eine große Arbeits- 
entlastung bedeuten. Man hat Kinderspielpläte ange- 
legt, Planschbecken, gemeinsame öffentliche Gärten, 
Sportpläge, Kindergärten, Kinderhorte, soziale Be- 
ratungsstellen. Man hat hier und da Stätten des Ge- 
meinschaftslebens vorgesehen, also Versammlungs- 
räume für Zusammenkünfte aller Art, für Vorträge, 
Konzerte, Theatervorstellungen, Kinovorführungen 
und dergl., ferner Bibliotheken, Leseräume, Klub- 
räume und dergl. mehr. 

In DEUTSCHLAND konnte man bei der Schaffung 
von Wohnungsergänzungen an die mannigfachen An- 
säge anknüpfen, die die aufblühende gemeinnütige 
Bautätigkeit der Vorkriegszeit bereits geschaffen hatte. 
In der Nachkriegszeit ist eine Menge derartiger Ein- 
richtungen vorgesehen worden. 

In besonderer Menge und in großer Mannigfaltig- 
keit sind derartige Einrichtungen von der Gemeinde 
WIEN im Rahmen ihrer großzügigen Bautätigkeit 
durchgeführt worden. 

Auch aus DÄNEMARK, DEUTSCHLAND, ENG- 
LAND, HOLLAND, ITALIEN, NORWEGEN, POLEN, 
SCHWEDEN, SCHWEIZ und U.d.S.S.R. wird über 
Bestrebungen und Einrichtungen dieser Art berichtet. 
In Deutschland und der Schweiz werden von einigen 
großen Baugenossenschaften besondere Zeitschriften 
für ihre Mitglieder herausgegeben, um eine ständige 
Verbindung zwischen der Genossenschaftsleitung und 
den Einzelmitgliedern zu schaffen und die Mitglieder 
zu einer lebendigen Mitarbeit an den Aufgaben der 
Genossenschaft zu erziehen. 

In SCHWEDEN hat sich vor allem die H.S.B. in 
dieser Richtung mit großem Erfolg betätigt. Bemer- 
kenswert ist es, daß sie sogar ein Seebad mit Ferien- 
häusern etc. für ihre Mitglieder errichtet hat. 

Besonderer Wert wird auf den Ausbau derartiger 
Gemeinschaftseinrichtungen in der SOWJET-UNION 
gelegt. Von einer Moskauer Genossenschaft wurde 
1929 ein Haus kollektiver Lebensformen „für 1000 
Personen“ errichtet. Das Haus hat eine Gemein- 
schaftsküche mit Speisehalle, einen Klub mit Biblio- 
thek und Leseraum, eine Kleinkinderbewahranstalt, 
Kindergärten, Räume für Vorlesungen, Einrichtungen 
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für Sonnenbäder usw. In Moskau und anderen Städ- 
ten sind eine Anzahl derartiger Häuser jett im Bau 
begriffen. Nach dem von der SHEL LE un 
ausgearbeiteten Entwurf soll von 1931 an bei 50 /o 
aller Wohnungen nicht Einzelküchen, sondern die ge- 
meinschaftliche Deckung der Lebensbedürfnisse vor- 
gesehen werden. In den jest im Bau befindlichen 
neuen Industriestädten sollen diese Bestrebungen 
möglichst weitgehend verwirklicht werden. Es zeigt 
sich hier eine ähnliche Entwicklung wie in den U.S.A., 
wo allerdings nicht für die Unbemittelten, sondern 


1 


für die Mittelschichten Apartment-Häuser mit 
Erleichterungen und Ergänzungen des Privath 
tes gebaut werden. 4 
In der U.d.S.S.R. besteht die Absicht, die 

alten Städten bereits existierenden Häuser 

neuen Typus anzupassen. Es wird daher ein 

vom Ausschuß angenommener Geseßentwurf 
arbeitet, wonach 10°/o der Brutto-Mieteinnahn 
die Schaffung von Einrichtungen zur kollektiy 
friedigung der Lebensbedürfnisse der Bewohn 
wendet werden sollen. 


C. Ist unter den gegenwärtigen Verhältnissen die auf privatwirtschaffl 
Rentabilität eingestellte Bauwirtschaft (private Bauunternehmung) 
öffentliche Unterstützung in der Lage, den Wohnungsbedarf der br 
Schichten der Bevölkerung (Bedarf an Kleinwohnungen) in einer Weis 
decken, die den wirtschaftlichen, sozialen, hygienischen und kulture 


Anforderungen entspricht? 


Als Unterlage für die Diskussion der vorstehenden 
Frage wurde Material über den gegenwärtigen Stand 
der Bau- und Geländekosten, der Finanzierung und 
der sich hieraus ergebenden Mieten sowie über das 
Verhältnis der Miete zum Einkommen beschafft. 

Gegenüber der Vorkriegszeit sind die Baukosten 
ganz erheblich gestiegen, so in FRANKREICH um 
60°/o, DÄNEMARK um 62,5%, DEUTSCHLAND um 
89°/o und U.S.A. mehr als 100°/o. In verschiedenen 
Landern war die Steigerung der Baukosten bedeuten- 


der als die des Durchschnittseinkommens der minder- : 


bemittelten Bevélkerung. 


Bau- und Geländekosten 


Als wir bei der Veranstaltung der Umfragen nähere 
Angaben über die Baukosten verlangten, erwarteten 
wir nicht, daß sich die Ergebnisse ohne weiteres mit- 
einander vergleichen lassen würden, sondern hofften 
nur, daß sie das Verständnis für das Zustandekom- 
men der Mietpreise und für das Verhältnis der Miete 
zum Einkommen erleichtern würden. 

Wie durch die Berichte der einzelnen Länder be- 
stätigt wird, sind die Voraussegungen für die Bau- 
kosten nicht nur zwischen den einzelnen Ländern ver- 
schieden, sondern auch innerhalb desselben Landes, 
ja innerhalb desselben Ortes. 

Auf die mancherlei Umstände, die eine Verteue- 
rung oder Verbilligung der Baukosten bewirken, kann 
hier nur kurz hingewiesen werden. So sind innerhalb 
des gleichen Landes in den größeren oder kleineren 
Städten die Lohntarife verschieden und die Preise 
der Baumaterialien sind wesentlich bedingt durch den 
Komfort. 

In der gleichen HOLLÄNDISCHEN STADT sind 
die Baukosten dann erheblich geringer, wenn der 
Bauplaß unmittelbar am Kanal liegt, also billige Was- 
serfracht verwendet werden kann, als wenn der Bau- 
play in größerer Entfernung vom Wasser liegt und 
infolgedessen das Baumaterial auf Wagen umgeladen 
werden muß. 

Eine bedeutende Rolle spielt auch der Baugrund; 
in manchen holländischen Städten wechselt Tonboden, 
Sandboden und Moorboden, und je nachdem der 
Grund beschaffen ist, kann man in dem gleichen Stadt- 
viertel auf billigsten Fundamenten bauen oder muß 
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teuere Pfahlroste oder Eisenbetonroste verwen 

Wesentliche Verteuerungen finden in HEL 
und in STOCKHOLM dadurch statt, daß auf 
gebaut wird und die Gräben für die Kanali: 
Wasserleitung und dergl. 2 m tief in dieses har 
stein eingesprengt werden müssen. 

In POLEN werden die Ersparnisse, die dur 
niederen Löhne gemacht werden, in manchen ( 
den durch die teueren Materialpreise überko 
siert, die eine Folge der ungenügenden Entwi 
der Bauindustrie sind. 

Die Baugrundstückspreise sind in DEUTSCHI 
ÖSTERREICH und in anderen Ländern zurück; 
gen. Aus der TSCHECHOSLOWAKEI wird jedo 
richtet, daß in den Städten mit einer lebhafter 
tätigkeit die Bodenpreise bis zum doppelten Pr: 
stiegen sind. Seltsamerweise hat auch in poln 
Städten, speziell in WARSCHAU, eine erhe 
Steigerung der Preise eingesett, obgleich diese § 
rung nicht durch eine starke Bautätigkeit erkl 
ist. Die Steigerung der Bodenpreise wird hier a 
starke Bodenspekulation zurückgeführt. 

Die Geländeaufschließungskosten sind im allg 
nen im gleichen Verhältnis gestiegen wie die 
kosten. 

Einen großen Einfluß auf die Steigerung der 
kosten hat auch die allgemeine Hebung des. 
nungsstandards gebracht, die in der besseren At 
tung der Kleinwohnungen zum Ausdruck komn 
lassen sich deshalb die Baukosten der Gegenwai 
m’ umbauten Raum oder pro m? Wohnfläche g 
net, nicht ohne weiteres mit den Preisen der 
kriegszeit vergleichen. 

In neuerer Zeit haben Architekten und Städte 
der verschiedenen Länder der Frage erhöhte 
merksamkeit gewidmet, wie die Baukosten heı 
segt werden können. Die Arbeit der Fachleut 
streckt sich vor allem auf die Typisierung der G 
risse, Normung der Fachteile, wissenschaftlich 
tersuchung der Baustoffe, Bauverfahren, Ration: 
rung der Bauorganisation, bessere Planung de 
ländeaufschließung, Verbilligung des Straßen 
etc. etc. Diesen Bestrebungen haben auch die B 
den verschiedener Länder ihre Aufmerksamke 
schenkt. Sie haben darauf hingewirkt, daß die V 


en zu großen, zusammenhängenden Anlagen ver- 
t werden, daß typisierte Grundrisse und ge- 
ıte Bauteile verwendet werden u. a. Außerdem 
n sie in verschiedenen Ländern erhebliche öffent- 
Mittel zur Verfügung gestellt, um die Baufor- 
ng zu fördern. In Deutschland wurde mit Reichs- 
eln eine besondere „Reichs-Forschungs-Gesell- 
ft für Wirtschaftlichkeit im Bau- und Wohnungs- 
n“ geschaffen. 


anzierung 


eit schwerer als die relative Verteuerung der 
kosten fällt die Verteuerung des Baukapitals ins 
icht. In FRANKREICH rechnete man in der Vor- 
gszeit mit einer Verzinsung der Hypotheken von 
wenig über 3°/o, jegt muß man mit 5°/o rechnen. 
ı DANEMARK zahlt man gegenwärtig für die 
> Hypothek auf dem privaten Geldmarkt 41/2 bis 
in SCHWEDEN 43/4—5°/o, in NORWEGEN 51/20/0, 
LAND, FRANKREICH und SCHWEIZ 5°/o, in 
TSCHECHOSLOWAKEI und U.S.A. 6°/o, in BEL- 
—6—7°/o. Die durch die wirtschaftliche Entwick- 


hältnis der Miete zu den Gesamtbaukosten. 


lung der Kriegs- und Nachkriegszeit besonders ge- 
schwächten Staaten zahlen bedeutend höhere Zinsen. 
In DEUTSCHLAND, wo man in der Vorkriegszeit 
für die erste Hypothek 41/2 oder weniger zu zahlen 
brauchte, muß man jet 9°/o zahlen, in FINNLAND 
8— 90/0, in POLEN noch viel mehr. 

Zweitstellige Hypotheken sind im allgemeinen auf 
dem privaten Baumarkt nicht oder nur zu sehr hohem 
Zinsfuß erhältlich. Erfolgreich ist dieses schwierige 
Problem in DÄNEMARK durch die Gründung von 
sogenannten Hypothekenvereinen gelöst worden. Diese 
Vereine sind so organisiert, daß die Schuldner einen 
beschlußfassenden Ausschuß ernennen, der die Ver- 
waltung einsett. Im übrigen finden sich Angaben 
über die Verzinsung der zweiten und dritten Hypo- 
theken in den Abschnitten, die die Wohnbauförde- 
rung von Staat und Gemeinde behandeln. 

In der nachstehenden Tabelle (Verhältnis der Miete 
zu den Gesamtbaukosten) sind einige zahlenmäßige 
Angaben über Baukosten und Finanzierung von Klein- 
wohnungen und die sich daraus ergebenden Mietzinse 
gemacht. 


Erforderliche Miete auf 


privatwirtschaftlicher Miete auf Grund 


behördlicher Förderung 


Med Größe der Gesamt- Grundlage 
Wohnung baukosten Absoluter hr Absoluter ole d 
Betrag lo der Betrag N 
RM RM Baukosten RM Baukosten 
änemark (Kopenhagen) . . . . |Ftegenwohnung 16 088 1514 8,71 1213 7,1 
A SCHAN dE. se fc. 9 000 814 454 
tt de à Einfamilienhaus 10 000 740 7,5 400 4,2 
oS Ae 0... - .. . 3 A mit 2112 175 8,3 38 2,5 
olland Einfamilienhaus 
ee. od.Stockwerks-| 3370 ( 506) 287 7.5 
MittelgroBe Gemeinde Wohnung von | 5060 (1012) 438 7,5 
EER BYE ia Saar 80 m? (240 m?) | 5898 (1685) 556 7,5 
jesterreich h en e : 
Wohnungsbauten der Sta agenwohnung 
| Wien?) z ie St RS as boyy von 38 m? 8 820 66 0,75 
Privater Wohnungsbau mit Etagen- 
staatlicher Förderung‘) Wohnungen 320 520 21 168 6,6 
ob der G de Osl Et 
Wohnbau der Gemeinde Oslo, agen- 
263 Wohnungen . . . . . . . Wohnungen 3 472 000 234 080 6,7 
Etagen- 
) Privater Bau!),72 Wohnungen . Wännünden 1 106 000 8,4 
; : TZ mit 545?) Tl 
schechoslowakische Republik . Zune! 1.125 673 9,4 388°) 55 
oy, COR 40 m? 7520 1 278 17 729 9,7 
ander NN. 40 m? 8 480 1018 12 840%) 9,9 


EG SEP LE EP 


) Mit Gemeindebürgschaft für die I. Hypothek. (85°/ der Baukosten). Kleinwohnungen auf privatwirtschaftlicher Grund- 


lage ohne Gemeindebürgschaft werden kaum gebaut. 
) Mit staatlicher Bürgschaft. 


) Mit staatlicher Bürgschaft und staatlichem ZuschuB in der Höhe von 2,5°/o der Hypotheken (90°/o) der Gesamtkosten. 


) Hat Pachtgrund und Il. Hypothek von der Stadt erhalten. 
) Durchschnittsziffern von 6000 Wohnungen. 


) Kleinwohnungen werden ohne öffentliche Unterstützung vom privaten Baugewerbe nicht gebaut. 
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Wir sehen, wie mit dem Zinsfuß auch der Prozent- 
sat, steigt, den die auf privatwirtschaftliche Rentabili- 
tat eingestellte Bauwirtschaft fiir die Miete fordern 
muß. Daneben sind die niedrigeren Mietzinse ange- 
geben, die die staatliche und kommunale Wohnbau- 
förderung bei dem Streben, die Mieten den Einkom- 
mensverhältnissen der minderbemittelten Klassen 
anzupassen, erreichte. 


Verhältnis der Mieten zum Einkommen 


Das Wohnungsproblem liegt nicht darin, für alle 
Menschen eine als „Wohnung“ bezeichnete Räumlich- 
keit zu einem Mietpreis zur Verfügung zu stellen, den 
er selbst mit bescheidenstem Einkommen zahlen 
kann. Wenn man sich damit begnügen und weiterhin 
zusehen wollte, wie weite Schichten der Bevölkerung 
in übelsten Wohnungen und Slums verkommen, so 
könnte man heute in manchen Ländern die Woh- 
nungsfrage als gelöst ansehen. 

Ebenso niigt es wenig, möglichst komfortable und 
schöne Wohnungen zu bauen, ohne darauf zu achten, 
daß die dafür geforderten Mieten von den Minder- 
bemittelten bezahlt werden können. 

Das Wohnungsproblem liegt vielmehr darin, den 
Minderbemittelten gesunde und dem gegenwärtigen 
Kulturzustand entsprechende Wohnungen mit einer 
der Kopfzahl der Familie angemessenen Wohnfläche 
zu einem Mietpreis zur Verfügung zu stellen, der im 
richtigen Verhältnis zum Einkommen steht. 

Das wünschenswerte Verhältnis des Einkommens 
zur Miete läßt sich nicht gemeingültig zahlenmäßig 
festlegen. Je nach dem Lebensstandard der Bevölke- 
rung und der Kaufkraft des Lohneinkommens kann 
dieses Verhältnis verschieden sein. 

Letten Endes kommt es darauf an, daß man mit 
dem nach Zahlung der Miete verbleibenden Rest des 
Lohneinkommens noch die zur Aufrechterhaltung 
eines normalen Lebensstandards der Familie erfor- 
derlichen Aufwendungen machen kann. 

Es gibt einen alten Erfahrungssag, wonach der 
Lohn eines Werktages ausreichen soll, um die Wochen- 
miete zu zahlen. In der Tat galt in der Vorkriegs- 
zeit in verschiedenen Ländern */, bis !/; des Einkom- 
mens als angemessene Mietausgabe. Zu dem gleichen 
Ergebnis kommen neue Untersuchungen, die in Hol- 
land durchgeführt wurden. Eine Enquete wurde 1925 
von der Amsterdamer Wohnungsbehörde unter 14000 
Familien veranstaltet, die Wohnungen der Gemeinde 
oder gemeinnütiger Bauvereinigungen bewohnen, und 
eine zweite Enquete der gleichen Behörde erstreckte 
sich auf 2825 Gemeindearbeiter. Beide kamen über- 
einstimmend zu dem Ergebnis, daß gegenwärtig 
durchschnittlich ‘|; der Gesamtausgaben auf die Mie- 
ten entfallen. 

Erschwert wird die Lösung der Aufgabe, die Miete 
in ein erträgliches Verhältnis zum Einkommen zu 
bringen, dadurch, daß bei gleichem Einkommen mit 
der Kopfzahl der Familie das Wohnraumbedürfnis 
wächst, gleichzeitig aber infolge der vermehrten Aus- 
gaben für andere Lebensbedürfnisse der Anteil des 
Lohneinkommens sich verringert, der für die Miete 
der Wohnung zur Verfügung gestellt werden kann. 

In verschiedenen Ländern sind schon vor dem 
Krieg, besonders aber in der Nachkriegszeit, Versuche 
gemacht worden, durch behördliche Eingriffe die 
Miete so herabzuseten, daß sie auch von den minder- 
bemittelten Schichten getragen werden kann. Das ge- 
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schah fiir die Altwohnungen durch den Miete 
und fiir die neuen Wohnungen durch die vo 
nen Maßnahmen der Wohnbauförderung, die 
deren Stellen dargestellt wurden. Wie allerdir 
richtet wird, sind in manchen Ländern, z. B 
England, selbst die behördlich geförderten Wol 
ten für die unteren Arbeiterschichten noch zu 
und noch mehr gilt das für Deutschland, wo n 
kleiner Teil der gesamten Wohnbautätigkeit der 
kriegszeit den gering bezahlten Arbeiterschicht 
gute kam. 

In einigen Ländern sind Versuche gemacht w: 
die Miete, die eine bestimmte Familie für eine 
Raumbedürfnis entsprechende Wohnung zu : 
hat, dem Einkommen unmittelbar anzugleichen 

In ENGLAND wurde in der Gartenstadt W 
für 300 Häuser des Urban Distriet Council un 
Häuser gemeinnütiger Gesellschaften folgende 
nahme getroffen: Es wurde die Grundmiete 
hinaufgesegt und für jeden Untermieter ein Mi 
schlag von wöchentlich 1 /— gemacht. Die so e 
ten Mehreinnahmen wurden dazu verwendet, f 
des Kind von der Geburt bis zu seiner Schule 
sung einen Mietabzug von 6 d wöchentlich z 
währen. 

Eine grundsägliche Anpassung der Miete à 
Einkommen ist in der U.d.S.S.R. durchgeführ! 
der Festsegung der Miete wird von dem Betra; 
gegangen, der notwendig ist, die Instandhalt 
kosten und Amortisationskosten einer gut ausg 
teten Wohnung zu decken. Dieser Betrag beläuf 
je nach der Größe der Stadt auf 30—44 Kopeke 
m’. Je nach der Lage der Wohnung und der Au 
tung (entfernte Lage vom Stadtzentrum, Fehler 
Elektrizität, von Kanalisation etc.) werden pr 
tuale Abzüge von diesem Betrage gemacht. Auf G 
dieser Taxe wird dann die Miete für den einz 
Mieter berechnet, wobei bestimmte Zuschläge 
Ermäßigungen erfolgen, je nach seiner sozialen 
seinem Einkommen und der Zahl seiner nich 
werbsfähigen Familienmitglieder. Diese Miete gi 
9 m? pro Person und eine Zusatfläche von 4,5 m 
Familie. 

Wissenschaftler, die besonders günstige Woh: 
hältnisse benötigen, brauchen auch für eine Z 
fläche von 19 m? nur die Grundnorm zu beza 
Für die darüber hinaus zur Verfügung geste 
Flächen muß ein höherer Sat bezahlt werden. 


Kann auf die öffentliche Förderung der 
Wohnbautätigkeit verzichtet und diese 
wieder ganz der Privatwirtschaft über- 
lassen werden ? 


Zu dieser Frage äußerten sich die Berichterst 
der verschiedenen Länder wie folgt: 


BELGIEN. 


„Das mittlere Einkommen der breiten Schic 
der Bevölkerung (Industriearbeiter) kann auf 
frs. pro Monat, also 50 frs. pro Arbeitstag gesc 
werden. Wenn man berücksichtigt, daß die Arbe 
familie vor dem Kriege auf die Monatsmiete 
Lohn von 3 Arbeitstagen rechnete, so könnte sie 
dafür 3X 50 frs. = 150 frs., also weniger als ein 
tel ihres Einkommens dafür ausgeben. Die auf pr 
wirtschaftliche Rentabilität eingestellte Bautätig 
ist gegenwärtig außerstande, ohne finanzielle U: 


ıng der öffentlichen Körperschaften für die große 
ye der Bevölkerung die erforderlichen Kleinwoh- 
en in genügender Anzahl und in guter Qualität 
ine Miete zur Verfügung zu stellen, die den Ein- 
ten der genannten Schichten entspricht. 
Varum? Weil das investierte Kapital nicht genü- 
-rentiert, d. h. der Mietbetrag, den man errei- 
kann, nicht genügt, um die Verzinsung des 
itals und die Unterhaltungskosten und Steuern zu 


en. 


IEMARK. 


Jer mittelmäßig situierte Arbeiter wäre seinem 
ommen gemäß wohl in der Lage, die Miete zu 
en, welche der Privatbetrieb verlangt und die 
;hnlich um 15—33°/o höher liegt als die der so- 
n Bautätigkeit. Die Folge wäre aber, daß er sei- 
Wohnungsstandard herabseten, sich z. B. mit 2 
mern anstatt 2 Zimmern und Kammer begnügen 
, oder mit 2 Zimmern und Kammer anstatt mit 
mmern und 2 Kammern, welch legtere Wohnungs- 
jedoch für eine Familie mit erwachsenen Kindern 
erlei Geschlechts die natürliche ist. 

Unter normalen Verhältnissen wird auch der- 
se Teil der Bevölkerung, dessen Einkommen be- 
lers niedrig ist, der von Arbeitslosigkeit, Krank- 
und anderen Übeln heimgesucht wird oder eine 
je Kinderschar hat, und dem aus diesen Gründen 
die Miete nur ein geringer Betrag zur Verfügung 
t, die vom privaten Hausbesit verlangte Miete 
ıhlen können, wenn er ganz kleine und in hygie- 
her Beziehung unbefriedigende Wohnungen in 
n Stadtvierteln angewiesen bekommt und man 
it einverstanden ist, daß diese Wohnungen da- 
ch einen höheren Ertragswert erhalten, als ihnen 
ächlich zusteht. Demgegenüber wird eine starke 
ale Bautätigkeit die Folge haben, daß die unge- 
den Wohnungen entvölkert werden und so weit 
Preise herabgehen, daß sie abgebrochen werden, 
daß die an und für sich verwendbaren, jedoch 
eitgemäß kleinen Wohnungen den Arbeitern der 
lrigsten Lohnstufe zur Verfügung gestellt werden, 
das in der natürlichen Entwicklung liegen dürfte.“ 


UTSCHLAND. 


Yer Berichterstatter kommt auf Grund einer ein- 
enden Unterredung über die Baukosten und Fi- 
zierungsmöglichkeiten in Deutschland zu dem Er- 
nis: „Ohne eine solche Hilfe der öffentlichen Hand 
es, wie sich aus den vorstehenden Darlegungen 
ie weiteres ergibt, unmöglich, kleine Wohnungen 
die breite Masse der Bevölkerung zu tragbaren 
ten zu bauen.“ 


GLAND. 


Für Privatunternehmer ist es jegt kaum möglich, 
e öffentliche Unterstiijung Mietwohnungen zu er- 
ten.“ 


ANKREICH. 


Wie in den meisten Ländern der Welt, so haben 
h in Frankreich die durch den Krieg entstandenen 
tschaftlichen Verhältnisse es den privaten Unter- 
mungen unmöglich gemacht, rentable Wohnungen 
die breiten Schichten der Bevölkerung und für 
‚ Mittelstand zu bauen. Der Staat und die Gemein- 
, mußten, je nach der Art der gebauten Wohnun- 


gen, in einem mehr oder minder weiten Ausmaße 
eingreifen. Die hierfür erforderlichen Beträge sind 
durch das normale Budget ohne irgend eine beson- 
dere Steuer aufgebracht. 

„Dieser Zustand wird so lange andauern, als nicht 
die Löhne im Vergleich zu denen der Vorkriegszeit in 
demselben Maße gestiegen sind, wie der Baukosten- 
index und der Zinsfuß für die Baukapitalien.“... 

„Das Privatunternehmertum («l'initiative capita- 
liste») hat innerhalb des Stadtbereiches von Paris — 
und man kann sagen fast in ganz Frankreich — keine 
einzige rentable Arbeiterwohnung geschaffen.“ 


FINNLAND. 


„Wenn wir zu der Frage nach den Verhältnissen 
zwischen Miete und Einkommen der Bevölkerung 
übergehen, so geraten wir an die Kehrseite des finni- 
schen Wohnungswesens. Man muß leider feststellen, 
daß Mietsniveau und Einkommensniveau nach den 
durch den Krieg verursachten Störungen noch kein 
befriedigendes Verhältnis zu einander erreicht haben. 
.... Als allgemeine Regel muß man es ansehen, daß 
in Helsinki die Mieten im Haushalt der gewerblichen 
Arbeiterschaft etwa 30°/o des Einkommens der Fa- 
milie erreichen, in Beamtenkreisen sind Fälle nicht 
selten, in denen die Miete bis zu 50°/o des Gehaltes 
ausmacht. Vor dem Kriege, z. B. im Jahre 1913, 
wurde gerechnet, daß die Wohnungsunkosten in Hel- 
sinki für eine Arbeiterfamilie etwa 12—15°/o der 
Ausgaben betrügen. 

„Es versteht sich von selbst, daß ein derartiges 
Verhältnis zwischen Mietsunkosten und durchschnitt- 
lichem Einkommen auf die Dauer unhaltbar ist. Die 
Situation wird auch als eine Erscheinung einer Über- 
gangszeit angesehen, die man allmählich, wenn auch 
langsam, wird überwinden können.“ 


HOLLAND. 


1. „Ungeachtet der Tatsache, daß Wohnungsbau mit 
behördlicher Unterstügung in den legten acht Jahren 
stark zurückgegangen ist, werden eigentliche Arbeiter- 
wohnungen wenig, und Wohnungen für die ärmsten 
Schichten überhaupt nicht von Privatbauunterneh- 
mern gebaut. 

2. „In den meisten Gemeinden werden vom priva- 
ten Baugewerbe genügend Wohnungen für den Mit- 
telstand hergestellt, in einigen kleineren Städten ist 
es aber nicht der Fall. 

3. „Die Mietzinsgrenze, unter der das Privatbauge- 
werbe den Bedarf auch nicht einigermaßen ausrei- 
chend decken kann, liegt bei Gemeinden mit mehr 
als 20000 Einwohnern verschieden, bewegt sich aber 
bei den meisten Städten zwischen fl. 5,— bis fl. 7,— 
die Woche. 

4. „Der Grund dafür, daß Wohnungen mit einer 
niedrigeren Miete als der eben erwähnten von Pri- 
vaten nicht gebaut werden, liegt hauptsächlich darin, 
daß sie wegen des Preises, den eine Wohnung kosten 
muß, mit keinem angemessenen Gewinnüberschuß 
vermietet werden können. In anderen Gemeinden 
tragen noch andere Nebengründe zu diesem Ergebnis 
bei.“ 


ITALIEN. 

Der Verfasser legt dar, daß die von den gemein- 
nütigen Instituten für Volkswohnungsbau errichteten 
zweiräumigen Kleinwohnungen (1 Zimmer und Küche) 
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mit einer Mindestmiete von Lire 1250, 23°/o des 
durchschnittlichen Arbeitseinkommens beanspruchen 
würden und fährt fort: „Das ist ein verhältnismäßig 
hoher Prozentsat des Einkommens, umsomehr, wenn 
man bedenkt, daß eine zweiräumige Wohnung das un- 
bedingte Minimum für eine aus Eltern und Kindern 
bestehende Familie darstellt und schon erhebliche 
Unzuträglichkeiten bietet. Wenn schon die Mieten der 
Institute für Volkswohnungsbau, die doch unter der 
Norm liegen, nicht im richtigen Verhältnis zu den 
Löhnen stehen, so ist leicht zu verstehen, daß das 
private Baugewerbe, das sich nicht billige Kapitalien 
und Bauflächen verschaffen kann, noch weniger im- 
stande ist, Wohnungen zu angemessenen Preisen für 
die arbeitenden Klassen herzustellen.“ 


NORWEGEN. 


„Die auf privatwirtschaftliche Rentabilität einge- 
stellte Bauwirtschaft kann gegenwärtig nicht ohne 
finanzielle Unterstügung Kleinwohnungen für die 
breiten Bevölkerungsschichten bauen. Die Gründe da- 
für liegen in der Höhe der Baukosten und in der 
Schwierigkeit, Leihkapital zu tragbaren Zinsen ohne 
Gemeindebürgschaft zu bekommen.“ 


POLEN. 


„Zur Zeit vermag die Privatinitiative auf keinen 
Fall Wohnungen zu bauen, deren Mieten die großen 
Bevölkerungsmassen bezahlen könnten.“ 


SCHWEDEN. 


„Die auf privatwirtschaftliche Rentabilität einge- 
stellte Bauwirtschaft hat keineswegs die benötigten 
Kleinwohnungen in ausreichender Weise und in ge- 
wünschter Qualität hervorgebracht. Jedenfalls nicht 
Wohnungen, deren Miete für die breiteren Bevölke- 
rungsschichten erschwinglich waren. Die Gründe sind 
verschiedene: Hohe Bodenpreise und Baukosten sind 
vor allem der Anlaß, daß bei der jetigen Konjunktur 
der private Baumarkt ein willkommenes Feld der 
wildesten Spekulation geworden ist. Da überdies auch 
ein Mangel an guten größeren und teuereren Wohnun- 
gen besteht, so werden die Häuser mit solchen größe- 
ren Wohnungen als aussichtsreichere Spekulationsob- 
jekte angesehen, als die Häuser mit Kleinwohnungen 
von billigerer Art und Ausführung.“ 


SCHWEIZ. 


„In den von der schweizerischen Baustatistik er- 
faßten 350 Gemeinden wurden im Jahrfünft 1926/30 
im ganzen rund 60000 Wohnungen erstellt. Davon 
entfallen auf den Kommunalbau 800, auf die öffent- 
lich unterstütte Bautätigkeit 10 000 Wohnungen. Der 
überwiegende Teil des Wohnungsbedarfes ist also 
durch die private Bauwirtschaft gedeckt worden. 
Diese konnte sich vor allem deswegen so günstig ent- 
falten, weil die Reallöhne in der Schweiz im allge- 
meinen höher sind als zur Vorkriegszeit, wodurch 
breite Arbeitnehmerkreise in die Lage versett wur- 
den, Mietpreise zu bezahlen, die den Wohnungsbau 
rentabel gestalteten. Das war namentlich seit 1926 
der Fall, nachdem sich die Baukosten auf einen Index 
von etwa 170 (1914: 100) stabilisiert hatten und der 
Mieterschug endgültig aufgehoben worden war. 
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À 
- Den Wohnungsbedürfnissen der unteren Arl 
schichten und von kinderreichen Familien ver 
die private Bautätigkeit allerdings nicht zu ger 
Für die Bedarfsdeckung dieser Kreise hatte der 
munale und öffentlich unterstügte Wohnungsba 
zukommen, der in Zürich imstande war, die ty 
Arbeiterwohnung mit zwei und drei Zimmern ( 
schnittlich um 25°/o billiger abzugeben als die p 
Bauwirtschaft.“ | 


TSCHECHOSLOWAKISCHE REPUBLIK. 


»Wenn man auch die im Laufe des Jahres 
eingetretene Senkung der Neubaukosten um 
10°/o in Betracht zieht, die allerdings nach de 
machten Erfahrungen mit der Wiederbelebun; 
Bautätigkeit wieder verloren gehen dürfte, so 
es troÿdem keinem Zweifel unterliegen, daß di 
privatwirtschaftliche Rentabilität eingestellte 
wirtschaft absolut nicht in der Lage ist, die ber 
ten Kleinwohnungen in ausreichender Menge 
guter Qualität zu einer für die breiten Bevölker 
schichten tragbaren Miete herzustellen.“ 


Wie ist die Bauwirtschaft zu organisie 
um den Bedarf an Kleinwohnungen in 
friedigender Weise zu decken? 


Begreiflicherweise beschränken sich die Land 
richterstatter im Wesentlichen auf die Gegenwart 
verzichten zumeist auf Ausfiihrungen dariiber, 
sie sich angesichts der sozialpolitischen Bedeutun; 
Wohnungswirtschaft deren künftige Entwicklung 
stellen. 

Wir meinen daher, daß sich auch der Gener 
richt an diese Grenzen halten und auf eine kurze 
sammenfassung der Ergebnisse der Landesber 
beschränken muß. 

Die Landesberichte gestatten die Aufstellung 
folgenden These: Die Förderung der Wohnbaut 
keit durch die öffentlichen Organe, Staaten und 
meinden, die wir fast in allen Ländern wahrnehi 
zeugt von dem Verständnis fiir die große soziale 
deutung, welche die Art des Wohnens der breiten 
völkerungsschichten für die Gesamtheit hat. 

In nahezu allen Ländern führte die Würdigung 
sozialpolitischen Bedeutung des Wohnens zu Be 
bungen, die Wohnungsverhältnisse zu bessern. In 
gen Ländern hat erst die durch den Krieg bewi 
Wohnungsnot die Aktivität von Staat und Gen 
den auf dem Gebiete des Wohnungswesens 
Höchste gesteigert. In anderen Ländern — wir | 
nen ENGLAND — ist diese Aktivität gleichfalls 
stärksten Maße vorhanden; sie ist jedoch die F 
segung der Bestrebungen, die sich in verschiede 
Methoden und Formen schon vor dem Kriege gez 
haben. 

In anderen Ländern — wir denken an Hollant 
ist auch noch eine gewisse Aktivität wahrzunehn 
Sie ist jedoch bedeutend kleiner, als sie noch 
acht bis zehn Jahren war. In HOLLAND wurde 
Wohnbautätigkeit während der legten Kriegsja 
und ganz besonders in den ersten Nachkriegsjah 
vom Staat im größten Maßstab gefördert. Es war 
Zeit, in der auch den Regierungskreisen die Auf 
sung nicht ganz fremd war, daß Geld keine R 
spiele. Auf die Steigerung der staatlichen Wohnl 


ung folgte ein rascher und jäher Abstieg. Die 
ssungen, die jegt in Holland herrschen, bedeu- 
inen Rückschritt im Vergleich zu denen, die in 
ahren kurz vor dem Kriege galten. 
FRANKREICH ist in der legten Zeit eine neue, 
ersprechende Aktivität wahrzunehmen, so auch 
r TSCHECHOSLOWAKEI. In DEUTSCHLAND 
er Wohnungsbau in den Nachkriegsjahren einen 
n Aufschwung genommen, er wird jedoch neu- 
gs durch die Wirtschaftskrise stark gehemmt. 
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bedarf keiner besonderen Erklärung, daß neu- 
gs die wirtschaftlichen Verhältnisse in vielen 
ern die Bestrebungen auf dem Gebiete der Woh- 
sfürsorge stark beeinträchtigen mußten. Denn 
3estrebungen, welche große finanzielle Forderun- 
n Staat und Gemeinden oder an andere Organe 
ffentlichen Lebens stellen, können nur dann Er- 
haben, wenn es die wirtschaftliche Lage gestat- 
Jas gilt auch für solche Länder, wo der ernste 
> vorhanden ist, die Wohnungsverhältnisse so 
als nur möglich zu bessern. Man kann darüber 
en, ob man die eine soziale Bestrebung durch 
ihrung öffentlicher Unterstügung vor der ande- 
bevorzugen soll. Es unterliegt jedoch keinem 
fel, daß es eine gewisse Grenze für die Lasten 
die ein bestimmtes Land in einer gegebenen 
für die Förderung sozialer Bestrebungen auf sich 
ven kann. 

s Gesamtbild, das sich aus den Landesberichten 
t, zeigt deutlich, daß es noch in keinem Lande 
igen ist, eine so weitgehende Reform der Woh- 
swirtschaft zu verwirklichen, wie sie die sozial- 
ische Bedeutung dieses Problems erforderlich 
t. In den einzelnen Ländern werden ganz ver- 
dene Methoden angewendet. Jede Methode hat 
in gegebenes Land ihren besonderen Wert, und 
Zweckmäßigkeit muß nach den lokalen Verhält- 
n beurteilt werden. Die erfolgreichste Methode 
ie beste. 

ıs einigen Ländern wird berichtet, daß man von 
- Wohnungsnot im eigentlichen Sinne des Wortes 
‘mehr zu sprechen braucht, oder doch stark auf 
Wege ist, diesen Punkt zu erreichen. Allerdings 
auch in diesen Ländern das Problem der Sanie- 
- schlechter Wohnungsviertel noch seine große 
le und sozialpolitische Bedeutung behalten. Fast 
all begegnet man der Auffassung, daß man erst 
n genügenden Vorrat von besseren Wohnungen 
lie Bewohner minderwertiger Wohnviertel schaf- 
muß, ehe man darangehen kann, diese Slums 
erzureißen. x 
‚anderen Ländern ist man noch nicht so weit ge- 
men und wird noch viele Jahre hindurch alle 
te auf die Beseitigung des Wohnungsmangels 
die Schaffung eines genügenden Wohnungsvor- 
; konzentrieren müssen. 
si dieser Wohnbautätigkeit ist besonders in den 
xn Jahren der wirtschaftlichen Krise die Frage in 
Vordergrund getreten, ob man nicht die an die 


Neubauwohnungen zu stellenden Anforderungen vor- 
übergehend ermäßigen sollte. Dem gegenüber steht 
die Auffassung, daß an dem verbesserten Wohnungs- 
standard, so wie er in verschiedenen Ländern im 
Laufe der Zeit erreicht wurde, nicht gerüttelt wer- 


den darf. 


Die Vertreter dieser legten Auffassung stellen sich 
nicht außerhalb der wirtschaftlichen Realität. Siewollen 
lieber eine kleinere Zahl von Wohnungen errichten, 
die den bisher verwirklichten hygienischen und sozia- 
len Forderungen entsprechen, als von diesem mit 
großer Mühe einmal erreichten Niveau herabzustei- 
gen. Sie wollen den in ihrem Lande erreichten Woh- 
nungsstandard unter allen Umständen beibehalten. 


Wie sehr aber auch in den verschiedenen Ländern 
die Ergebnisse der Wohnbauförderung von einander 
abweichen mögen, in einem Punkt scheint die Lage 
überall ähnlich zu sein. Überall ist man noch weit 
davon entfernt, die besseren Wohnungen, die höhere 
Kosten für die Verzinsung und Amortisation des 
Baukapitals und für die Instandhaltung verursachen, 
den großen Mengen von Arbeitern zur Verfügung 
stellen zu können, die zwar ständig beschäftigt sind, 
deren Arbeitslohn jedoch nicht ausreicht, um die Miete 
zu bezahlen, die alle Kosten einer derartigen guten 


Wohnung deckt. 


Die Schägungen des zahlenmäßigen Verhältnisses 
zwischen dem Einkommen und der tragbaren Miete 
sind für die einzelnen Länder verschieden. Allgemein 
jedoch wird angenommen, daß die Miete einen ge- 
wissen Teil des Einkommens nicht überschreiten darf, 
weil die Wohnung sonst außerhalb des wirtschaft- 
lichen Bereichs des wohnungsbedürftigen Arbeiters 
liegt. 

Die Wohnungsreformbestrebungen, die das Ver- 
ständnis für die soziale und sozialpolitische Bedeu- 
tung des Wohnens zeitigte, lassen die Richtung erken- 
nen, in welcher die behördliche Wohnungsfürsorge in 
der nächsten Zukunft vorwärts schreiten muß. Aus 
den Landesberichten geht klar hervor, daß die Woh- 
nungsreform zwei Probleme einschließt: erstens die 
Schaffung und Erhaltung eines genügenden Vorrates 
von guten Wohnungen und zweitens die Anpassung 
der Miete an das Einkommen der Wohnungsbedürf- 
tigen auch in solchen Fällen, wo für die Wohnungs- 
bedürftigen die besseren Wohnungen sonst unerreich- 
bar bleiben müßten. In gewissen Ländern kann man 
schon anfangen, sich mit der Lösung des zweiten Pro- 
blems, der Anpassung der Mieten an das Einkommen 
zu beschäftigen. In anderen Ländern wird man sich 
in der nächsten Zeit noch völlig darauf beschränken 
müssen, vor allem die ärgste Wohnungsnot zu be- 
seitigen und einen ausreichenden Wohnungsvorrat zu 


beschaffen. 


So liegt noch überall für Staat und Gemeinden die 
Notwendigkeit vor, fortlaufend auf die Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse hinzuarbeiten. Die Zeit ist 
noch nicht in Sicht, in der diese Aktivität herabge- 
set werden dürfte. 
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Thesen für die Diskussion des Thema I: | 


in Gegenwart und Zu 
ie sozlalpolitische Bedeutung der Wohnungswirtschaft n | 
easy öffentliche und gemeinnützige Bautätigkeit als Grundlage für die Deckun: 


Wohnungsbedarfes 


A. Wohnbautätigkeit und Wohnbau- 
förderung durch Staat, Gemeinden 
undgemeinnütigeBauvereinigungen. 


1. Die Wohnungsnot nach dem Kriege hat in sämt- 
lichen berichterstattenden Ländern die öffentlichen 
Körperschaften, Staat und Gemeinden genötigt, in 
viel größerem Umfang als in der Vorkriegszeit den 
Wohnungsbau — zumindest vorübergehend — durch 
besondere Maßnahmen zu fördern. 


2. In einer Anzahl von Ländern haben Staat und 
Gemeinden in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber 
Dienstwohnungen für ihre Beamten und Arbeiter ge- 
baut, doch hat diese Tätigkeit im allgemeinen keinen 
besonderen Einfluß auf die Entwicklung des Woh- 
nungsmarktes gehabt. Nur in der U.d.S.S.R. hat der 
Staat in großem Umfang Wohnbauten für den allge- 
meinen Wohnungsmarkt aufgeführt. 


3. Die Gemeinden haben — besonders in der Nach- 
kriegszeit — in zahlreichen Ländern eine beträcht- 
liche Wohnbautätigkeit für den allgemeinen Woh- 
nungsmarkt entwickelt. Doch wird in einigen Ländern 
für die legten Jahre eine rückläufige Tendenz festge- 
stellt. 


4. In den meisten Ländern haben Staat und Ge- 
meinden die Wohnbautätigkeit gemeinnütziger Bau- 
vereinigungen und z. T. auch die private Bautätig- 
keit gefördert, und zwar verschiedentlich durch 
Steuererleichterungen, verbilligte Beschaffung von 
Baugelände, Bewilligung von Hypothekar-Kredit zu 
verbilligten Bedingungen, Gewährung von Zuschüssen 
und anderen Maßnahmen. 

Da, wo die gemeinnütigen Bauvereinigungen sich 
schon vor dem Kriege zu einiger Bedeutung ent- 
wickelt hatten, nahmen sie fast überall nach dem 
Kriege unter dem Druck der Wohnungsnot und dank 
der behördlichen Förderung einen starken Auf- 
schwung. In anderen Ländern entstand nach dem 
Krieg eine neu aufblühende Bauvereinsbewegung. 


5. Die Bedeutung der gemeinnütigen Bautätigkeit 
der Städte und Bauvereinigungen hat sich vor dem 
Kriege im wesentlichen darauf beschränkt, daß sie 
qualitativ bessere Wohnungen als die private Er- 
werbsbautätigkeit schuf. In einigen Fällen hatte der 
kommunale Wohnungsbau den Zweck, kinderreiche 
Familien oder ehemalige Slum-Bewohner unterzu- 
bringen. In der Nachkriegszeit haben die Gemeinden 
nicht nur qualitativ, sondern auch quantitativ Bedeu- 
tendes geleistet und sind in vielen Ländern durch 
planmäßige Entwicklung der ihnen innewohnenden 
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Kräfte zum ausschlaggebenden Faktor der ges 
Bautätigkeit geworden. 


B. Die Verwaltung der Wohnu 
durch Gemeinden und gemeinnü 
Bauvereinigungen und die im 
men der gemeinnübigen Bau- 
Verwaltungstätigkeit geleistete 
ziale und kulturelle Arbeit. 


I. In den Städten vieler Länder hat die V 
tung der kommunalen Wohnungen gute Erfol 
zielt. Aus einigen wird jedoch berichtet, daß d 
meinden auf allerlei Schwierigkeiten gestoßen 
die sich aus der geringen Beweglichkeit der ko 
nalen Verwaltung, aus der Einflußnahme polit 
Gruppen und auch daraus ergeben hat, daß die 
ter an die Gemeinden höhere Ansprüche stellte 
sie es anderen Hausherren gegenüber getan h 
Man ist daher vielfach dazu übergegangen, 
nungsbau und Wohnungsverwaltung gemeinnii 
Bauvereinigungen oder Stiftungen zu übertrage 


2. Mit der Verwaltung der Wohnungen durc 
meinnütige Baugesellschaften sind im allgem 
günstige Erfahrungen gemacht worden. 

Am besten hat sich nach dem Urteil verschie, 
Berichterstatter die Selbstverwaltung der genc 
schaftlichen Wohnungsanlagen bewährt. Durd 
viele ehrenamtlich geleistete Arbeit werden die 
waltungskosten wesentlich herabgesett, und übe 
neigen die Genossenschaftsmitglieder dazu, sic 
Mitbesiter der von ihnen benugten Wohnunge 
fühlen und sie deshalb pfleglicher zu behandelh 
das mit den Wohnungen der Gemeinden, geı 
nugigen Kapitalgesellschaften oder privater Ha 
siger gemeinhin geschieht. 


3. Zahlreiche Gemeinden und gemeinnübige 
verwaltungen fassen die übernommenen Bauaufg 
zu großen Wohnungskomplexen und Siedlunger 
sammen und suchen den Gebrauchswert der Ei 
wohnungen durch sogenannte »Wohnungsergär 
gen“ zu erhöhen. Das geschieht unter anderem 4 
die Schaffung von gut ausgestatteten Waschkii 
durch Spielpläge, Planschbecken, Gärten, Kinde 
ten, Kinderhorte, Soziale Beratungsstellen, Versa 
lungssäle, Bibliotheken, Lesezimmer u. a. 


4. In Ergänzung dieser Einrichtungen werden 
den Bewohnern derartiger Wohnungsanlagen in u 
sendem Maße Organisationen und Einrichtungen 
Förderung gemeinsamer wirtschaftlicher Zwecke 
zur Pflege des Gemeinschaftslebens geschaffen. 


À 

st unter den gegenwärtigen Ver- 
tnissen die auf privatwirtschaft- 
e Rentabilität eingestellte Bau- 
tschaft (private Bauunternehmung) 
eöffentliche Unterstiigung in der 
e,den Wohnungsbedarf der brei- 
Schichten der Bevölkerung (Be- 
f an Kleinwohnungen in einer 
se zu decken, die den wirtschaft- 
en, sozialen, hygienischen und 
turellen Anforderungen entspricht? 
ie ist die Bauwirtschaft zu or- 
isieren, um den Bedarf an Klein- 
ınungen in befriedigender Weise 


t decken? 


Die Baukosten und die Geländeaufschließungs- 
en sind gegenüber der Vorkriegszeit in den mei- 
Ländern stärker gestiegen als das Durchschnitts- 
ommen der breiten Massen. 


Die Verzinsung der auf dem privaten Geldmarkt 
hafften erststelligen Hypotheken ist durchweg 
r als in der Vorkriegszeit und beträgt in man- 
Ländern mehr als das Doppelte. Zweitstellige 
otheken sind von privaten Geldgebern in den 


meisten Ländern gar nicht oder nur unter den un- 
günstigsten Bedingungen zu beschaffen. 


3. Infolgedessen beansprucht die Miete der Woh: 
nungen, die von der privaten Bauwirtschaft ohne 
öffentliche Unterstützung errichtet wurden, einen noch 
erheblich höheren Prozentsa des Lohneinkommens 
als vor dem Kriege und kann nach dem Urteil der 
meisten Berichterstatter von unbemittelten Volks- 
schichten nicht aufgebracht werden. 


4. Von einigen Ländern wird berichtet, daß selbst 
die finanziell sehr ins Gewicht fallende Förderung der 
Wohnbautätigkeit durch Staat und Gemeinden die 
Neubaumieten bisher nicht auf ein Niveau gebracht 
habe, daß sie dem Durchschnittseinkommen der Ar- 
beiter und gering bezahlten Angestellten entsprechen. 


5. Mit zwei Ausnahmen bringen sämtliche Bericht- 
erstatter in irgendeiner Form zum Ausdruck, daß die 
„auf privatwirtschaftliche Rentabilität eingestellte 
Bauwirtschaft absolut nicht in der Lage ist, die be- 
nötigten Kleinwohnungen in ausreichender Menge 
und guter Qualität zu einer für die breiten Bevölke- 
rungsschichten tragbaren Miete herzustellen“ und 
fordern die Weiterentwicklung einer aktiven Wohn- 
baupolitik der öffentlichen Körperschaften. 
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Private, Public and Co-operative Building Activity as 


a 


Py 
D 


Basis forSupplying theNeeds inDwellingAccommodat 


Introduction. 


Quite a number of people are of the opinion that 
it is only recently and due to the housing shortage 
caused by the War of 1914—1918 that Housing as 
such has attained to social importance. This opinion, 
however, appears to be based on error, because 
questions affecting housing were already receiving 
earnest consideration from a social and political 
standpoint before that time. 

It is true that these questions were not given the same 
prominence in all countries and there has been great 
variation in the methods of reform advocated, which 
were the outcome of the importance attached to 
questions affecting housing. Present ideas, however, 
are inseparable from the past and there is not the 
slightest doubt that an exchange of views coupled 
with a united effort will exercise a tremendous in- 
fluence on the housing policy of the immediate fu- 
ture. 

The social and political importance of housing was 
to a large extent already felt and appreciated in a 
number of countries several decades before the War 
of 1914—1918. It might be said, in fact, that this 
was the case at a time when the social importance of 
far-reaching housing reform had not yet been realis- 
ed. It can be shown that as long ago as the middle of 
the nineteenth century the conviction had been 
reached in various countries that any attempt at the 
improvement of social conditions generally, whether 
relating to things material or intellectual, must 
commence with the betterment of housing, it having 
been recognised that the observance of hygienic laws 
and a general moral uplift among the poorer classes 
could not be expected until such time as better hous- 
ing conditions have become the common property of 
the people. 


During the years in which these ideas, strengthened 
by actual experience, gradually developed into settled 
conviction, societies of private persons were being 
formed in various countries for the purpose of build- 
ing serviceable dwellings for workmen, which were 
then placed at the disposal of those in need of suitable 
accommodation. It was understood with these societies 
that the rent paid for a dwelling should in no case 
be higher than was absolutely necessary to meet 
the interest on the capital employed and it was 
also held to be necessary to keep that interest 
under market rates for private loans. A small 
amount was added for the gradual amortisation of 
the capital, as well as a minimum subscription towards 
the costs of upkeep and administration. The stipula- 
tion was frequently made, however, that the work of 
administration be done free of cost. Those societies 
undertaking dwelling house building on the lines in- 
dicated were guided by the belief that the rent they 
would have to demand from their tenants must of 
necessity be lower than the rent asked for dwellings 
which are built and owned for purposes of profit- 
making. 
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Even at that time we find instances wher 
efforts of these societies were supported in va 
ways by the Communities, but not as yet by 
State. Building loans were granted, or the acqui: 
of loans from private sources facilitated, and in: 
cases building land was provided on specially fa 
able terms. The groups of houses which thes 
cieties erected here and there were frequently i 
nature of oases in the deserts of slums. 

The people who were at that time actively eng 
in improving housing conditions were by no m 
Utopeans, they were simple pioneers of housin 
form. In the course of time it gradually becam 
parent that the path these pioneers had trodden 
the right one. 

It was not until a much later date that the s 
and political importance of housing reform be 
recognised and appreciated by State and Commu 
Nor does it seem at all unreasonable that a ce 
amount of experience in this direction had to bs 
tained before State and Community could be fi 
convinced of the social importance of housing ref 
This had already taken place, however, before 
War. 

Proofs of this can be given in respect of va 
countries. One very convincing proof is to be fc 
in the Housing Law which was passed in Hollan 
1901 and which embodied the following prineij 

1. The Communities are required to be at all t 
well posted as to whether a sufficient supply of d 
ings is available. This naturally refers, in prac 
to cheap dwellings for the workers and lower mi 
classes. 

2. Should the Communities discover (e. g. by 
sus) that the supply of dwellings is insufficien 
meet requirements, it may then be decided as follı 

a) That the Community build the necessary dy 
ings itself, in which case the capital for buildin 
provided by the State, for which interest must 
paid and the capital refunded within 50 years 
way of annual payments. 

b) That the necessary capital be found to en. 
the building to be undertaken by public ut 
societies whose statutes are in accordance with 
Housing Law. In this case, too, the necessary cap 
is provided by the State and passed along to 
publie utility societies through the channels of 
Community. The latter is responsible to the S 
for the interest and repayment. The Community 
poses the same terms on the building society wl 
it has to accept in relation to the State and has 
mal mortgages executed to secure the loans 
vanced. 


The purpose of provisions 1 and 2 is that tk 
shall always be a sufficient number of dwelli 
available in every Community. 

The same law of 1901 provides also that: 

3. In cases where it is not possible to so fix 
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of the dwellings built that all the costs connect- 
erewith including the annual payments for in- 
and amortisation are covered, the Community 
powered to grant subsidies in the form of a 
tion in these annual payments. This applies not 
to municipal building, but also to that of the 
> utility societies, which have received through 
vedium of the Communities the loans granted 
e State. 
ym these three provisions, which are charac- 
ic of the Dutch Housing Law of 1901, it can be 
that more than ten years before the War the 
ators of Holland had already recognised that 
ycial importance of housing was such as to war- 
the creation of special laws which should ensure 
icient supply of dwellings and enable the rents 
rellings built by the Communities and the public 
y societies to be kept below the level which 
1 be necessary on a purely commercial basis. 
en came the War with its disturbing effect on 
ing house building, which in many countries 
to a complete standstill. In the belligerent 
ries practically all building activity was restrict- 
ore or less to warlike purposes, whilst building 
tions in neutral countries were hindered by the 
that costs rose so enormously as to make the 
oyment of private capital for the erection of 
ings, and particularly of workers’ dwellings, an 
ute impossibility. 
e consequence was that the shortage of dwell- 
assumed disastrous proportions and became more 
than was ever the case in the years before the 
That there actually was a shortage of dwellings 
e the War is perfectly true, but the character 
significance of this deficiency were entirely diffe- 
Although at that time some sort of shelter was 
able for everybody there were either not enough 
lings available of a kind acceptable to the prin- 
s of social thought, or where such dwellings 
available the rents demanded for them were 


beyond the means of those in need of them. The | 
most serious aspect of the housing question before 
the War was that of the grade or quality of the 
dwellings available. Then came the War and in its 
train an actual shortage of dwelling accommodation 
in almost every country. The question of quality 
standards is still acute and is becoming more so, but 
in addition to this has arisen the more pressing 
question of actual numerical shortage. The supply of 
dwellings available is so insufficient that it is ob- 
viously of first importance to see that each family is 
provided with dwelling accomodation of some kind, 
regardless of quality. 


This state of affairs, and especially the acute scar- 
city of actual dwellings, has in most countries con- 
vinced both State and Community that their active 
interest in questions relating to housing has become 
a political necessity. The psychological after-effects 
of the War have also led to the same result, both in 
the belligerent as well as in the neutral countries. In 
every country we find that after the War the demands 
made by the average citizen on the governments of 
State and Community were of an entirely different 
kind than was usual in pre-War days. It was alike 
everywhere except that in some countries these de- 
mands were more extreme than in others. 


The governments of all the countries from which 
we have received reports have found it necessary to 
adopt measures for the promotion of dwelling house 
building. In a few cases temporary measures were 
adopted and this occurred even in America where 
government interference in what is regarded as pri- 
vate business is avoided on principle. 


In Section A of the General Report which follows 
we shall not describe the housing policy of the various 
countries in its changing phases, but endeavour to 
give a general idea of the present position in rela- 
tion to housing generally and to public utility build- 
ing activity. 


Dwelling House Building and its Promotion on the Part of the State, the 
nmunities and Public Utility Building Societies. 


se Building by the State. 


th the one exception of Soviet Russia the build- 
f dwelling houses by the State has not attained 
ıy important dimensions. In some countries, in- 
ng DENMARK, GERMANY, HOLLAND, PO- 
D, SWEDEN, SWITZERLAND and CZECHO- 
VAKIA, official dwellings for civil servants have 
‚provided by the State, but only to a limited 
it. 

several countries, as for example in the 
SHO -SLOVAKIAN REPUBLIC, dwellings are 
provided for large numbers of employees and 
ers in Government undertakings (Railways, To- 
» Monopoly, Mines). 
‚to the end of 1929 the State Railways in GER- 
Y had built 11 255 dwellings for their employees, 
t 2626 had been provided by the Post Office. 
German government and the governments of the 
us provinces have provided their officials, em- 
‚es and workers with dwellings by the granting of 
led Employers’ Loans, i. e. by advancing funds 


to the builders — mostly public utility building so- 
cieties — at a low rate of interest in consideration 
of their placing dwellings at the disposal of govern- 
ment employees. In addition to this, the governments 
of the Reich and provinces have become shareholders 
in public utility building organisations, thereby secur- 
ing a controlling interest in the building activity of 
these organisations and in the distribution of the 
dwellings provided. 

In ITALY the State has provided large numbers 
of dwellings for its officials. In May 1925 the Natio- 
nal Institution for Civil Servants’ Dwellings was 
founded, which during the first five years of its 
existence has built 5223 dwellings distributed over a 
number of towns. The State Railway has also been 
exceedingly active in this direction and the dwellings 
it has provided, either directly or indirectly, have 
supplied the needs of one-third of the total person- 
nel. The Postal and Telegraph Departments have 
done less in this direction. 

Both as regards actual figures and percentage, 
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however, by far the greatest amount of State dwell- 
ing house building has been undertaken in SOVIET 
RUSSIA, where matters pertaining to housing have 
developed on lines altogether different from the 
other countries mentioned in the reports. Following 
the revolution of October 1917 all land in Russia, as 
well as the larger buildings in the towns and cities 
and the whole industry of the country were expro- 
priated. The reconstruction of industry is being 
carried out under the so-called five years project and 
the building of new dwellings is being undertaken as 
an integral part of this general plan, the funds avail- 
able for the purpose being distributed in accordance 
with the requirements of growing industry. A great 
part of these funds is being invested in the newly de- 
veloped industrial districts and in the industrial towns 
and cities which are springing up. 

Of the total amount invested in dwelling house 
building in the year 1930 415.1 million Roubles 
(896.6 million RM) were employed for dwellings for 
industry and transport, and 102.8 million Roubles 
(222 million RM.) for dwellings for the Soviet Exe- 
cutive Committees. 76.3 million Roubles (164.8 mil- 
lion RM) went to the housing and building co- 
operative societies and about 50 millions (108 mil- 
lion RM) to private builders. It should be men- 
tioned here, however, that in the Soviet Republic 
there is no such thing as house building for private 
profit, private building enterprise being confined al- 
most exclusively to small wooden one-family houses 
built by the people for their own use. It will be seen, 
therefore, that of the total capital invested in dwell- 
ing house building in 1930 about four-fifths was em- 
ployed in State projects. The building activity of the 
Executive Committees of the local soviets, it must be 
remembered, is not the same as the communal house 
building in the western provinces. Although it is un- 
dertaken within the sphere of the communities, it 
represents nevertheless an integral part of the ad- 
ministration of the Soviet as a whole. The capital in- 
vested in dwelling house building in Soviet Russia 
has increased from 419.7 million Roubles (906.6 mil- 
lion RM) in 1928 to 1101.6 million Roubles (2379.5 
million RM) in 1931. 


House Bullding Promotion by the State. 


Since the War the governments of the various 
countries have adopted varied means of promoting 
dwelling house building: 

a) Abatement of rates and taxes. 
b) The granting of subsidies. 
c) The provision of loans on favourable terms. 


a) Abatement of Rates and Taxes. 


Even before the War the governments of various 
states and communities had adopted this means of 
promoting dwelling house building, since it did not 
involve them in any actual expenditure of capital. 
Since the War this method of tax relief has become 
exceedingly popular, especially in the latin and Scan- 
dinavian countries, in GERMANY, AUSTRIA, 
CZECHO-SLOVAKIA, POLAND and LIVONIA. In 
Czecho-Slovakia particularly we find that tax abate- 
ment (for 15 years) has played an important part in 
the revival of private building enterprise. 
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b) The Granting of Subsidies. 


After the War and especially before the à 
stabilisation of currency many countries adop 
system of granting subsidies towards building 
but most of them abandoned this system later 
CZECHO-SLOVAKIA, however, this system : 
introduced in 1930 and for the building oi 
dwellings of one or two rooms and kitchen 
dwelling area of 30—40 square metres (exclu 
the usual conveniences) interest subsidies of 
are granted for mortgage loans up to 90°/o 
case of tenement buildings and up to 72/0 
case of own-homes. 

In ITALY the amount of 72 million Lira 
million RM) annually has been provided f 
granting of subsidies for a period of 50 year: 
ing into consideration the gratis allotment of 
ing plots and other benefits these subsidies ref 
0.25—3°/o of the total building costs. | 

In BELGIUM premiums are granted to } 
persons for home building. 

Of the greatest importance, however, is the. 
of subsidies adopted in ENGLAND. According 
Housing Law of 1924 the rents for new dw 
erected by the community may not be highe: 
those paid for pre-War dwellings in the same 
bourhood. (These rents are 140°/o of pre-War 
Should these rents not be sufficient to cover m 
costs the State grants an annual subsidy for each 
up to a limit of £ 7.10.— (153 RM) for a per 
40 years. If this is still insufficent to meet the « 
then the Community is obliged to grant a f 
subsidy up to £ 3.15.0 (77 RM) for the same p 

The subsidy system, as already explained, ha: 
in use in HOLLAND since 1901. It is one of th 
damentals of the Housing Law passed this yeai 
subsidy consists of a reduction in the annuitie 
able in respect of loans granted by the State 
Communities, or through the latter to public : 
building organisations, and is intended to make 
any deficit not covered by the rents. During th 
few years after the Housing Law was passed sul 
of this kind were practically unknown. In the 
immediately preceding the outbreak of hostilit 
1914 subsidies were granted by the governmen 
few cases towards annuities owing by the Com 
ties. This was done to a much greater extent ; 
years 1915—1916 in connection with Comn 
house building, the grantee being the City of Aj 
dam, but on the condition that the rents for : 
of the new dwellings must be so calculated 
cover the costs. In recent years the State has 
granted these subsidies in the case of dwellings: 
have been built to replace demolished slums. 


c) The Provision of Loans on Favourable Term. 


In most countries the provision of mortgage 
by the State is of still greater importance tha 
granting of State subsidies, and in this conne 
there is a great similarity of method in the 
countries. The pre-War housing laws of Franc. 
Italy have been supplemented and revised. Espe 
in France, where rentals for old dwellings ma 
according to law exceed two-fifths of pre-War : 
far-reaching measures of support on the part o 
State were necessary in order to keep the rent 
new dwellings at the same level. From a profit 


oint of view the rent for an apartment of 3 
; and kitchen would have to be 1061 Goldfrancs 
M) per annum, which is approximately half what 
yerage worker earns. Through the abatement of 
and taxes for a period of 15 years this rent has 
reduced to 875 Goldfrancs (700 RM), but this 
| still swallow approximately one-third of the 
se worker’s earnings. For this reason the State 
to the house building corporations — Offices 
es d’habitations a bon marche (housing com- 
es) — or to public utility building companies 
of the building costs at 2°/o interest and repay- 
n 40 years. 


addition to this there are the subsidies granted 
e Communities and Departements up to 3°/o of 
0°/o loan advanced by the State. By this means 
ent for the dwelling referred to is reduced to 
327 Goldfrancs (262 RM), or approximately one- 
th of the average worker’s income. 

te support is also given for the acquisition of 
iomes by persons of limited means and, latterly, 
1e acquisition of apartment houses. This is done 
igh the medium of the so-called Societies de 
it Immobilier (Building Loan Companies), found- 
id controlled by the State, which receive from 
tate 2°/o building loans for the purpose. These 
anies then advance funds for a period not ex- 
ng 25 years to families of limited means for the 
sition of own-homes or dwelling apartments. 
applicant has to invest 4000 Francs (658 RM) out 
3 own pocket, except in the case of families with 
hild under 18 years, when 2000 Francs (329 RM) 
is required to be invested, and where there are 
shildren, or if the applicant is a war invalid, no 
te capital is necessary, so that these receive a 
o loan. For families with more than 3 children 
tate grants a subsidy in one sum of 5000 Francs 
M) with an additional 2500 Francs (412 RM) for 
further child, but not exceeding 15 000 Francs 
3 RM) in all. In the years 1929—1931 the sums 
ided by the State for the building of homes of 
kind amounted to nearly four thousand million 
s (658 million RM), with which approximately 
00 houses have been provided. 


nilar conditions exist in Belgium. The State 
ides the Societé National de l’Habitation de bon 
he-en Belgique, of which it is the founder, with 
» credits repayable over a period of 66 years, 
sredits being then distributed amongst the 287 
ing companies, which are officially recognised 
1e Societé and which up to December 31st 1929 
already provided 43,132 new dwellings. 11,268 
ese have been sold. 


‚vernment support is also given to the institu- 
for the building of peoples dwellings and pub- 
tility building organisations in ITALY in the 
_of loans at low rates of interest. 

HOLLAND efforts have been made by the 
rnment since 1921 to abolish state promotion of 
e building and to leave the provision of dwell- 
entirely to private enterprise. Since 1925 build- 
oans have only been granted for the provision 
‚mes for families evicted from condemned slums 
for the building of plain dwellings in districts 
e private enterprise has failed to meet the needs 
je population and provided that the Community 


can show that the necessary capital for building was 
not obtainable elsewhere. ‘ 

Since May 1930 State loans may be employed for 
the erection of own-homes, which prior to that date 
were excluded from the privilege of State support. 
In such cases 10°/o of the capital must be provided 
by the builder. 

In SWEDEN and FINLAND state banks have been 
founded for the purpose of providing second mort- 
gage loans. 

In GERMANY the governments of the Provinces 
are required by a Statute of the Reich to collect in 
the form of a tax a certain part of pre-War rents to 
be used for the promotion of dwelling house build- 
ing, it being contended that since house property had 
been relieved of the greater part of its encumbrances 
as a result of the inflation of the Mark (mortgages 
were only revalorised up to 25°/o) such a measure is 
quite justified. A part of the funds thus collected is 
used for the general requirements of the provinces 
and towns, but up to 30°/o of pre-War rents is 
employed in the building of new dwelling houses. 
The mortgage loans granted from these Rent Tax 
Funds are known as Rent Tax Mortgage Loans and 
are registered as second or third mortgages. The. in- 
terest charged does not as a rule exceed 2 to 30/0, 
thus compensating in a measure for the high rate of 
interest (90/0) payable on mortgage loans negotiated 
in the open market. In this way roughly four thousand 
million marks have been contributed to the building 
of small dwellings in Germany. 

In SOVIET RUSSIA government and co-operative 
house building activity is financed from the funds of 
the Central Communal Bank, from special funds of 
the local Executive Councils and of the various So- 
viet Republics, from funds of the State industrial un- 
dertakings and from the private funds of the co- 
operative building societies. 


In some countries the cheapening of second mort- 
gages is effected chiefly through the granting of State 
security. This method is especially popular in Czecho- 
Slovakia where second mortgages at low rates of in- 
terest have been guaranteed by the State for large 
amounts, not only for public utility building, but 
also for private enterprise. In the years 1927—1929 
guarantee funds to the amount of 320,000,000 Czech 
Crowns (2 mill. £) were available for the purpose. 


It may be said in conclusion that of all the coun- 
tries from which reports have been received it is only 
in Soviet Russia that the State has itself built dwell- 
ings for general requirements. In all other countries 
the governments have restricted their actual building 
activities to the provision of dwellings in varying 
extent for their own employees and workers, at the 
same time giving their support in different ways to 
the house building projects of the Communities, pub- 
lic utility building organisations and private enter- 
prise. In some countries there is a tendency to 
restrict State promotion of dwelling house building. 


The Building Activity of the Communities. 


Dwellings for Municipal Employees. 

In some countries (Germany, Poland, Switzerland 
etc.) the Communities have to a limited extent built 
dwellings for their officials, employees and workers 
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and especially for those officials whose presence on 
the premises is desired after office hours. Many Com- 
munities also support the self-aid efforts of their offi- 
cials by granting loans or subsidies to their building 
organisations, or by giving security for loans obtain- 
ed elsewhere. This has been done in German towns 
to quite a large extent. In some cases officials desir- 
ing to build can obtain the necessary capital by re- 
nouncing their title to the living allowance, which is 
then converted into capital and paid out in advance, 
all risks in the event of death being covered by a 
life insurance policy. We may say that this assistance 
on the part of the authorities, apart from its value 
as a means of improving relations between the 
authorities and their officials, has no connection with 
public promotion of housing reform. It is no different 
from the case of the private employer who in many 
instances has built dwellings for his employees or 
assisted them in acquiring homes of their own. 


Municipal Dwelling House Building for General 
Requirements. 
Of far greater importance than the building of 


dwellings for municipal employees has been the pro- 


vision of dwellings for general requirements by the 
Communities, which in practically all the countries 
from which reports have been received (with the ex- 
ception of U.S.A.) has attained to some importance, 
although perhaps of a temporary character in some 
cases. 

By far the greatest amount of community house 
building has been undertaken in England. Of the 
939,030 dwellings (248 dwellings to 10000 inhabitants) 
built with State support in the years 1919—1929 no 
less than 527,769 (139 dw. to 10000 inhab.) were 
built by the Communities. 411,261 dwellings (109 dw. 
to 10000 inhab.) were provided with State aid by 
private builders including public utility societies. 
Dwellings provided without State aid totalled 537,618 
(142 dw. to 10 000 inhab.) but it must be remembered 
that these were probably almost exclusively for per- 
sons with more or less better incomes. From this it 
will be seen that well over one-third of the total 
number of dwelling houses erected after the War is 
attributable to the Communities. 

Dwelling house building in VIENNA, however, has 
been proportionally still greater. Owing to the in- 
flation of the currency house property became en- 
tirely freed from mortgage obligations and there has 
been no revalorisation. The legislation for the pro- 
tection of tenants, as far as the limits for rent are 
concerned, has only been modified to a very small 
extent. In 1929 house rent was only 16/0 of pre-War 
rates. By means of a House Building Tax based on 
a rising scale of values and levied on pre-War pro- 
perty the greater part of the funds necessary for 
Community building was raised. 

The balance of the necessary building capital was 
taken from current taxation revenue. Rents were 
fixed so as to cover the costs of upkeep and admi- 
nistration and rates and taxes, no charge whatever 
having been included for interest on the capital 
employed. Thus the rent for a new dwelling is kept 
at the same level as that for its pre-War equivalent, 
in respect of which, due to the ligislation for the 
protection of tenants which is strictly enforced, no 
interest on capital worth mentioning is taken into 
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account. For the great majority of dwell 
average rent per square metre dwelling area i 
15 to 20 Groschen (0.9—0.12 RM), so that th 
for a dwelling of 38 square metres would be 5 
ings 70 Groschen (3.42 RM) approx. 3/5 d. 7 
must be added the House Building Tax which 
small dwelling averages 1 Schilling 50 Grosche 
RM) approx. -/101/2 d. After the completion à 
of the second large building project there will 
less than 64,000 Community dwellings (346 | 
10000 inhab.) available for general requireme 

In GERMANY municipal building for gene 
quirements had already been undertaken to a | 
extent before the War, and in 1918—20 those 
which were members of the National Union 
responsible for altogether 39 142 emergency dw 
(in barracks and other buildings which cor 
altered for the purpose), which they either pre 
themselves or granted the necessary funds b 
of loan or subsidy. From 1926 to 1929 29 707 
ings for over 50000 persons were built by mur 
governments. As already explained in another 
German towns have promoted the building of 
ings mainly by supporting public utility bu 
associations. 

Also in HOLLAND, DENMARK, SWEDE? 
NORWAY large numbers of dwellings have 
provided by the Communities, special conside 
having been given to the needs of those clas: 
the population for which no provision was me 
the building programmes of either private or ] 
utility enterprise, i. e. for persons of no mean 
particularly for large families. Amsterdam built 
dwellings (143 dwellings to 10000 inhabitants) 
Hague 7058 (176 dw. to 10000 inhab.), Rotte 
6620 (116 dw. to 10000 inhab.), Copenhagen 
(334 dw. to 10000 inhab.), Stockholm 3546 (7 
to 10000 inhab.), and Oslo 5448 (217 dw. to 1 
inhabitants). Of the Swiss towns which have 
dwellings Ziirich takes the lead with 503. In the 
1919—1924 the Communities in Czecho-Slovakiz 
provided with State assistance 1624 tenement h 
comprising 14890 dwellings with 33101 room 
676 small houses containing 764 dwellings witha 
of 2236 rooms. Dwelling house building in a sn 
capacity has also been undertaken by the Ci 
Riga in Livonia and by a few towns in Poland. 

In SOVIET RUSSIA the building activity o 
local soviets is, as already explained, State buil 
In 1930 it represented practically one-sixth o 
total building operations in the country. 


House Building Promotion by the 
Communities. 


Taxation Relief. 


In many of the reporting countries we find 
not only are government taxes in respect of 
dwelling houses either considerably reduced or 
celled altogether, but also local rates and taxe 
treated in the same way. 


Land Policy. 


In most countries the building of dwelling ho 
and especially that undertaken by the public u 
societies, has been promoted by the Commu 
through the provision of municipal building lan 
favourable terms. This has been the case, for exar 
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ERMANY, where the Communities in the years 
—1929 have placed from two to four-fifths of 
recessary land at the disposal of builders and, as 
le, on specially favourable terms. Since 1926 70 
s with more than 50 000 inhabitants have allott- 
070 acres out of their own estates for house 
ling and have either built themselves or handed 
and over for the erection of residential colonies. 
hen municipal land is disposed of in this way in 
nany — as also in many other countries as well 
greements are drawn up which make subsequent 
ulation impossible. One method is to reserve to 
community selling the land the right to re-pur- 
e it at the original price, plus the value of any 
‘ovements made and subject to an allowance for 
eciation through use. Other methods are: long 
| leases, lease hold and the like. 


e find also that in AUSTRIA, SWITZERLAND, 
‚LAND, DENMARK, SWEDEN, NORWAY and 
ONIA the land policy of the Communities serves 
rarying extent the interests of dwelling house 
ding. 

| ITALY the so-called „Case Popolari are as a 
erected on land which the Communities have 
er purchased for the purpose or expropriated at 
w rate of compensation. In many cases land is 
rided free of cost. Worthy of note is the fact that 
taly the Communities are required by law to 
ide at their own expense on all building land 
tted to building organisations and private persons 
the purpose of erecting cheap dwellings all the 
ntial drains, water supply, lighting, thoroughfares 


s in most other countries, the Communities in 
y are empowered to expropriate land where 
sssary for the purpose of dwelling house building. 
sllowing the October revolution of 1917 in RUSSIA 
anded estate was expropriated by law and became 
property of the State and, incidentally, of the 
ymunities. Land for the building of private houses 
not be purchased, but is leased on a long term of 
rs. For buildings of stone the term is 65 years, 
houses partly of stone 55 years, and for wooden 
ses 45 years. 


lding Loans. 
he most important part which the Communities 
e played in the promotion of dwelling house 
ding has been the provision of loans on favour- 
> terms. 
n GERMANY we find that even before the War 
provision of capital for building had already 
n facilitated by the Communities. Three towns had 
ited institutions for the provision of first mort- 
e loans, and 43 towns had established similar in- 
ations for second mortgage loans, whilst another 
had founded loan institutions. The total mortgage 
1s for which towns and parishes have stood surety 
‚e the War may be taken to exceed one thousand 
lion marks: In addition to this they have, in the 
rs 1914—1929, provided capital for building by 
ins of loans raised or from their own funds to the 
ent of nearly two thousand million marks, not 
uding funds provided by the Rent Tax. 
ince the promotion of dwelling house building by 


State in HOLLAND has been gradually reduced, 


this task has been undertaken by the Communities 
and the mortgage loans for public utility building 
organisations are guaranteed up to 95 and even 
100°/o of the total costs of plot and building at a 
sinking fund rate (interest and amortisation) which, 
at the end of 1930, was 4.5°/o. 

In the NORTHERN COUNTRIES considerable 
support has been given to public utility building ac- 
tivity by the towns by the granting of security for 
second and third mortgage loans negotiated else- 
where. This is done, for example, by the City of CO- 
PENHAGEN to the extent of 90°/o of the total build- 
ing costs, whereby the annual charge for third mort- 
gage loans is 6°/o (interest and s. f.). Public utility 
building in NORWAY (in Oslo second mortgages up 
to 90°/o) and SWEDEN (third mortgages up to 80 
and 90°/o) is furthered by the towns in a similar 
manner. Second mortgages are granted to own-home 
builders by the corporation of RIGA to a somewhat 
lesser extent on special terms and for amounts not 
exceeding 30°/o of the building costs at an interest 
of 2°/o p. a. State promotion of dwelling house build- 
ing in ENGLAND, as already stated, is supplemented 
in a practical manner by the granting of subsidies by 
the Communities. The same purpose is fulfilled in 
France in that the Communities grant subsidies to- 
wards the interest on State loans. 


The Building Activity of the Public 
Utility Societies. 


In a number of countries, as for example DEN- 
MARK, GERMANY, HOLLAND, ITALY, AUSTRIA, 
SWITZERLAND and CZECHO-SLOVAKIA, dwell- 
ing house building on the part of public utility build- 
ing organisations had already attained to a certain 
importance before the War and was promoted by 
State and Community in various ways, such as tax 
relief, assistance in the acquisition of building land 
and in the procuring of loans. 

In consequence of the enormous increase in the 
building activity of the public utility organisations 
after the War and due to the fact that they enjoy in 
most countries the generous support of State and 
Community, the recognition of their “public utility” 
character has become of considerable economical im- 
portance. It is reported from various countries that 
due to vague and faulty definitions of public utility 
and perhaps to inadequate control, organisations of 
a purely trading or speculative character are able 
to enjoy the benefits which originally were intended 
for public utility societies alone. It is therefore of 
general interest to ascertain how the term “public 
utility“ is defined in the various countries and what 
methods of control are adopted to ensure that the 
operations of these organisations are in accordance 
with the principles thus assumed. 


What is Public Utility? 

In ENGLAND a public utility society is understood 
to be a co-operative society with limited liability, 
formed in accordance with the Industrial and Pro- 
vident Societies Act for the purpose of building dwell- 
ings for workers and their families. These societies 
may not pay more than 6°/o interest or dividend. The 
dwellings they build must be secured to the tenants 
for all time, which latter are also entitled to a share 
in the administration. 
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In GERMANY a bill has recently been introduced 
in the Reichstag which is to finally settle all doubts 
as to the significance of “public utility”. This bill 
provides that the claim to public utility can only 
then be recognised when the relative builder builds 
dwellings for tenants with small incomes only and 
when the interest paid on capital does not exceed 
50/0. In the event of liquidation only the capital ac- 
tually paid in may be refunded to the shareholders, 
any available surplus must be handed over for some 
other public utility purpose. It is of course not enough 
that the absence of any selfish aims is expressed in 
the Statutes, it being equally essential that the opera- 
tions of the organisation are in complete accordance 
wih the spirit of public utility. 

In HOLLAND the idea of public utility is far more 
strictly defined and no organisation can claim to be 
of a public utility character unless its object is ex- 
clusively the promotion of dwelling house building 
and the following provisions are included in its Sta- 
tutes: 

a) That neither members, shareholders, managers 
nor members of the supervisory council may have 
any financial benefits of any kind whatsoever. At the 
most adequate compensation may be paid for ser- 
vices rendered and a fair interest paid on any loans 
negotiated. 

b) That the profits of the organisation shall be 
used exclusively for the furtherance of its objects. 

c) That the estate of the organisation may not be 
encumbered or disposed of without the sanction of 
the relative municipal authorities. 

d) That the organisation must be wound up im- 
mediately in the event of the Royal sanction to the 
title of public utility being withdrawn. In the event 
of such an organisation being dissolved, its whole 
estate and property must be offered to the relative 
Community in exchange for the equivalent of the 
capital invested. 

The Statutes may not include any provision to the 
effect that members, shareholders or others are en- 
titled to acquire the ownership of the society's estate. 

It should be remarked here, however, that these 
far-reaching rights of control which State and Com- 
munity reserve for themselves in relation to the pub- 
lic utility building societies of Holland is partly due 
to the fact that these societies only provide a very 
small percentage of the costs of building and plot 
out of their own funds, so that the authority which 
either advances the necessary capital or stands surety 
for it accepts all the commercial risks and conse- 
quently takes care to secure for itself a controlling 
interest in the society’s operations. 

In many countries, including Holland, it is one of 
the duties of the Municipal Housing Committee to 
systematically supervise the whole business opera- 
tions of the often times numerous public utility 
building societies, i. e. not only their financial trans- 
actions, but also matters relating to the upkeep of 
dwellings, methods of letting ete. 

In other countries too definitions have been laid 
down as to the significance of the term »public uti- 
lity“ and regulations affecting it are in force, but 
they contain nothing not embodied in the foregoing. 

It should be noted, too, that these provisions are 
not merely on paper, but are rigorously enforced, 
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this being done in a number of States by ah 
and municipal authorities. MALO 


The various kinds of Public Utility Societies. 

Although public building activity in the x 
countries has developed along different lines 
nevertheless possible to group the organisatio 
der two headings, viz.: 

1. Self-aid organisations founded primarily E 
sons in need of dwelling accomodation for th 
pose of supplying that need. 

2. Housing organisations founded by corpor: 
institutions and private persons for the purp: 
providing dwellings for the people. i 

In some countries these more or less private 
ing organisations are no longer being formed. 
ing organisations date back to the days befo: 
introduction of systematic housing on the p: 
State and Community. There are still a few ¢ 
old private organisations in existence in these 
tries, 

In many countries both kinds of organisatio 
to be found side by side, whilst other organis. 
exist which are more or less a composition of 
Self-aid Organisations. 

Self-aid organisations in the sphere of dw 
house building are mostly in the form of co-opel 
societies, the members of which have either one 
each at the general meetings, or one or more 
according to the number of shares held. The nu 
of votes can also be determined on the bas 
dwelling area. At the General Meeting a Boa: 
Directors is elected which conducts the organisa 
business in an honorary capacity and is unde: 
supervision of a Supervisory Board, which is 
elected at the General Meeting. 


Owing to the extent to which some of thes 
operative societies expanded it became impossib 
discuss business detail at the meetings of the : 
bers, so that it was found necessary in certain « 
tries (GERMANY, AUSTRIA, SWEDEN etc.) t 
troduce a system of delegation whereby the privi 
of the individual members in relation to the Ge 
Meeting were transferred to delegates selecte. 
them. 

Co-operative building on self-aid lines hac 
origin in COPENHAGEN, where in 1865 the 
bejdernes Byggeforening“ (Worker’s Building Soc 
was formed. This society operated both as sav 
institution and building society. The houses } 
which contained 2—3 roomed dwellings, were 
to the members, but nothing was done to pre 
subsequent speculation. Consequently the ben 
which later on accrued as a result of greatly 
creased values were reaped by the owner at the t 
During a period of 64 years this society has | 
altogether 1570 houses having a total of 4570 dr 
ings at an aggregate cost of 16'/a million Cre 


(18!/2 million RM). 


It was not until shortly before the War that 
co-operative building movement in DENMARK 
able to develop on social lines. To-day, howeve 
can look back on years of achievement and it 
be mentioned that 3400 dwellings have been 
vided by the “Arbejdernes Andels Boligforeni 
2000 by the “Arbejdernes Kooperative Byggefo 
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nd 5800 by the „Kebenhavns Almindelige Bo- 
kab”. 
co-operative building movement in GERMANY 
veloped rapidly under the Co-operative Law of 
and as long ago as 1914 there were already 
:o-operative building societies in existence. The 
shortage of houses, which followed the War, 
A with the promotion of dwelling houses build- 
the Authorities led to their rapid development 
n December 31st 1929 there were no less than 
co-operative building societies, of which 2655 
organised in 17 unions. The total membership 
it date was 684830 and the number of dwell- 
rovided was 402 943. The total working capital 
yed amounted to as much as 2274 million 
ongst the so-called self-aid organisations may be 
ned those large and efficient building com- 
; which have been founded in Germany by the 
is unions of workers, civil servants and em- 
ss for the purpose of providing dwellings for 
members. The “Dewog” (Deutsche Wohnungs- 
gegesellschaft für Arbeiter, Angestellte und Be- 
(which between 1924—30 has built and ad- 


tered no less than 33 294 dwellings) is supported. 


e trade unions, and the “Gagfah” (Gemein- 
re Aktiengesellschaft für Angestellten-Heimstät- 
which up’ till now has built 26857 dwellings), by 
ercial employees, including the National Union 
erks (Deutschnationaler Handlungsgehilfenver- 
, the Commercial Employees’ Union (Gewerk- 
sbund der Angestellten) and the National In- 
ce Institution of Clerks. The “Heimat A.G.” 
h up to the present has built 10,800 dwellings), 
yported by the Commercial Employees’ Union. 
companies have also founded affiliated com- 
s in all parts of the country. 

> progress of events in the field of co-operative 
building in Germany has not been without its 
nce in AUSTRIA and in the neighbouring sta- 
' post-War creation. The co-operative movement 
> Austria of to-day has led to the formation in 
ya, as well as in other parts of the country, of 
nber of housing colony companies which, with 
ssistance of the Communities and, to a certain 
t, of the State as well, have built dwellings con- 
x chiefly of one-family houses with gardens. 
the REPUBLIC OF CZECHO-SLOVAKIA, where 
9-operative building movement had already made 
ess before the separation from Austria, there 
at the end of 1929 as many as 1552 public utility 
ing and housing co-operative societies, besides 11 
ce utility building societies and one publie utility 
stock building company. From 1919 to 1929 815 
ese co-operative societies have built with State 
ance a total of 1865 tenement houses containing 
9 dwellings (19 dwellings to 10,000 inhabitants) 
63,485 rooms (including kitchen) and 13,693 
iomes (chiefly one-family houses) comprising 
1 dwellings (11 dwellings to 10,000 inhabitants) 
92,489 rooms. 

e co-operative building societies of SWITZER- 
D are similar in character to those described 
. At the end of 1928 there were roughly 100 
erative building societies in existence. At the 


»f 1927 the membership of 80 of these totalled 


14,500 and the dwellings provided were roughly 
6700. These figures have increased considerably mean- 
while. The largest of these societies, the “Allge- 
meine Baugenossenschaft” in Ziirich, had a member- 
ship at the end of 1930 of roughly 11,000, of which 
1300 were tenants of the society. 


The co-operative movement in POLAND and 
NORWAY, which did not come into life until after 
the War, is in principle practically the same. 

The 12 co-operative building societies in NORWAY 
which are organised in one national union have a 
total membership of 1680 and have built 1375 dwell- 
ings. There are also other co-operative building so- 
cieties in Norway outside this union. 

In the year 1927 the co-operative societies in exis- 
tence in SWEDEN had a total membership of 20 127, 
of which 6089, i. e. 30°/0, belonged to the so-called 
renting societies, whose dwellings are only let to 
members for rent, and 14,038, or approx. 70°/o, to the 
ownership societies, the members of which accept 
responsibility for that part of the building costs 
which the value of their dwellings represents. At the 
present time there are approximately 60,000 persons 
living in 20,000 co-operative society dwellings. 

The most important of these societies is the H.S.B. 
Verband, which with its large number of affiliated 
societies operates all over the country. Since the year 
1922 the H.S.B. has built in Stockholm alone 4526 
dwellings with 9722.5 heatable rooms, representing a 
value of 62 million Crowns. 

Of the 900 to 1000 public utility building societies 
which exist in Sweden, no less than 450 are in Stock- 
holm and 250 in Gothenburg. Thirty percent of these 
societies are so-called renting societies. 

The last country to join the international co-opera- 
tive building movement was SOVIET RUSSIA, where 
the movement since 1925 has made enormous pro- 
gress. Since that year 470 million Roubles (1034 mil- 
lion RM) have been invested in new buildings re- 
presenting an aggregate dwelling area of 4,500,000 
square metres. Half a million families representing 
one and a half million persons are members of the 
co-operative societies, and about 600,000 persons 
have already been provided with dwelling. 

The building activities of the building societies in 
HOLLAND which operate in accordance with the 
Housing Law have for their main object the provi- 
sion of dwellings for their own members, although 
with most of them it does not follow that outsiders 
are necessarily excluded from tenancy. These socie- 
ties may be divided into two groups, viz.: 

a) Tenant Societies (associations of persons directly 
interested) which build houses for their members. 
The members pay either a small annual subscription 
or take over a share of 10 to 15 Florins (17—25 RM). 
This is the only financial obligation. 

b) Housing Societies (associations of persons in- 
directly interested) which are constituted much the 
same as those described above, except that the shares 
are usually for a higher amount and that the dwell- 
ings provided are not let to the society's members, 
but to outsiders waiting for apartments. 

There are Roman Catholic, Protestant and a few 
Jewish building societies, besides others for various 
trade and other unions, as well as some of a political 
character. The consequence is that there is a large 


121 


number of individual societies. At the first of J anuary 
1928 there were in Holland 1176 building societies 
spread over 549 Communities and having an ag- 
gregate of 123,000 dwellings. 


The activities of these building societies may in 


reality be regarded as more or less the activities of State 
and Community, as in the majority of cases these 
authorities provide all the necessary capital, or at 
any rate 90 to 95°/o of it. Their constitution as so- 
cieties is in most cases merely a matter of form for 
administrative purposes. 

As regards actual building these societies in Hol- 
land play an important part and many Communities 
prefer to build through them rather than operate 
themselves. 


Unions of Building Societies. 

In most countries we find that the various building 
societies have been organised in central unions. In 
some countries, including Germany for example, these 
unions carry out the auditing work for their affiliated 
societies which is required by law. They also act in 
an advisory capacity on commercial, legal and other 
matters and safeguard the common interests of their 
members generally, and particularly in their dealings 
with the authorities. Unions of this kind are in exis- 
tence in DENMARK, GERMANY, HOLLAND, 
AUSTRIA, NORWAY, SWEDEN, SWITZERLAND, 
CZECHO-SLOVAKIA and elsewhere. 


Housing Societies. 

It is only in HOLLAND, GERMANY and ITALY 
that these societies, who do not build for their mem- 
bers, but for outsiders, have attained to any im- 
portance. There are also Communities in HOLLAND 
who found special institutions in order to have a 
building and administration apparatus of greater 
flexibility. It has been found, however, that municipal 
dwellings can be administered in a very satisfactory 
manner by the Communicity itself, without the me- 
dium of these special institutions. 


In GERMANY a great many towns, instead of 
building themselves, have thought it better to found 
public utility building companies, or to hold shares 
in such, in order to give dwelling house building a 
freer hand and to make it as far as possible in- 
dependent of differences of opinion in the local gov- 
ernments. In such cases a suitable number of mu- 
nicipal representatives are elected to the Supervisory 
Board. In 1929 it was found that of those towns 
which were members of the National Union 40 had 
adopted this course. Berlin is financially interested 
in 15 building companies, varying in importance, 4 
co-operative building societies and 4 joint stock com- 
panies. 

An important part in house building activity in 
Germany is played by the “Wohnfürsorgegesellschaf- 
ten” (Housing Societies), of which one for every 
Prussian province, as well as for almost every other 
German province, has been founded. As a rule these 
societies or companies create special departments for 
the execution of their varied tasks, such as finance, 
building materials and technical matters. They either 
build themselves or through the medium of affiliated 
companies. They give advice and assistance to build- 
ing societies, Communities and private persons on all 
questions affecting the building of small dwellings 
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and they also undertake the technical 2 


and financing of building projects etc. etc. 
companies are organised in a National Union 


“Reichsverband deutscher Fürsorgegesellschaf 


In ITALY institutions for the provision of p 
dwellings have been founded by the Comm 
whose object is identical with that of the mu 
housing companies in Germany and the | 
endowments in Holland. These institutions are 
corporations with the rights and privileges of 
porate body. Communities, savings banks, 
institutions and co-operative societies, as v 
companies of various kinds and private person 
part in their formation. They are entitled t 
bonds and to undertake credit operations f 
purpose of improving their finances, but not f 
purpose of making profit. In 1926 there were i 
84 of these institutions for the provision of pi 
dwellings with an aggregate capital of 113 x 
Lira (24,9 million RM) and a record of 1 
buildings of a total value of 1,667,809,000 Lira 
million RM). The present value of buildings e 
by these institutions in Italy may be estima 
somewhere about three thousand million Lire 


million RM). 
The Grade of Present-day Buildings. 


The housing standard as compared with pr 
ideas has risen considerably. The improvement 
standard of housing since the War has taken dif 
forms in the various countries. In those cov 
where housing reform did not actually become 
of public policy until after the War we find th 
improvement is far greater than in countries 
housing reform was already known before that 
as for example in England and Holland. 


In the report on Livonia the fact that the p 
classes are to-day making greater demands in rı 
of their dwellings than was ever the case bef. 
welcomed as a notable sign of progress. In cert: 
the most important countries this change is no: 
attributable in the first place to two facts, viz.: 


1. That owing to radical changes of a nai 
political character the working classes and tho 
lesser means, who previously were unable to 
any influence on their governments, are to-day 
to alterations in the constitution, a political fact 
some considerable importance. 


_ 2. That the shortage of houses during the Wa 
in the years following compelled most of the re 
ing countries to exert every effort in the furthe. 
of dwelling house building. Now, when State 
Community provide the necessary funds for 
promotion of dwelling house building it is onl 
tural that they should make regulations dealing 
the grade of buildings to be erected and which 
vide that the new dwellings shall more nearh 
proach a reasonable standard of hygiene and cor 
than was the case with small dwellings erecte 
pre-War days. In many countries it was an u 
necessity that the Communities and publie u 
building organisations should undertake exte 
building projects and employ the services of 

petent architects in order to ensure the attain 
of the great improvement in the quality of the d 
ings so obviously essential. 


e standard of dwellings in some countries was 
dy regulated before the War by special by-laws 
L established certain minimum standards for 
ings. In some countries this standard was raised 
the war. 
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e ‚question of progress in land development, 
à is so important in relation to matters of light 
air, as well as questions of improved planning 
equipment, are dealt with in detail in Congress 
ication IV — “The building of small dwellings 
reasonable rents” — by Prof. Franz Schuster, 
kfurt/Main. Of special importance is the ques- 
of equipment. In many countries small dwellings 
iow being fitted with built-in kitchens of a most 
plary type, as well as bath or shower, and per- 
nt cupboard fixtures etc. In the houses built by 
H.S.B. (Sweden) — where small dwellings are 
aps of the highest standard anywhere as regards 
ort — we find vacuum cleaners, lifts and other 
eniences of a luxurious type. In many countries 
. in Germany) the question is now being dis- 
dd as to whether certain comforts and conveni- 
s might not perhaps be abolished altogether with 
sw to obtaining greater dwelling area or to re- 
rent. In cases where this policy has led to a re- 
ion of the standard below what in most coun- 
is generally considered as the lowest minimum, 
this policy represents in principle retrogressive 
ement in housing reform. 
sociated with the question of dwelling standards 
relation of the one-family house to the tene- 
t apartment, which subject has also been dealt 
‘in various of the reports received. In practically 
y country we find that in the country districts 
small towns there is a preponderance of one- 
ly houses. Of those countries from which reports 
: been received there are only two groups in 
h the small one-family house still plays an im- 
ant part in towns of medium size. These are the 
lo-Saxon countries and Holland and Belgium. 
| post-War house building in ENGLAND the old 
ls of English housing reformers, according to 
h every family should be provided with a one- 
ily house with one or two living-rooms and kit- 
ı and at least one bedroom for the parents and 
rate bedrooms for the children of both sexes, 
: been realised to a very large extent. State aid 
1oreover, only granted on the condition that each 
lling is furnished with bath. 


‘is remarkable that in the UNITED STATES OF 
ERICA, where until recently the one-family house 
predominant, tenement houses are now being 
ted in increasing numbers. In the years 1921 to 
3 the proportion of one-family houses to the total 
ber built dropped from 58.3°/o to 35.2°/o, and 
figure for two-family houses from 12.390210 
0/9, whilst the proportion of dwellings contained 
enements rose from 24.40/o to 53.7°/o. 
ı HOLLAND 72.3°/o of all inhabitants are living 


ne-family houses. In this country, too, consider- 


able importance is attached to providing a plurality 


of bedrooms, so that the children do not have to 
share a bedroom with the parents and that the sexes 
are also separately accommodated. Small dwellings, 
as a rule, are not furnished with baths. 

In BELGIUM the dwellings provided up to 1929 
with the support of the Societe Nationale des Habita- 
tions a bon marche de Belgique comprised 34,115 
one-family houses and 1582 tenement houses with 
9017 apartment dwellings, the latter being only 21°/o 
of the whole. 

In the towns of SOVIET RUSSIA we find that 
recently a greater number of tenement houses is 
being built and the erection of small one-family hou- 
ses, primitively constructed of wood, is decreasing in 
proportion. 

In GERMANY the policy of constructing residen- 
tial colonies and incidentally one-family houses with 
gardens has become exceedingly popular since the 
War. It is true that the building of one-family houses 
has of late decreased again in volume, this being due 
to the necessity for a reduction in the size of the 
dwellings caused by the unfavourable economical 
conditions ruling in Germany, and it was found that 
small dwellings could be more economically provided 
in tenement buildings than in the form of one-family 
houses. As compared with the average small dwelling 
built by private enterprise in pre-War days, the 
dwelling standard in Germany, due chiefly to the ac- 
tive co-operation of the Communities and public 
building organisations, has risen to a very consider- 
able extent. 

A general improvement in the dwelling standard is 
also reported from the other countries, including 
Austria, Italy, Poland ete. 

Reference should also be made here to the new 
types of building organisations which have been 
created by the Trade Unions of various countries for 
the purpose of erecting buildings, and above all dwell- 
ing houses, independent of private builders. In ENG- 
LAND we have the building guilds, which, after a 
brief period of popularity, are again losing in im- 
portance. In DENMARK, SWEDEN, NORWAY, PO- 
LAND, AUSTRIA and GERMANY are the productive 
building organisations, which as a rule are on a 
friendly footing with those public utility societies 
whose members are recruited from the ranks of trade 
unionists. 

In Germany where this movement is strongest, 
there are two distinct groups: on the one hand the 
co-operative building societies founded by the Chris- 
tian Trade Unions and on the other hand the so- 
called “Bauhütten” or guilds organised by the In- 
dependent Trade Unions, which latter have attained 
to considerable importance economically. In the year 
1928 at the height of the building season they gave 
employment to 26,896 clerks and workmen. The 
average number of workers employed in that year 
was 17,961. Their total turnover was 120.6 million 
marks, share capital 4.7 million marks and reserves 
2.3 million marks. 
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B. The Administration of Dwellings Built in Accordance with the Principl 
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Public Utility and the Social and Educational Work Connected therew 


1. The Administration of Municipal Dwellings. 


Owing to the extensive building operations under- 
taken by large numbers of Communities after the 
War the house property of many of them to-day 
embraces thousands, in fact in some cases hundreds 
of thousands, of dwellings. The administration of 
these large estates has given rise to entirely new and 
difficult problems and it has not always been pos- 
sible for the different Communities to find the right 
solution. 


We find in HOLLAND, for example, that the laws 
and regulations affecting the administration of mu- 
nicipal house property are in certain respects so 
irksome, that many Communities have transferred 
the work of administration to special institutions 
which they have founded for the purpose. The opera- 
tions of these institutions are of course guided by 
regulations laid down by the Communities, but 
beyond that they can remain free from all political 
influence, as the conduct of their business is in- 
dependent of any direct influence from local govern- 
ment. It is reported that this system of administra- 
tion is far more serviceable than direct municipal 
administration, fettered as it is by all manner of re- 
gulations. By co-opting citizens in their councils these 
institutions have the advantage of their personal ex- 
perience and a knowledge of the needs and wishes of 
the tenants is obtained by co-opting such from the 
dwellings concerned. As a rule the head of the rela- 
tive municipal department is elected to the Board, 
and contact with the town council is secured by the 
election of a vice-chairman and other members of the 
Board from their ranks. 


The question as to whether institutions of this 
kind are necessary is a much disputed one. There are 
Communities in Holland which have thousands of 
dwellings in their own care without any of the above- 
mentioned disadvantages of municipal administration 
having been noticeably felt. In these Communities it 
has been found that the difficulties associated with 
direct administration gradually diminish, whilst dis- 
tinct advantages accrue as a result of the direct deal- 
ings with the tenants. 


In those Communities in Holland where the author- 
ities have retained the administration of their pro- 
perty, experience has shown that the best course is 
to entrust this office to the Works and Building De- 
partment, for the reason that the actual builder of 
the dwellings is more familiar with the character of 
the property than anyone else can be and it is not 
until the new dwellings have been occupied for some 
time that their defects, both from a serviceable and 
technical point of view, become apparent, which de- 
fects, on the basis of experience thus gained, can be 
avoided in future buildings. 

In GERMANY it is only in cities with large estates 
that special departments have been created for the 
administration of municipal house property. In places 
where special departments exist for the building of 
dwelling houses it is customary for these departments 
to undertake the work of administration as well. In 
some cases this office is filled by departments already 
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in existence, such as Office of Works, Estate I 
ment etc. AU TRE 5 

In the various German towns different meth 
rent collecting are employed. In some cases an 
collector is appointed for the purpose, wh 
others the work is entrusted to firms or privat 
sons. One of the municipal residential color 
Halle (comprising 83 houses) has been hande 
to a housing co-operative society for a period 
years, the members of the society being tena 
the colony. Tenants of municipal emergency 
ings in Magdeburg have formed themselves inte 
operative society for the purpose of administ 
the property themselves. | 

In VIENNA the administration of city-ownes 
ses is carried out by a special department whi 
points housing inspectors for the various distri 
the case of individual housing groups tenants’ 
cils are formed and these work hand-in-hand 
the housing inspectors. 

In COPENHAGEN a special Section of the M 
pal Estate Department is responsible for th 
ministration of the city’s house property. Ren 
collected by the caretaker or steward. 

In OSLO this work is supervised by a com 
of councillors, the relative duties being perform 
municipal officials. 

In SWEDEN the work of administration o 
buildings is carried out by the Building and \ 
Departments. The rents are collected by the care 
or steward (“vice Varden”). Building inspecto: 
each separate district are also appointed. 

In ENGLAND the supervision of all workmer 
lonies built by the corporation is delegated 
municipal official, who is also responsible fo 
letting of the dwellings, as well as for the exec 
of minor repairs and for the collection of rent 
In the residential colonies belonging to the Le 
County Council with not less than 750 tenant 
rents are collected by a collector appointed fo 
purpose, whilst for the larger colonies specia 
fices have been opened, where the rents have 
paid each week. 

In the majority of the reports of the va 
countries received on this subject, special ment; 
made of the fact that in the choice of tenants 
consideration is given to their social standing, tl 
to say preference is always given to those tenan: 
whom dwellings erected by private builders an 
the public utility societies are too dear. Larg 
milies have first consideration. 

Experience in HOLLAND has shown that not 
applicant who belongs to the category for whic! 
dwellings have been provided can be accepted 
tenant without some investigation, Both in th 
terests of the tenants themselves, as well as in 
of satisfactory administration, it is essential th 
respect of the various grades of tenants the hi 
possible standards are maintained. Care should 
be taken that each family receives a dwelling 
able to its individual requirements, i. e. for exa 
that large families are allotted roomy dwell 
whilst the cheaper dwellings are given to perso: 


EE. and dwellings with a maximum of sun 
ved for invalids. It is therefore considered ne- 
ry before letting the dwellings to make careful 
ry as to the conditions under which the applicant 
previously, his conduct in his last dwelling and 
her the rent was paid punctually, also in regard 
e state of his health and his circumstances ge- 
ly. For tenants outside the pale of society and 
hose who are not in a position to pay a normal 
special colonies have been built in the towns of 
ind and Germany. The dwellings are of the most 
le kind and are let at very low rentals. 

several reports it is stated that minor repairs 
xecuted by the caretakers or stewards themsel- 
ind when making appointments to these posts 
rence is given to practical men, such as paper- 
ers, blacksmiths and the like. The workers ap- 
ted for this purpose in SOVIET RUSSIA are 
ı a special training. The more extensive repairs 
renovations are given to private firms. 

| the larger residential colonies belonging to the 
DON County Council have their own repair 
s in which workers for the purpose of carrying 
repairs are employed. The annual cost of these 
irs to the property of the London County Council 
ages 1—1'/2°/o of the building costs. 
COPENHAGEN these costs represent approxi- 
ly 10°/o of the rent and about 13 to 14°/o of the 
in Oslo. (Rents represent 9°/o of the value of 
building.) 

; might almost be expected, the relations bet- 
1 the municipal administrative authorities and 
: tenants are not everywhere of the friendliest. 
plaints have been made in some of the reports 
ived that claims are put forward by tenants in 
ect of rent and renovations etc. such as they 
ld never think of putting forward if the dwell- 
were privately owned. 

| all those reports which deal at all with the 
tion of arrears of rent it is stated that the losses 
tained by the Communities from this cause are 
aordinarily small. In Copenhagen, for example, 
figure is only 0.106°/o. It is pointed out, however, 
almost everywhere the most rigorous measures 
the collection of rents are adopted. In the event 
IIness, unemployment etc. each case is carefully 
stigated and the rent is either allowed to stand 
- temporarily or is paid from the funds of one of 
public benevolent institutions. 

\ the GERMAN report the complaint is made 
“umwarrantable demands put forward by tenants 
» been supported by friends of the same political 
uasion who hold municipal office, and frequently 
| success. 

he report from HOLLAND contends that what- 
- difficulties may have been encountered in con- 
ion with municipal administration, the majority 
enants have only one wish and that is to live in 
ce in orderly dwellings suited to their needs, and 
they will be perfectly satisfied when this wish is 
led. 
ecording to reports received more importance is 
ched in Holland to the educational functions of 
idequate administration than in any other country. 
this reason preference is given to women speci- 
‘trained in social matters. Due to their regular 
ts on rent days and other occasions they become 


personally acquainted with their tenants, who in 
many cases belong to the very poorest classes. They 
do their best to educate the tenants in matters affect- 
ing the care of their dwellings and are always ready 
to help them in their troubles. ; 


ll. The Administration of Public Utility 
Dwellings. 


The only real difference between the administra- 
tion of the public utility building societies or hous- 
ing companies, who do not build for their members, 
but place their dwellings at the disposal of the work- 
ing classes, and Community administration as describ- 
ed above is that the former is more flexible in cha- 
racter. 


There is a much greater difference in the case of 
those public utility societies who let their dwellings 
to the members. Most of these have succeeded in in- 
teresting their members in the advancement of the 
co-operative movement to such an extent that they 
have come to take far greater care of their dwellings 
than is usually the case elsewhere. With the smaller 
co-operative building societies the work of admin- 
istration and inspection is done in an honorary ca- 
pacity, and in the case of the larger societies officials 
are appointed for the purpose, who are assisted by 
special committees of tenants. As a rule the members 
of these societies are not given a dwelling until they 
have paid up a certain percentage of their shares, 
and it: stands to reason that a tenant who feels that 
he is also part owner of the property is naturally in- 
clined to take care of his dwelling and have a gene- 
ral interest in the proper maintainance of the so- 
ciety’s estate as a whole. The co-operative building 
societies also find it necessary to insist upon punctual 
payment of rent, as rents are calculated in most cases 
with little or no margin, so that there can be no very 
large reserves to meet possible losses from this 
source. | 

An institution created by the workers” co-operative 
building society in WARSAW is very interesting in 
this connection. Reference is made to a kind of rent 
insurance company on a reciprocative basis which in 
case of need undertakes the payment of rent. 


It should also be mentioned here that in many 
countries efforts have been made to completely se- 
parate the administration of public utility dwellings 
from actual building operations, the idea being to 
leave the work of preparation and the actual build- 
ing, as well as all financial matters, to a central or- 
ganisation equipped with an efficient and highly 
qualifield staff, and decentralise the work of admin- 
istration by establishing subsidiary organisations or 
more or less independent co-operative societies for 
the purpose. | 

We have an example of this policy in the “Arbej- 
dernes Andelsbolig Forening“ (Workers’ Housing So- 
ciety) in COPENHAGEN which as central co-opera- 
tive society is the sole owner of all the dwellings. it 
has built, but which are administered by subsidiary 
companies or societies having a certain measure ‘of 
indéperidence. The “Kobenhavns almindelige Bolig- 
selskab“ (General Housing Company of Copenhagen) 
_— another example — has established for the same 
purpose fourteen subsidiary limited liability compa- 
nies which, although under the direction of the parent 
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eompany, are each absolutely independent economic- 
ally. 

The central organisation of the important H.S.B. 
co-operative society of SWEDEN confines its acti- 
vities to the execution of its building projects and 
financial and other operations which can best be left 
to a central organisation, the finished property being 
handed over to the care of subsidiary companies 
composed of those co-operative members who have 
become tenants of the dwellings in question. 


From an entirely different motive we find that the 
growth of the Wohnungsfürsorge - Gesellschaften 
(Housing Companies) in GERMANY has led to a 
policy whereby the preparation and execution of 
building projects is left to them, and the co-operative 
building societies, for whom the buildings are erected, 
operate more or less as administrative organisations. 
This line of development is most noticeable in the 
Dewog movement, where the preparation and exe- 
cution of building projects is left to the central or- 
ganisation of the Dewog and its local subsidiary com- 
panies, whilst the activities of the co-operative so- 
cieties, which are organised in one central union, are 
more or less restricted to the management of the 
completed dwellings. 

In this connection the development of the house 
leasing co-operative societies in SOVIET RUSSIA is 
of special interest. After the expropriation of tene- 
ment house property in the towns in the year 1917 
the care of these houses was entrusted first of all to 
special committees which were elected by the local 
organs of the communal government. Later on, after 
the introduction in 1924 of the law affecting co-ope- 
rative housing societies, a complete re-organisation 
of administrative methods was undertaken in accord- 
ance with co-operative principles. So-called house 
leasing co-operative societies were founded which 
take over the tenement houses belonging to the State 
on lease terms. On January Ist 1931 — about six 
years later — the property in their care comprised 
approximately 35 million square metres dwelling area 
with about six million tenants. They have spent large 
sums of money for the upkeep of the dwellings in 
their care and by means of a more practical use and 
better distribution of the renovated dwellings they 
have succeeded in raising the standard of dwelling 
per head of the population. As quite a large number 
of houses remained outside the control of the co-ope- 
rative societies, so-called government House Trusts 
were formed for the purpose of their administration. 
These trusts, however, did not prove satisfactory and 
the administration of their dwellings — since the 
beginning of 1931 — is gradually being changed for 
co-operative management. 


Ill. Social and Educational Work in Connec- 
tion with Public Utility House Building. 


As can be seen from a number of the reports re- 
ceived, there is everywhere a wider and steadily in- 
creasing recognition of the doctrine that the creation 
of better housing conditions constitutes one of the 
most important essentials for the social and educa- 
tional development of the people and is, in fact, of 
vital importance to the whole life of the population. 

The concentration of house building in the Com- 
munities and public utility organisations after the 
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War made it possible for so-called accessory i: 
tions to be created in the larger housing grouy 
colonies, i. e. communal institutions with m 
equipment which augment in various ways then 
pretensions of the small dwelling. 

In the new blocks and colonies we find, for exe 
communal laundries equipped with electrically ¢ 
machinery and every other technical accessor 
calculated to save the housewife in poorer ci 
stances a tremendous amount of work. P! 
grounds for the children have also been provid 
well as splashing pools, public gardens, sport gre 
Kindergartens, children’s shelters and public di 
ments for giving advice on social matters. In 
places premises for social gatherings have beer 
vided and provision has also been made for all 
of entertainment, such as lectures, concerts, th 
cal performances, cinema exhibitions and the 
There are also libraries, reading rooms, club tr 
etc. for the use of the tenants. 

Public utility building activity, which was flo 
ing in GERMANY before the War, had alread 
complished much in this direction and it has 
possible since then to make numerous improver 
and additions. Nowadays institutions of this kin 
provided all over the country. 

Noticeably in VIENNA, where the Communit 
been exceedingly active in the matter of dwe 
house building these institutions are to be four 
large numbers and in great variety. 


Reports from DENMARK, GERMANY, 1 
LAND, HOLLAND, ITALY, NORWAY, POL: 
SWEDEN, SWITZERLAND and SOVIET RUSSI 
show that a great deal in this direction is bein; 
dertaken. Several of the more important co-oper 
building societies of Germany and Switzerland 
lish special journals for their members with a 
to establishing permanent relations between the 
nagement and the individual members and in o 
to encourage the latter to co-operate in every wi 
the work of the society. 

In SWEDEN we find that the H.S.B. particu 
has been very active in this direction and with 
siderable success. Of special importance is the 
that it has even gone so far as to found a sez 
resort and holiday homes etc. for its members. 

In SOVIET RUSSIA considerable importance 
attached to the creation and development of « 
munal institutions of this kind. One of the Co-0F 
tive societies in Moscow built in 1929 a house 
1000 persons“ strictly on the communal prince 
There is a common kitchen with dining hall, a 
with library and reading room, a nursery where s 
children are looked after during working hours, 
dergarten, lecture halls, solariums etc. In Mos 
and other towns a number of houses of this type 
in course of construction. According to the off 
plans drafted by the State Commission it is int 
ed, starting with 1931, to construct 50°/o of all dy 
ing houses in such a way that the needs of the ten 
shall be taken care of in public or communal 
chens, to the exclusion of the individual kite 
This principle is to be adopted as far as possibl 
the new industrial towns now in course of const 
tion. There is a similarity here to the system adoy 
in America where apartment houses for the mi 


is 
s now being built are equipped with all manner 
nveniences and housekeeping accessories. 


SOVIET RUSSIA it is intended to make im- 


ments on these lines to existing dwelling houses, 


and a law is already being drafted, whereby 10°/o of 
the gross income from rents shall be reserved for the 
provision of institutions which shall contribute to 
the comfort of the tenants. 


Fo what Extentunder Present Conditions is Private Building Enterprise on 
rofit Producing Basis able without the Support of Public Means to Pro- 
> the Necessary Dwelling Accommodation for the Broad Masses of the 
ulation (Lack of Small Dwellings) in a Way which will Satisfactorily 
il all Economic. Social Hygienic and other Modern Requirements ? 


preparation for the discussion of this question 
mation has been collected in relation to present 
of building and building land, the costs of 
cing building projects and the rents resulting 
form, as well as to the relation of rent to in- 
compared with pre- War figures the cost of 
ing has risen enormously: in France 60°/o, Den- 
: 62.59/o, Germany 89°/o and in America more 
100°/o. In many countries building costs have 
ased to a greater extent than the average in- 
s of the poorer classes. 


t of Building and Site. 


n we circulated the request for details on the 
ct of building costs we were quite aware that 
information we should receive would not neces- 
y admit of simple comparisons being drawn up, 
main object being to study the questions of rent 
ılation and the relation of rent to income. 
; is shown by the reports received from the 
jus countries, the conditions which affect the 
of building differ considerably not only as bet- 
1 the various countries, but also within the 
tries themselves and, in fact, within one and the 
> district. 
he various conditions and circumstances which 
ribute to the increase in building costs are so 
erous that we shall only be able to refer to them 
in summarised form. We find for example that 
wages paid in the larger and smaller towns of 
and the same country differ considerably and the 
es asked for building materials are more or less 
enced by the standard of comfort catered for. 
ı HOLLAND the cost of building in one and the 
> town is considerably lower when the building 
is situated in the immediate vicinity of a canal, 
n that case advantage can be taken of much 
per freights than when the plot is at a distance 
ı the waterways and the building materials in 
sequence have to be re-loaded into carts. 
he character of the ground to be built upon also 
s an important part in the matter of costs. In 
y of the towns in Holland there are clay, sand 
boggy foundations bordering on each other, so 
in one and the same district we find good founda- 
s which are cheap to build upon, and others 
re the employment of expensive piles or rein- 
ed concrete is necessary. i 
uilding costs in HELSINGFORS and STOCK- 
LM are considerably increased by reason of the 
“that the buildings are erected on granit founda- 
s and trenches of a depth of two metres have to 


be made by blasting operations, to take the drains, 
water mains and the like. 

The economies which are possible in POLAND in 
consequence of the low rates of wages paid are in 
many districts more than obliterated by the high cost 
of building materials, due to the lack of method and 
efficiency in the building trade. 

In GERMANY, AUSTRIA and other countries the 
price of building land has dropped, but it is reported 
from CZECHO-SLOVAKIA that in towns where 
house building is at all active the prices asked for 
sites have risen 100°/o. It is remarkable too that in 
the towns of Poland, and particularly in WARSAW, 
prices for building land are steadily increasing. This 
is not explained by the existence of any great build- 
ing activity, but is attributed exclusively to specula- 
tion. 

Generally speaking, the costs of land development 
have risen in the same proportion as building costs. 

One important factor which has contributed to the 
increase in building costs has been the general im- 
provement in the standard of the dwellings built, 
which is particularly evident in the better equipment 
of small dwellings. For this reason it is not possible 
to draw up a simple comparison of pre-War and cur- 
rent building costs per cubic metre enclosed space 
or per square metre dwelling area. 

In recent years architects and town-planners in the 
various countries have been giving greater considera- 
tion to the question of building costs and what me- 
thods can be employed to reduce them. Experts have 
been busy with the standardisation of plans and fitt- 
ings and with the scientific investigation of building 
materials, processes and methods, the rationalisation 
of building organisation, improved planning of land 
development, cheapening of road construction etc. 
The relative authorities in the various countries have 
also given due consideration to these questions and 
have favoured the grouping of dwelling houses in 
large coherent units and the use of standardised 
plans and fittings etc. In many countries considerable 
sums from public funds have been voted for research 
work and in Germany a special society for scientific 
research in matters relating to building and housing 
__ the Reichsforschungsgesellschaft für Wirtschaftlich- 
keit im Bau- und Wohnungswesen — was founded 
with funds provided by the State. 


Finance. 

Far more serious in its consequences than the in- 
crease in building costs is the dearness of building 
capital. Before the War in FRANCE the interest on 


mortgage loans was only slightly more than 3°/o, 
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whereas to-day as much as 5°/o has to be reckoned 
with. EN 

In DENMARK first mortgage loans negotiated in 
the open market cost to-day 4!/2—5°/o, in SWEDEN 
43/4—5 °/o, in NORWAY 51/20/o, in ENGLAND, 
FRANCE and SWITZERLAND 5%, in CZECHO- 
SLOVAKIA and United States of America 60/0, and 
in Belgium 6—7°/o. The highest rates are paid in 
those countries which suffered most from the War 
and from the economic depression which followed in 
its train. In GERMANY, for example, where only 
4*/2°/o or even less had to be paid for first mortgage 
loans, as much as 90/0 has to be paid to-day, 8—9°/o 
in FINLAND, and 10°/o or even more has to be paid 
in POLAND. Second mortgages are, as a rule, either 


The Relation of Rent to Building Costs. 


Pr ‘ F 4 
not obtainable at all in the open market, or 1 
high rates of interest have to be paid. This oth 
difficult problem has been successfully solved in 
MARK by the formation ‘of so-called Mortgage 
Societies, which are so constituted that its borr 
elect a committee with the power to pass resol 
and this committee.appoints the management « 
society. Further particulars as to interest pa 
second and third mortgage loans will be found 
sections dealing with the promotion of dwelling 
building by State and Community. | 

In the following table “Relation of Rent to 1 
ing Costs“ a few figures are given relating to | 
ing costs and finance in connection with small « 
ings, and the rents resulting therefrom. 


Rents made possil 


Rents on profit-earning through State an 


as Size of Total building basis Community aid 
dwelling CRIE Actual Percent. Actual Perce 
amount of building amount of buil 
RM RM costs RM cos! 
Tenement 
Denmark (Copenhagen) dwelling 89,5 m? 16 088 1514 8,71 1 213 7,1 
Germany... ne 9 000 814 9 454 5 - 
England geet cent) WA cues falnily 10.000 740 7,5 400 4,2 
Hors PONS PRE NEN 2112 175 8,3 38 2,5 
Holland One-family 
Village Bu ee te ee house or flat, 3370 ( 506) 287 7,9 
Medium sized town . . . . . area: 80 m? 5 060 (1012) 438 75 
af town... bank (240 m?) 5 898 (1685) 556 7,9 
Austria 
a) Dwellings built by the town of Flat, area: 
Vienna) Re ois tho 38 m? 8820 66 0,72 
b) Dwellings built by private con- 
struction with state subsidy®) . Flats 320 520 21 168 6,6 
Norway 
a) Municipal property-Oslo, 
263 dwellings . . . . . . . . Flats 3 472 GOO 234 080 6,7 
b) privately built!) 72 dwellings . Flats 1 106 000 8,4 
Czech. Republic. . . . 1 room and 7125 545? 
newt : 673 ) 7,4 
ou kitchen on 388°) 5,9 
OIANO RER EE Le | 
tip 40 m? 7520 1 278 17 779 9,7 
IAN Coen ey ee Si ee 40 m? 8 480 1018 12 840‘) 9,9 
*) With Community security for en mort à e. Hardl SEE 
any small dwellings are built by private Enterprise witout Rate of Exchange. 
this security. 100 RM = 171 Belga 100 RM = 124 Lats 
*) With State security, 89 Da. kr. 2 89 Nor. kr 
*) With State security and State subsidy of 2,50], of the mo t- " 246 FM 212 zi | 
gage loans (90°), of total building costs). ' À j ” 5 £ ; 89 Swed kr 
4) Leasehold land and second mortgage provided by the town. » 608 frs. , 124 Sw. fr. 
5) Average figures for 6000 dwellings. ” 59 fls 804 ke | 
*) Small dwellings are not built by private contractors without „ 485 Lire n 24 $ 


subsidy. 


» 


From these figures it will be seen that the percent- 
age which private enterprise on a profit-earning basis 
has to demand for rent increases mor i 
portion to the rate of interest which 
on borrowed capital. The table also 
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e or less in pro- 

has to be paid 

shows the rents 
a 


4,6 Cscherwonetz 


which have been made possible as a result of 
BES an of dwelling house building by State | 
ommunity with a view to bringing the rents wh 


the poorer classes have to pay in line with their 
comes, 


Relation of Rent to Income. 


e Problem of Housing is not merely a matter of 
iding mankind with just some sort of “dwelling“ 
rent which the most modest of incomes will 
. If that were all, and if we could be satisfied to 
on while large sections of the population are 
ipted and demoralised by the slums and evil sur- 
dings in which they live, then we could say that 
‚ost countries the housing problem has already 
solved. 


yr is it a question of constructing well-appointed 
tments with a maximum of comfort regardless 
hether persons of limited means are ina position 
ay the necessary rent, or not. 

1 the contrary, the housing problem is — how 
rovide dwellings for those of limited means so 
every consideration is given to the requirements 
odern civilisation and to the size of the tenant’s 
ly, whilst rents are kept at a level which is in 
proportion to the tenants’s income. 


; to what is a fair proportion of rent to income 
eneral rule can be laid down which would be ap- 
ble everywhere, as very much depends on the 
gnised standards of living in the various countries 
on the purchasing capacity of the wages earned. 
he chief consideration is that the balance left 
-from the tenant’s wages after the rent has been 
shall be sufficient to maintain for himself and 
ily a normal standard of living. 
here is an old empirical adage which says that 
day’s wages should be enough to pay the week’s 
. As a matter of fact it was generally recognised 
nany countries before the War that about one- 
1 to one-eighth of income was a fair proportion 
rent. Statistics compiled in Holland recently show 
same result. The housing authorities in Amster- 
circulated a Questionaire in the year 1925 
ngst 14,000 tenants of Community and Public 
ity dwellings, and another one amongst 2825 mu- 
pal workers — an important group of municipal 
mts. The result was the same in both cases, viz. 
the amount paid for rent represented on the 
age one-sixth of the total expenditure. 
he problem of adjusting rent to a fair propor- 
of income is made more difficult by the fact that 
requirements of the tenant in regard to space 
yme greater as the size of his family increases, 
ist his income remains at the same level, so that 
consequence of increased expenditure for food 
clothing etc. the amount available for rent be- 
es less. 
1 some countries and especially since the War at- 
pts have been made by the authorities to bring 
it a reduction of rents, so that they can be paid 
the poorer classes without causing hardship. This 
accomplished as far as pre-War dwellings are 
cerned by the Protection of Tenants Act, whilst 
espect of new dwellings rents have been modi- 
as a result of various forms of house building 
motion, reference to which is made elsewhere in 
report. Reports show, however, that in some 
ntries, as e. g. England, even those dwellings which 
e been built with State or Community aid for the 
er working classes are still too dear, and this is 
n truer of Germany where only a comparatively 
ll part of the buildings erected after the War 


could be made use of by the lowest paid sections of 
the working classes. 

Attempts have been made in some countries to so 
adjust rents that the amount any particular tenant 
has to pay for a dwelling large enough for the size 
of his family shall be in fair proportion to his in- 
come. 

In the Garden City of Welwyn in ENGLAND the 
following measures were adopted in respect of 300 
houses belonging to the Urban District Council and 
225 houses belonging to public utility societies. Basic 
rents were slightly increased and a surcharge to the 
rent of 1/— per week was collected from the tenants 
for every case of sub-letting. The additional amounts 
thus obtained went into a special fund from which 
a rent allowance of sixpence per week was granted 
for each child from the date of its birth until leav- 
ing school. 


In SOVIET RUSSIA the principle of adjusting 
rent to income has been officially adopted. When 
calculating the rent for any particular dwelling the 
amount that is necessary to cover the costs of amortisa- 
tion and maintenance for a well-appointed apartment 
is taken as a basis. This amount is approximately 30 
to 44 copecs per square metre, varying according to 
the size of the town, and deductions are made for 
less favourable localities or furnishings, or because of 
the distance from the centre of the town, or in the 
absence of electric light and canalisation etc. The 
rent is then calculated for each individual tenant on 
the basis of this figure, consideration being given in 
the form of deductions or additions for the social 
standing of the tenant, his income and the number 
of his dependents who are unable to earn a living. 
These rents apply to dwellings with an area of 9 
square metres per head, plus a supplementary area 
of 41/2 square metres per family. 

Members of the learned professions, who require 
a better type of dwelling, pay the same basic figure 
for a supplementary area of 19 square metres. For 
dwellings of a larger area a higher rate has to be 
paid. 


Has the Time Come when State Aid Can be 
Dispensed with and the Responsibility for 
the Provision of Dwellings Transferred Back 
to Private Enterprise? 


This question is dealt with in the various reports, 
as follows: 
BELGIUM. 

“The average income of the broad masses of the 
population (industrial worker) may be estimated at 
1250 Francs per month, or 50 Francs per working 
day. It was reckoned before the War that the wages 
for 3 working days would pay the rent for the month, 
so that on the same basis the worker to-day could af- 
ford to pay 3 times 50 Francs, i. e. 150 Francs per 
month, or less than one-eighth of his income. Private 
enterprise on a profit producing basis is not in a 
position without support from public funds to supply 
a sufficient number of small dwellings of a suitable 
standard to meet the requirements of the broad mas- 
ses of the population and at rents which they can 
afford to pay. 

Why? Because the profits on invested capital would 
not be sufficient, i. e. the rents that could be de- 
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manded would not suffice to cover interest on capital, 
cost of maintenance and taxes.” 
DENMARK. 

“A worker in average circumstances would pos- 
sibly be able to pay the rent required for dwellings 
built by private enterprise, which as a rule is between 
15 and 33°/o higher than that for dwellings erected 
on public utility lines, but this would mean a lower- 
ing of the dwelling standard, so that he would have 
to manage with 2 rooms instead of 2 rooms and an 
extra chamber, or 2 rooms and chamber instead of 2 
rooms and 2 chambers, which latter is the proper 
type where there are grown-up children of both 
sexes. That part of the population whose earnings 
are unusually small and who are exposed to the evils 
of unemployment, illness and the like, or are burden- 
ed with large families and for these reasons can only 
afford to spend a small part of their income in rent, 
could under normal conditions also pay a rent ac- 
ceptable to private enterprise, if housed in the old 
dwellings of the inner precincts of towns and cities 
which in respect of size and hygienic appointment 
are in every way unsatisfactory and provided that we 
are satisfied to look on while this class of dwelling 
from an investment point of view rises in value to 
an extent which in view of its character is altogether 
unwarrantable. On the other it must be admitted that 
an active social policy in building must ultimately 
lead to the abandonment of unhygienic dwellings, 
which would then drop in value to such an extent 
that they would very soon be sacrificed to the house- 
breaker’s pick, whilst such dwellings as are still ser- 
viceable, although small and behind the times, would 
be at the disposal of workers on the lowest wages 
schedule, which would be in keeping with the natural 
order of things. 


GERMANY. 

The author of the German report, after a lengthy 
discussion on the question of building costs and 
finance, has arrived at the following conclusion: “As 
is evident from the foregoing, it is quite impossible 
without support of this kind from public funds to 
construct small dwellings for the broad masses of the 
population which can be let at rents they can afford 
to pay.” 

ENGLAND. 

It is hardly possible at present for private builders 
to build houses for letting without assistance. 
FRANCE. 

As in most other countries, the economical condi- 
tions resulting from the War have made it impossible 
for private enterprise in France to provide dwellings 
on a profitable basis for the requirements of the 
broad masses of the population and of the middle 
classes. In some form or other it has been necessary 
for State or Community, according to the class of 
dwellings erected, to render assistance. The necessary 
means have always been provided through the normal 
channels of the Budget, without the imposition of 
any special form of taxation. 

This state of affairs will continue until such time 
as wages and salaries shall have increased in the same 
proportion as capital for building has become dearer, 
as compared with pre-war rates, and in proportion 
to the increase in the building costs index. 

In the Paris district — and one might say in the 
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whole of France — private enterprise has no 
a single dwelling for the worker on a profit-e 
basis. | 


FINLAND. 


“When we deal with the question of the re 
of rent to income in Finland we are touching 
the darkest phase of the housing problem, it be 
regrettable fact that the disproportion between 
two factors caused by the War is still acute . . 
can be generally assumed that in Helsingfors the 
which a worker has to pay represents approxin 
30°/o of his income, whilst cases are known 1 
commercial and civil employees have to pay as 
as 50°/o of their salaries for rent. The normal 
centage for a worker before the War, for examj 
1913, was calculated to be 12—15°/o. | 

It must be obvious to everyone that this is a 
possible state of affairs. It is generally regarded 
phenomena peculiar to periods of transition, ı 
must gradually, although perhaps very slowly. 
appear.” 


HOLLAND. 


1. "In spite of the fact that dwelling house | 
ing with assistance from public funds has dec 
considerably during the last eight years, very 
workers’ dwellings, in the strict sense of the x 
are being constructed by private builders, and 
at all for those of the poorest classes. 

2. "In most communities dwellings for the m 
classes are being built in sufficient numbers by pr 
enterprise, but in some of the smaller towns tk 
not the case. 

3. ”The rent minimum below which private e 
prise is not in a position to supply anything 
proaching the number of dwellings required v 
considerably in the case of towns with more 
20,000 Inhabitants. For most towns, however, 
figure is between HA. 5.— and HA. 7.— per wee 

4. ~The chief reason why dwellings at lower 1 
than these are not built by private contracto: 
that because of the costs which the constructio 
the dwellings must necessarily involve the rents 
tained would not show a satisfactory margin of 
fit. In some towns there are other causes which 
to the same result.” 


ITALY. 


The author of this report points out that the s 
two-roomed dwellings (in reality: one room and 
chen) constructed by the Public Utility Institut 
for the provision of People’s Dwellings at a minir 
rent of 1250 Lira claim as much as 23°/o of 
average worker’s income. He goes on to say t 
”This is a comparatively high percentage of inc 
especially when it is considered that a two-r 
dwelling is the absolute minimum where there 
children and having regard to the inconvenie: 
which must be tolerated. Now, if the minimum r 
which have to be paid for the dwellings of these j 
lic utility institutions — although below the nor 
standard — are nevertheless still out of propor 
to the wages earned, it must be obvious to every 
that private enterprise, which is excluded from 
benefits of cheap building land and the provisior 
loans on favourable terms, is still less able to pro: 
dwellings for the working classes at reasonable ren 


4 
WAY. 

t the present time private enterprise on a profit- 
ng basis is not in a position to build small 
ings for the broad masses of the population 
ut financial support. This is explained by the 
cost of building and by the fact that it is ex- 
ngly difficult, if not impossible, to obtain loans 
‘easonable rate of interest unless the authorities 
repared to guarantee their reimbursement.” 
AND. 

rivate enterprise is certainly not in a position 
uild dwellings to-day, the necessary rents for 
ı would be within the means of the broad mas- 
f the population.” 

DEN. 

rivate enterprise on a profit-earning basis has 
provided small dwellings in anything like suf- 
t numbers or of a suitable grade, at any rate 
uch as can be let at rents which the broad mas- 
f the population can afford to pay. The reasons 
his are various. The high prices paid for land 
the increased cost of building have, in the first 
, given rise to the wildest speculation in the 
building market. And as there is a shortage of 
-class larger dwellings, this class of property is 
-ded as a more promising object for speculation 
houses with small dwellings of an inferior kind. 


TZERLAND. 

the 350 Swiss Communities for which building 
tics have been compiled, roughly 60,000 dwell- 
were constructed in the five years 1926/30. Of 


these 800 were built by the Communities and 10,000 
with assistance from public funds. Thus it will be 
seen that by far the greater number were erected by 
private enterprise, which is explained chiefly by the 
fact that, on the whole, wages in Switzerland to-day 
are higher in respect of their purchasing capacity 
than before the War, so that most workers and em- 
ployees are in a position to pay rents, on the basis of 
which house building becomes a paying proposition. 
This has been the case since 1926 when the building 
cost index was stabilised at about 170 (1914 = 100) 
and the Protection of Tenants Act finally repealed. 


At the same time, private enterprise has not been 
able to meet the requirements of the lower working 
classes or of those with large families. This had to be 
done either by the Communities or with assistance 
from public funds, and by this means it has been 
possible in Ziirich to construct typical worker’s 
dwellings of two and three rooms which can be let 
at rents on an average 25°/o cheaper than buildings 
erected by private enterprise. 


CZECHO-SLOVAKIA. 


”Even taking into consideration the recent drop 
(since 1930) of about 10°/o in the cost of building — 
which, as we know from experience, could hardly be 
maintained in the event of a revival of building ac- 
tivity — there is nevertheless not the slightest doubt 
that private enterprise on a profit-earning basis is not 
by any means able to supply satisfactory dwellings 
in sufficient number for the broad masses of the 
people and at rents which they can afford to pay. 


w Can Building Enterprise be Organised so as to Ensure the Need for 
all Dwellings being Metin a Satisfactory Manner? 


1e reports from the various countries, as is quite 
ral, are restricted more or less to present-day 
itions and practically no opinion is expressed as 
hat the future development of housing may be, 
ew of its present social importance. 

e are also of the opinion that the General Report 
ld be confined to the same limits and that it 
suffice to give a brief summary of the various 
rts received. 

n the basis of these reports the following thesis 
be advanced: The promotion of dwellings house 
ling on the part of public bodies and State and 
munity, which is evident in almost every country, 
onstrates the fact that there exists a general ap- 
jation of the great importance socially which the 
litions, under which the broad masses of the 
ılation live, have in relation to the community 
whole. 

| almost every country efforts of this kind are 
g made as a result of a proper appreciation of 
social importance of housing. Developments in 
direction are in some countries very far ad- 
ed and it is evident that the housing shortage 
ed by the War has been the means of rousing the 
orities to the highest pitch of activity. In several 
itries, as for example in England, where activity 
hese lines is at its greatest, this work was begun 
re the War and the systems employed at present 
the outcome of earlier experiments. 


In other countries—and we are thinking particular- 
ly of Holland—work in this direction is still being 
done, but to a considerably smaller extent than was 
the case eight or ten years ago. The promotion of 
dwelling house building in HOLLAND during the lat- 
ter half of the War and especially in the first few 
years following the War was actively undertaken by 
State and Community. It was at that time that the 
idea was prevalent in government circles that money 
was of no account. Following this period of State 
support there came a sudden change of opinion and 
there is no doubt that current ideas in Holland on 
matters of State support for housing constitute a step 
backwards, as compared with the views held shortly 
before the War. 

On the other hand we find that in FRANCE and 
CZECHO-SLOVAKIA there has recently been in- 
creased activity in the right direction, which is very 
promising for furture developments. Dwelling house 
building in GERMANY has been given a great im- 
petus since the War, but is now suffering from the 
general economic depression. 

It is not necessary to explain that the present 
world-wide crisis in trade is bound to have a very 
damaging effect in most countries on the efforts put 
forward in this direction, since any kind of undertak- 
ing which calls for considerable financial support 
from government or other public funds cannot hope 
to be successful under generally unfavourable trade 
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conditions. This applies equally to those countries 
where there is an earnest desire to bring about an 
improvement in housing conditions as speedily as 
possible. It is of course always a debatable point as 
to whether, in matters of public support, preference 
ought to be given to one particular branch of reform 
to the exclusion of all others. In any case some limit 
must be put on the burdens which a country can be 
expected to bear in a given period in the interests 
of social reform. 

From all the reports received it is clear that in no 
single country has it as yet been possible to realise 
the aims of housing reform to the extent which this 
important problem deserves. Different methods are 
employed in different countries. Each method has its 
own peculiar merits under given conditions and it 
is only in connection with these individual conditions 
that the merits of any special method can be judged. 
The most successful method is always the best. 

Reports have been received from some countries 
to the effect that a housing shortage, in the real sense 
of the word, either no longer exists or is well on the 
way to being finally remedied, but the questions of 
sanitation and slum clearance are still as pressing as 
ever. Almost everywhere we find expression of the 
opinion that before we can begin with the demolition 
of our slums a sufficient reserve of better dwellings 
must be created to accommodate tenants at present 
occupying dwellings unfit for habitation. 

In other countries less progress has been made and 
the work of making good the shortage of dwellings 
and creating a satisfactory reserve will have to be 
continued with unrelaxing energy for many years to 
come. 

In this connection the question has been frequently 
raised during the recent years of economic depres- 
sion as to whether it might not be advisable to 
temporarily modify the standard of new dwellings. 
On the other hand it is contended that it would be a 
great mistake to interfere in any way with the im- 
proved standard, such as has been reached in many 
countries in the course of years. 

It must not be thought that the advocates of this 
principle are unmindful of the present economical 
situation. What they contend is that it is better to 
build a smaller number of dwellings in keeping with 
present standards of hygiene and comfort, rather 
than fall back below a level, to reach which so much 
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effort has been expended. There idea is Ne 
proved standard of their respective countries m 
maintained under all circumstances. : a 

Although the results obtained in the promot 
dwelling house building differ in the various cow 
the situation in one respect appears to be every 
the same, viz. that it will be a long time befor 
higher grade dwellings, which involve greater ex 
in respect of interest, capital reimbursement ar 
keep, can be placed at the disposal of the wo 
classes, whose wages even when in regular en 
ment will not admit of the payment of a ren 
ficient to cover the costs connected with a good 
dwelling. 

The figures received dealing with the relati 
rent to income show different results for the ve 
countries, but it is generally agreed that the amou 
quired for rent ought not to exceed a certain pr 
tion of income, as otherwise the dwellings cones 
will be beyond the means of the workers who a 
need of them. | 


The efforts hitherto put forward by the adva 
of housing reform, and which have brought abo- 
appreciation of the social and political importan 
housing, indicate clearly the direction which the - 
ing policy of the authorities will have to take iy 
immediate future. It is evident from the report 
ceived that the question of housing reform emb 
two problems. Firstly, the provision and mainten 
of an adequate reserve of satisfactory dwellings 
secondly, the adjustment of rent to the income 
those who need the dwellings, including also 1 
cases where the better-class dwellings would o 
wise be beyond the means of those in need of t 
In some countries efforts may already be directe 
the solution of the second of these problems — 
adjustment of rent to income, but in others the « 
tion of making good the still serious shortag 


dwellings and the creating of a satisfactory res 


will demand the undivided attention of all conce 
for some time to come. 


It is obvious therefore that the 
cessitystillexistsforStateand Cr 
munity to carry on with the work 
improving housing conditions. " 
time-is still far distant when effo 
in this direction may be relaxed. 


ies along which the Discussion on Theme I will be Run. 
je social importance of housing now and in the future. 
ate, public and co-operative building activity as the basis for supplying the need in 


Ming accomodation. 


welling building and its promo- 
ponthe partofthe State,theCommu- 
les and PublicUtility Building So- 
tes. 

The housing shortage since the war has in all 
reporting countries necessitated the taking of 
al measures for the promotion of building by 
, municipalities and public bodies. 


In a number of countries, the State and the 
authorities have, in their capacity of employers 
ıbour, built special dwellings for their officials 
workpeople. This, however, has had no real 
t on the development of the dwelling market. It 
ly in the U.S.R. that the State has built any con- 
‘able number of dwellings for the general market. 


In numerous countries, especially since the war, 

local authorities have done a considerable amount 
uilding for the general market. In certain coun- 
, however, the last few years show a backward 
ency in this respect. 


In most countries the State and the local author- 
have assisted public utility building and some- 
s even that of private builders, by the lowering 
axes, the cheap purchase of sites, the giving of 
gage credit on easy terms, the granting of sub- 
s and other measures. 

, countries where the public utility building asso- 
ons have attained a certain importance before 
war, they received, in almost every case, a strong 
stus from the housing shortage and the support 
he local authorities. In countries where this was 
the case, a new building society movement sprang 


The importance of the public utility building of 
towns and societies was limited before the war to 
tructing better dwellings than those built by pri- 

contractors. In some cases the municipal dwell- 
were intended to house large families or former 
-dwellers. Since the war the achievements of the 
icipalities have been considerable, not only in 
ity but also in quantity, and the latter have 
ugh the systematic development of their powers, 
me the decisive factor in the whole building in- 


ry in many countries. 


The management of dwellings by 
localauthoritiesand publicutilt- 
Mcieties,,and the social and cul- 
al work which has developed out 


of the building and management of 
dwellings. 


1. In many countries the management of the mun- 
icipal dwellings has had excellent results in the 
towns. But from certain countries it is reported that 
the local authorities have met with many difficulties, 
arising from the inflexibility of the administration 
laws, the influence of political groups, and the fact 
that the tenants make greater demands on them 
than they would on other contractors. On this ac- 
count building and management have been transferr- 
ed in many cases to public utility societies or institu- 
tions. 


2. The results of management by public utility 
building societies have been good in the main. 


According to the judgment of many correspon- 
dents, the management which has proved the best is 
the self-administration of the colonies built by co- 
operative societies. A great deal of honorary work is 
done, which lowers the costs considerably; also the 
members are inclined to look upon the dwellings they 
use as partly their own and therefore to treat them 
more carefully than they would those belonging to 
the municipalities, public utility societies or private 
house proprietors. 


3. There are many municipalities and public utility 
building administrations which bring together into 
one block or series of blocks all the building orders 
they receive and endeavour to raise the value of the 
dwellings by so-called modern additions. These are 
well-equipped laundries, playgrounds, small bathing- 
pools, gardens, Kindergartens, rooms where children 
are cared for, public welfare centres, assembly rooms, 


libraries, reading-rooms etc. 


4. The inhabitants are supplementing these arran- 
gements more and more by creating organisations 
for furthering common economic ends and the life 
of the community. 


C. To what extent under present con- 
ditionsis private building enterprise 
Oi a able 
without the support of public means 
to provide the necessary dwelling ac- 
commodation forthe broad masses of 
the population (lack of small dwell- 
ings)inaway which will satisfactorily 
fulfil all economic, social, hygienic 
and othermodernrequirements. 


profit producing basis 
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How can building enterprise be or- 
ganised so as to ensure the need for 
small dwellings being met in a satis- 
factory manner? 


1. The costs of building and of development have 
in most countries risen far higher in proportion than 
the average income of the masses. 


2. The interest on first mortgages procured in the 
private market is in general higher than before the 
war and is in many countries more than double. 

In most countries second mortgages cannot be had 
privately without great difficulties or under un- 
favourable conditions. 


3. In consequence of this, the rents of dwellings 
built by private contractors without public support 
take a larger proportion of the wages than before 
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the war, and are, according to the judgment o 
correspondents too high for the poor to pay. 


4. It is reported from some countries tha: 
the important financial assistance given by Sta 
Municipalities had not up till now brought the 
of new buildings to a level payable by working | 
and small officials. , 


5. With two exceptions, all the correspo; 
agree in declaring that “Private building ente 
is absolutely unable without the support of 
means to provide the necessary dwelling acco 
tion for the broad masses of the populati 
reasonable rents“ and demand the further de 
ment of an active housing policy on the part 
public bodies. 


x 


Pactivite privee, publique et des organisations d’utilite 
blique pour parer a la crise du logement 
"CC Te 


pduction 


est d’avis, dans certains milieux, que la pénurie 
ogements qui s’est faite sentir dans la plupart 
ays, après la grande guerre, a, pour la première 
attiré l’attention sur l'importance sociale du 
lème économique de l’habitation. Cette concep- 
nous parait erronée car, bien avant 1914, le pro- 
e qui nous occupe avait déjà été posé. 
est vrai que l’attention qu’on lui accordait vari- 
l’une façon sensible avec les divers pays. De 
e les moyens proposés pour y parer, se mon- 
nt très différents. Dans la recherche de cette so- 
n le présent sert de base au passé et les vues et 
efforts actuels ne sauraient manquer d’influer 
e façon décisive sur le futur immédiat. 
importance du problème économique de l’habita- 
fut déjà, quelques décades avant la grande 
re, sentie et comprise par certains milieux et par 
coup de pays. On pourrait même affirmer qu’elle 
décelée à une époque où la nécessité d’une ré- 
ie profonde du logement n’apparaissait pas en- 
nettement. Au milieu du dernier siècle, le senti- 
t se fit jour, dans quelques pays, que l’améliora- 
des conditions matérielles et culturelles devait 
précédée de l’amélioration des conditions de 
itation. On avait même reconnu qu'il ne fallait 
compter sur l’observation des prescriptions édic- 
par l’hygiène et s’attendre à l’amélioration des 
tudes générales de la population aussi longtemps 
n besoin plus prononcé du confort et de l’amour 
ogis ne seraient pas mieux ressentis par la grande 
;e de la population. 
l’époque où ces points de vue passaient peu à 
du domaine de la constatation à celui de la con- 
on profonde, apparaissaient, dans différents pays 
associations fondées par des personnes privées, 
- l'érection de maisons, à l’usage des classes la- 
euses, qui devaient être mises à la disposition des 
onnes en quête d’un logement. Au sein de ces 
‘tés, régnait le principe que la valeur locative 
logements ne devait être, en aucun cas, supérieure 
sommes nécessaires à la rénumération des capi- 
“investis dans la construction et que d’autre part 
énumération de ces capitaux ne devait pas se 
» à un taux d’interet supérieur à celui qui se pra- 
ait sur le marché de l’argent. On ajoutait a cette 
mération une petite somme destinée à l’amortisse- 
t du capital, au maintien en bon état des loge- 
ts et au paiement de la gérance . . . La gratuité 
a gestion fut même prévue à plusieurs reprises. 
sociétés qui construisaient avec ces données, étai- 
guidées par le principe, que les loyers qu’elles 
ient exiger de leurs locataires, seraient de beau- 
) inférieurs à ceux des sociétés qui construisaient 
éraient dans un but intéressé. 
cette époque, il arrivait souvent que les com- 
es (l'Etat ne le faisait pas encore) encouragaient 
fforts de ces associations sous différents formes. 


Notamment en leur octroyant des crédits hypo- 
thécaires, en leur facilitant l’accord de crédits privés, 
ou en mettant à leur disposition des terrains à bâtir 
à des conditions avantageuses. Les groupes de loge- 
ments ainsi construits par ces sociétés constituent des 
oasis dans les quartiers où dominent les taudis. 

Les gens qui autrefois ont uni leurs efforts pour 
l’amélioration des conditions du logement n'étaient 
points des utopistes mais bien des pionniers de la ré- 
forme de l’habitation auxquels la suite des événe- 
ments a rendu justice. 

L'importance du problème économique de l’habita- 
tion n’est apparue à l’Etat et aux communes que plus 
tard. Il est hors de doute qu’une certaine divulgation 
des idées et des essais susmentionnés était nécessaire 
avant que les autorités compétentes pussent leur ac- 
corder une certaine attention, il n’en est pas moins 
vrai qu’elles s’y intéressèrent bien avant la guerre. 

A l’appui de cela on peut apporter plusieurs preu- 
ves. La loi hollandaise sur les logements qui fut votée 
en 1901 en est une des meilleures. Cette loi repose 
sur les principes suivants: 

1. Il est prescrit aux communes de se tenir con- 
tinuellement au courant de l’importance de la réserve 
des logements. Il est évident que ces prescriptions ne 
s’appliquent qu’aux logements à bon marché à l'usage 
des travailleurs et de la petite bourgeoisie. 

2. Si une enquête (un recensement des logements 
par exemple) démontre un surcroît des demandes, les 
communes sont, en conséquence, autorisées à prendre 
les mesures suivantes: 

a) érection de logements par la commune. (L'Etat 
avance dans ce cas le capital nécessaire qui doit être 
remboursé dans une période de 50 ans, intérêt com- 
pris.) 

b) mise à la disposition des sociétés d’utilite publi- 
que, répondant aux conditions fixées par la loi, des 
capitaux nécessaires à la construction. 

Dans ce cas l'Etat octroie des crédits aux communes 
qui a leur tour les répartissent aux sociétés en ques- 
tion. Les communes sont responsables envers l’Etat 
du paiement des intéréts et des annuites d’amortisse- 
ment. 

Les communes imposent ‘aux sociétés d’utilite pu- 
blique les mémes conditions qui leur ont été faites 
par l’Etat, et garantissent ces crédits par leur inscrip- 
tion sous la forme d’hypotheques. 

Les prescriptions 1 et 2 ont pour but d’assurer a 
chaque commune une réserve suffisante de logements. 

Le 3éme paragraphe contient les dispositions sui- 
vantes: 

3. Les communes ont la possibilité, au cas ot elles 
ne puissent fixer la valeur locative des logements 
qu’elles ont érigés d’une fagon telle qu’elle puisse 
couvrir tous les frais y compris ceux nécessaires a la 
rénumération et à l’amortissement du capital, d’ac- 
corder une subvention sous la forme d’une diminu- 
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tion des annuites. Cette disposition n’est pas seule- 
ment valable pour les logements communaux, mais 
encore pour ceux érigés par les sociétés d'utilité pu- 
blique auxquelles les communes accordent des crédits 
qui leur ont été octroyes par l'Etat. a . 

Il appert de ces 3 paragraphes, tels qu’ils sont fixés 
par la loi hollandaise de 1901 sur les logements, qu'il 
existait dans l’esprit du législateur, plus de dix ans 
avant la guerre, la certitude que le problème _éco- 
nomique de l’habitation exigeait des prescriptions, 
qui devaient tendre, d’un côté à établir une réserve 
suffisante de logements, et de l’autre, à permettre de 
maintenir les loyers des habitations érigées par les 
communes et par les sociétés d'utilité publique à un 
niveau inférieur à ceux des logements construits par 
les entreprises privées. 

La guerre jetta une perturbation sur le marché im- 
mobilier et provoqua même, dans certains pays, un 
arrêt complet de la construction. Dans les pays bel- 
ligérants l’activité constructive se limita à l’érection 
de bâtiments servant directement ou indirectement 
à la guerre. Dans les pays neutres l’activité construc- 
tive fut arrêtée par un accroissement anormal des 
frais d’érection qui suspendirent les investissements 
de capitaux dans la construction et notamment dans 
celle de logements pour les travailleurs. 

Ainsi résulta une disette des logements d’une éten- 
due et d’une forme jusque-là inconnues. 


Certainement il existait déjà avant la guerre une 
pénurie des logements mais sa forme et son étendue 
étaient toutes différentes de celles d’après guerre. 
Avant 1914, il y avait à vrai dire des logements pres- 
que en quantité suffisante, mais ils ne répondaient 


| 
d 
pas aux exigences culturelles et sociales de la 
de la population, et ceux qui étaient conve 
étaient à des prix tels qu’ils ne pouvaient pa 
payés par les personnes moyennes en quête d’ 
gis. La pénurie d’avant guerre peut être caracı 
par le manque de confort des habitations, tand 
celle d’après guerre peut l'être par l’insuffisar 
leur nombre. L'absence de confort persiste, mai: 
de son importance en comparaison avec l’insuff 
du nombre des logements. | 

Le développement de ce dernier facteur — 
montré, dans la majorité des pays, la nécessi 
l’intervention de l’Etat et des communes por 
ciliter la solution du probleme économique de 
bitation. L’effet psychologique de la guerre a ¢ 
les pays neutres, aussi bien que les belligérants 
méme constatation. Aprés la guerre, les exigenc 
citoyen moyen vis-a-vis de l’Etat et des comr 
étaient, avec une variante pour chaque pays, 1 
différentes de celles du temps de paix. 

Tous les Etats, sur lesquels nous possédons ur 
port se voient obligés de prendre des mesures 
encourager l’activité constructive en matière d’h 
tion. Ceci a eu lieu, même aux Etats-Unis, 0 
autorités évitent systématiquement toute interve 
dans la vie économique du pays. 

Dans le chapitre A du rapport général noı 
présenterons pas les diverses phases de la poli 
suivie par les différents pays en matiére d’habit: 
mais nous essaierons de donner un précis sur. 
actuel des méthodes appliquées pour satisfaire le 
soins de logements et sur l’activité des sox 
d’utilite publique en matière de construction d’he 
tion. 


Activité de Etat, des communes et des sociétés d’utilite publique en r 
tiere de construction d'habitations et encouragements qu'ils ont accore 


en domaine 


Activité constructive de l'Etat en matière 
d’habitation 


L'activité constructive de l’Etat en ce domaine est 
dans tous les pays, à l’exception de l’URS, très 
modeste. Les gouvernements de certains pays, tel 
que le DANEMARK, l’ALLEMAGNE, la HOLLANDE, 
la POLOGNE, la SUEDE, la SUISSE, la TCHÉCO- 
SLOVAQUIE ont construit, dans une mesure rest- 
reinte, quelques logements pour leurs employés. 

Il faut cependant mentionner, certains pays tels 
que la TCHÉCOSLOVAQUIE, où l’activité en ma- 
tisre de construction d'habitations pour les employés 
des entreprises de l'Etat, telles que chemin de fer, 
tabac, mines etc. assez importante. 

En ALLEMAGNE, les chemins de fer du Reich 
avaient érigés en fin 1929, pour leurs employés, 
11255 logements, et la Reichspost 2626. Pour en- 
courager l'érection de logements pour leurs employés, 
le Reich et les provinces allemandes ont accordé aux 
entrepreneurs et plus souvent aux sociétés d'utilité 
publique des prêts hypothécaires importants et à un 
taux d'intérêt très bas. En outre, le Reich et les pro- 
vinces prennent souvent des participations dans les 
sociétés d'utilité publique et s’assurent ainsi une in- 
fluence directe sur l’activité de ces sociétés et sur la 
distribution des logements aux employés, 
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En ITALIE, l'Etat a construit pour ses empl 
des logements en quantité considérable. Il a n 
fondé «l’Institut National pour les logements 
employés de l’Etat» qui a bâti dans différentes v 
depuis mai 1925, date de sa fondation, 5223 | 
ments. L’administration des chemins de fer a a 
en cette matiére, déployé une grande activité. 
habitations qu’elle a directement ou indirecter 
construites couvrent environ un tiers des besoin 
logements de l’ensemble du personnel. L’activité 
structive pour parer aux besoins de logements 
employés des postes est moins étendue. 

L’activité déployée en matiére d’habitation pa 
gouvernement soviétique est, par le nombre des 
structions et toutes proportions gardées de beauc 
la plus importante. La construction d’habitatior 
subi, en U.R.S, un developpement absolument d 
rent de celui qui a eu lieu dans les autres pays. A 
la revolution de 1917, tous les terrains, gros 
meubles, industries etc. ont été expropriés. I 
ganisation de la vie économique se poursuit su 
base du plan de 5 ans et la construction de logem 
est réalisée comme une partie essentielle de ce p 
Les moyens mis a la disposition de la construe 
sont répartis de la facon la plus adéquate au d 
loppement de la jeune industrie. Une partie cons 


de ces sommes est investie dans les nouveaux 
oires et dans les nouvelles villes industrielles en 
d’aménagement. 

3; entreprises industrielles et de transport ont in- 
-au cours de 1930, dans la construction de loge- 
s 415,1 millions de roubles (896,6 millions RM), 
mité exécutif des Soviets 102,8 (222 millions 
- les coopératives de construction 76,3 (164,8 
ons RM) et l’activité privée environ 50 (108 mil- 
RM). Il y a lieu de noter qu'il n’existe pas, en 
3., une activité constructive basée sur le rende- 
de l’économie privée, mais qu'il s’agit, en ce 
oncerne l’activité privée, de personnes pauvres 
jätissent pour leur propre besoin une petite mai- 
ndividuelle qui est le plus souvent en bois. L’Etat 
ırni, en 1930, les */, des capitaux investis dans la 
truction. L’activité déployée par le comité exécu- 
es Soviets en matiére de construction n’est pas 
mparer avec celle des communes des autres pays 
péens. Bien qu’elle fasse parti des attributions 
-ommunes elle n’en constitue pas moins une par- 
nportante de l’unité économique des Soviets. Les 
aux investis dans la construction de logements 
J.R.S. sont passés de 419,7 millions de roubles 
‚6 millions RM) en 1928 à 1101,6 (2379,5 mil- 
RM) en 1931. 


ouragements de l’Etat à la construction 
abitations 


s gouvernements des différents pays ont, dans la 
ode d’après guerre, mis en oeuvre les moyens les 
divers pour encourager la construction de loge- 
ts. Les formes sous lesquelles ces encouragements 
été le plus souvent accordés sont: 

xemption et allégement des impôts, 

ctroi de subventions, 

ecord de crédit à la construction à des condi- 
ions avantageuses. 


‚xemption et allégement des impôts. 


ifférents pays et communes avaient, bien avant 
1erre, utilisé ces moyens pour encourager la con- 
ction car ils n’exigaient aucun versement en es- 
8. 

» système d’allegement des impôts a fait, après 
n des hostilités, l’objet d’une plus large applica- 
‚ II joue dans les pays latins et scandinaves, en 
EMAGNE, AUTRICHE, TCHECOSLOVAQUIE, 
OGNE et LETTONIE un rôle important. La sup- 
sion, pour une durée de 15 ans, de l'impôt sur 
ouvelles bâtisses a donné, notamment en Tchéco- 
aquie, une grande impulsion à la construction. 


Accord de subventions. 


eaucoup de pays ont, dans la période d’après 
re, notamment avant la stabilisation définitive 
dévises, accordé des subventions à la construc- 
. La plupart d’entre eux ont cependant plus tard 
idonné ce système. Il a été rétabli en TCHÉCO- 
VAQUIE en 1930. Dans ce pays, il est accordé 
construction de petits logements, se composant 
e à deux pièces et une cuisine dont la surface 
table égale 30 à 40 m° (non compris les dépen- 
ces), des crédits pour le paiement des intérêts à un 
- de 21/29/0 et dont le montant égale 90°/o des 


charges hypothécaires lorsqu'il s’agit d’une caserne à 
loyer, et 72°/o dans le cas d’une maison individuelle. 

Une somme annuelle de 72 millions de lires (15,8 
millions RM) a été, en ITALIE, allouée pour une 
durée de 50 ans pour faciliter l’octroi de subventions 
destinées à payer les intérêts des hypothèques. Ces 
subventions s’elevent, y compris la valeur des ter- 
rains concédés gratuitement et autres faveurs, de 
0,25 à 3°/o des frais totaux de construction. 

En BELGIQUE, on accorde des primes aux per- 
sonnes privées qui font construire des maisons in- 
dividuelles. 

Le système appliqué en ANGLETERRE a acquis 
une importance considérable. La loi de 1924 sur les 
logements limite le prix des loyers qu’on est en droit 
de demander pour les nouveaux logements commu- 
naux à celui qu’on paie pour les anciennes maisons 
d’avant guerre qui sont situées dans le voisinage. (Ce 
qui équivaut à environ 140°/o des loyers d’avant 
guerre.) Si ces loyers ne suffisent pas à couvrir les 
frais, l'Etat accorde, pour une durée de 40 ans, une 
subvention s’élevant à £ 7.10. (153 RM) par an et 
par maison. Si cette subvention ne couvre pas le dé- 
ficit, la commune accorde aux mêmes conditions une 
nouvelle subvention de £ 3.15. ((77 RM). 

En HOLLANDE, l’encouragement à l’activité con- 
structive à l’aide de subventions, date de 1901. C’é- 
tait une des bases de la loi sur les logements qui fut 
votée à cette époque. La subvention consiste en une 
diminution des annuités que l'Etat octroie aux com- 
munes ou aux sociétés d'utilité publique par l’inter- 
médiaire de celles-là pour couvrir les déficits pou- 
vant résulter de la location des logements. Pendant 
les premières années de l’application de cette loi il 
n’était que rarement question d’accorder des subven- 
tions. Au cours des années qui précédèrent immé- 
diatement la guerre, l'Etat aida financièrement, dans 
quelques cas, les communes qui avaient contracté des 
dettes pour construire des logements. Ceci eut lieu 
dans une plus large mesure en 1915 et 1916, années 
pendant lesquelles l’Etat octroya des subventions aux 
communes pour l'érection de logements et notam- 
ment à la ville d'Amsterdam dont la location d’une 
partie des logements communaux avait été prévue 
telle, qu’elle devait couvrir les frais généraux. Au 
cours de ces dernières années le gouvernement des 
Pays-Bas n’a accordé des subventions qu’à la con- 
struction de logements érigés en remplacement de 
ceux déclarés inhabitables. 


c) Accord de crédits à la construction à des condi- 
tions avantageuses. 


L'accord de crédits hypothécaires par l’Etat a, dans 
presque tous les pays, une importance encore plus 
grande que l'octroi de subventions. Les systèmes ap- 
pliqués dans les pays latins ont sous ce rapport quel- 
ques traits communs. La France et l'Italie ont élargi 
leur législation d'avant guerre sur les loyers. En 
France, où en raison de la loi sur les loyers, la valeur 
locative des vieux logements ne s'élève qu’aux */, de 
celle d’avant guerre, il était nécessaire que l'Etat prit 
des mesures pour maintenir le prix des loyers des 
nouveaux logements au même niveau que ceux 
d’avant guerre. La valeur locative annuelle d’un loge- 
ment, se composant de 3 pièces et cuisine, construit 
par une entreprise privée est de 1061 francs-or (849 
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RM), ce qui correspond à peu près à la moitié du sa- 
laire annuel moyen d’un travailleur. On peut 
ramener cette somme par la suppression de divers 
impöts pour une durée de 15 ans a 875 francs-or 
(700 RM), ce qui n’en constitue pas moins environ 
un tiers du salaire moyen d’un ouvrier. C’est pour- 
quoi l’Etat accorde aux Offices publics d’habitations 
a bon marché et aux sociétés d’utilité publique des 
crédits s’elevant à 90°/o des frais de construction a 
un taux d’intérét de 2°/o pour une durée de 40 ans. 

A ceci s’ajoute une subvention des communes et 
des départements, qui peut atteindre 3°/o des neuf 
dixiémes du credit octroyé par l’Etat. Grace a ces 
moyens les loyers des logements en question peuvent 
étre ramenés 4 327 francs-or (262 RM.), ce qui cor- 
respond à 1/7 du salaire annuel moyen d’un travail- 
leur. 

En outre, l’Etat facilite aux classes populaires l’ac- 
quisition d’une petite maison individuelle et méme 
depuis quelque temps l’acquisition de logements en 
étage. Les Sociétés de Crédit Immobilier, sociétés 
fondées et contrôlées par l’Etat, sont chargées de 
cette tâche et reçoivent à cet effet des crédits hypo- 
thécaires à un taux de 20/0 Avec ces crédits elles 
accordent aux personnes peu fortunées des prêts 
d’une durée maximum de 25 ans pour l’acquisition 
d’une petite maison ou d’un logement-étage. Les 
intéressés doivent fournir une somme de 4000 frs. 
(658 RM.). Les familles ayant un enfant au-dessous 
de 18 ans ne versent qu’une caution de 2000 frs. (329 
RM.), enfin il n’est exigé aucun versement des familles 
ayant 2 enfants et des mutilés de guerre, qui reçoivent 
ainsi un prêt s’élevant à 100°/o de la valeur de la 
maison. L'Etat accorde aux familles ayant 3 enfants 
une subvention de 5000 frs. (823 RM.) et 2500 frs. 
(412 RM.) pour chacun des autres enfants, jusqu’à 
un maximum de 15000 frs. (2468 RM.). L'Etat a 
fourni, de 1929 à 1931, pour l'érection de maisons à 
bon marché une somme de 4 milliards (658 millions 
RM.), avec laquelle on a construit environ 100 000 
maisons. 

La politique du logement pratiquée en BELGIQUE 
a beaucoup de points communs avec celle pratiquée 
en France. L'Etat accorde à la «Société Nationale de 
l’Habitation à Bon Marché», dont il est le fondateur, 
des crédits à intérêts très bas, qui doivent être amor- 
tis dans une période de 66 ans. La Société Nationale 
répartit ces crédits entre les 287 sociétés de construc- 
tion qu’elle a reconnues, et qui ont bâti jusqu’au 31 
déc. 1929, 43 132 nouveaux logements (soit 107,5 loge- 
ments par 10000 habitants), dont 11268 ont été 
vendus. 

En ITALIE, le gouvernement encourage aussi l’ac- 
tivité constructive de l'institut des logements popu- 
laires et des sociétés d’utilite publique par l’accord 
de crédits à intérêts très modérés. 

L'Etat essaie, en HOLLANDE, depuis 1921, de re- 
tirer ses encouragements à la construction et de 
laisser à l'initiative privée le soin d’eriger des loge- 
ments. I] n’accorde de subventions depuis 1925 
la construction d’habitations destinées 
familles qui ont été expulsées des taudis classés in- 
salubres, et dans les cas où les entreprises privées 
renoncent a ériger, ou encore dans ceux ou les com- 
nunes peuvent prouver que le capital ne peut pas 
etre autrement obtenu. 


L’Etat accorde, depuis 1920, des credits hypothe- 
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qu’a 
a abriter les 


caires pour la construction de petites ae 
duelles, ce qu’il n’avait pas fait jusqu’ici. Les 
proprietaires doivent, dans ce cas, fournir 10° 
sommes avancees. | 

En SUEDE et en FINLANDE, l'Etat a fonc 
banques spéciales pour l’accord d’hypothèqu 
second rang. | 

Chaque province est, en ALLEMAGNE, o 
par une loi du Reich de prélever, sous la forme 
impôt, une certaine partie des loyers d’avant & 
La justification de cette mesure s’explique par. 
que les propriétaires d’immeubles ont été, par 
de Vinflation, libérés d’une partie considérab 
leurs charges hypothécaires, car les hypoth 
n’ont été revalorisées qu’en raison de 25°/o de 
valeur or. Une partie de ces impöts est utilisée 
les besoins généraux de l’Etat et des villes. Une 
partie correspondant a 30°/o de la valeur los 
d’avant guerre, est mise a la disposition de la 
struction. Les hypothéques accordées avec le pr 
de ces impôts sont nommées «Hauszinssteuer. 
theken» et sont incrites comme 2éme ou 3éme | 
théques. Leur intérét ne dépasse pas, en gener: 
a 3°/o, ce qui établit une sorte d’équilibre avec 
teret élevé (9°/o) des hypothèques de ler ran; 
tenues sur le marché des capitaux. | 

En URS. les fonds des banques commu 
centrales, les moyens spéciaux des comités exé 
locaux, ceux des différentes républiques et des e 
prises de l’État et les fonds propres des coopéra 
sont à la disposition de l’activité constructiv 
l'Etat et des coopératives. 

Dans quelques pays, l’Etat contribue à diminu 
taux d'intérêt des hypothèques de second ran 
leur accordant sa garantie. Ce système joue un 
important en Tchécoslovaquie, où l'Etat accorde 
gement, non seulement aux sociétés reconnues 
lité publique mais encore aux entreprises privée: 
hypothèques de second rang qui lui sont dema 
et contribue ainsi à l’abaissement des intérêts h 
thécaires. De 1927 à 29 la valeur des terrains 
nés en garantie s’est élevée à 320 millions de cot 
nes (40 millions RM.). 

En résumé, on peut dire que l’U.RS. est le 
pays parmi ceux faisant l’objet d’un rapport, qu 
étendue son activité à tout le marché des logem 
Tous les autres pays n’ont construit des logem 
dans une plus ou moins large mesure, que pour | 
employés et ont encouragé l’activité constructive 
communes, des sociétés d'utilité publique et 
entreprises privées sous différentes formes. L’Ei 
tendance, dans quelques pays, à limiter ses encour 
ments à la construction. 


Activité des communes en matière de c 
Struction d’habitations 


Logements pour les employés municipaux. 


Dans quelques pays, notamment en ALLEMAG 
POLOGNE, SUISSE etc. les communes ont const 
en faible quantité des logements pour leurs empl 
et particulierement pour ceux d’entre eux don 
présence sur les lieux du travail est quelquefois 
cessaire en dehors des heures de service. En 6 
certaines communes encouragent l’entr’aide de I 
employés en accordant aux coopératives 


de const 
tion, qu’elles ont fondées, des préts et 


des sub 


ou en garantissant les emprunts faits auprés des 
ues et des personnes privées. Ceci a lieu assez 
zemment dans les villes allemandes. Les employés 
eux de se faire bâtir une petite maison peuvent, 
certaines communes, obtenir le capital néces- 
en renonçant à une partie de leurs appointe- 
is qui équivaut au loyer de leur logement et en 
faisant payer le montant capitalisé à l’avance. 
assurance sur la vie annule tous les aléas en cas 
ort. 

yus remarquons à l’encontre de ces efforts, qu’ab- 
tion faite de leurs utilités pour faciliter la 
m entre les autorités et leurs employés ils ne 
ribuent que pour peu à la réalisation des deside- 
du public en matiére d’amélioration du niveau 
logements. Ils ont la même caractère que les ef- 
de certains employeurs privés qui facilent à 
; employes l’acquisition d’une petite maison in- 
luelle ou construisent directement pour ceux-ci. 


logements communaux sur le marché des habita- 
4 


icore plus importante que la construction des 
ments pour les employés municipaux, fut l’acti- 
communale pour le marché des logements, qui 
tout au moins pendant une certaine période, 
tous les pays faisant l’objet d’un rapport (à l’ex- 
ion de l’U.S.A.), une importance considérable. 

ı ANGLETERRE, l’activité constructive des diffé- 
es communes en matière d'habitation a été, de 
le nombre la plus importante. Parmi les 939 030 
ments (soit 248 par 10000 hab.) qui ont été bâtis 
919 à 1929 avec l’appui de l'Etat, 527 769 (soit 
par 10000 hab.) sont le fait de l’activité des 
munes. Les entreprises privées subventionnées par 
t et les sociétés d'utilité publique en ont érigés 
261 (soit 109 par 10000 hab.). Enfin 537 618 
» 142 par 10000 hab.) logements ont été con- 
ts sans subvention, il s’agit en l’espece d’habita- 
; destinées presque exclusivement aux classes 
8. Plus d’un tiers de l’activité déployée en ma- 
. de construction revient aux communes. 

8 efforts faits par la ville de VIENNE sont en- 
, toutes proportions gardées, plus considérables. 
propriétaires privés ont pu, dans la capitale au- 
ienne, répudier leurs dettes hypothécaires. Une 
lorisation des hypothèques n’a pas eu lieu. La 
eur de la loi sur les loyers, en ce qui con- 
e la valeur locative, n’a pas encore été jusqu'ici 
nuée. Les loyers s’élevaient en 1929 à 6°/o seule- 
t de ceux d’avant guerre. Une partie considérable 
moyens nécessaires à l’activité constructive de la 
mune a été obtenue par un impôt progressif sur 
inciennes maisons. Le reste des sommes néces- 
s à la réalisation de ce programme est fourni 
le budget. Les loyers sont établis de façon telle, 
s couvrent les frais d’entretien, de gérance et les 
ts des logements en question. Le paiement d’un 
-&t, même si modeste soit-il, du capital nécessaire 
construction n'intervient pas. Les loyers des nou- 
x logements sont mis à la parité de ceux des ha- 
ions d'avant guerre, considération faite de la 
rficie, situation etc. Pour ces dernières la boni- 
ion du capital est, par suite de la loi de protec- 
des locataires, pratiquement nulle. La valeur 
five mensuelle moyenne est, pour la majeure partie 


logements, 15 à 20 groschens (0,09—0,12 RM.) 


par m° de surface habitable, ce qui représente pour un 
logements moyen de 38 m°: 5 schillings 70 (3,42 RM.). 
Il faut ajouter à ceci Vimpét locatif, 1,5 schilling 
(0,90 RM.) pour le logement en question. Lorsqu’en 
1932 le second programme de construction sera réa- 
lisé, il n’y aura pas moins de 64 000 logements com- 
munaux (soit 364 par 10000 hab.) a la disposition de 
la population. 

En ALLEMAGNE, les communes avaient, déja 
avant la guerre, mis, dans une faible mesure, quel- 
ques logements a la disposition du marché immobilier. 
Les villes faisant parti de l’association «Deutscher 
Städtetag» avaient érigé, de 1918 a 1920, en partie 
elle-même et en partie en facilitant la construction 
par l’octroi de credits et de subventions, 39 142 loge- 
ments provisoires (baraques ou bätiments publics 
transformés. — Les villes allemandes ont avant tout, 
ainsi qu’il a été déjà mentionné, stimulé la construc- 
tion d’habitations en encouragant les sociétés d’utilité 
publique. 

En HOLLANDE, DANEMARK, SUEDE et NOR- 
VEGE les communes ont aussi réalisé de vastes pro- 
grammes. Elles ont notamment érigé, pour les cou- 
ches les plus pauvres de la population et principale- 
ment pour les familles nombreuses, des logements 
auxquels ni les entreprises privées, ni les societes re- 
connues d’utilité publique ne sont intéressées. Elles 
ont ainsi construit à Amsterdam 10163 logements 
(soit 143 par 10000 hab.), à la Haye 7058 (soit 
176 par 10000 hab.), à Rotterdam 6620 (soit 116 
par 10000 hab.), à Copenhague 9450 (soit 334 par 
10 000 hab.), à Stockholm 3546 (soit 75 par 10 000 
hab.), à Oslo 5448 (soit 217 log. à 10 000 hab.). En 
SUISSE, la ville de Zurich est en tête avec l’érec- 
tion de 503 logements communaux. En Tchéco- 
slovaquie, les communes ont bâti de 1919 à 1924, 
avec l’appui de l'Etat, 1624 casernes à loyer conte- 
nant 14890 logements d’un total de 33 101 pièces 
et 676 petites maisons contenant 764 logements d’un 
nombre total de 2636 pièces. L'activité déployée en 
LETTONIE par la ville de Riga et en POLOGNE par 
quelques villes a été en général moins importante. 

En U.R.S. ainsi qu'il a été dit, l’activité des com- 
munes en matière de construction d'habitations fait 
partie intégrante de celle de l'Etat. Elle s’etendait, 
en 1930, à '/, de l’activité totale. 


Encouragement des communes à la con- 
struction 


Allégement des impôts. 


Dans la majorité des pays sur lesquels un rapport 
a été établi, les impôts locatifs prélevés par la com- 
mune font aussi, outre ceux prélevés par l'Etat, l’ob- 
jet d’une exemption ou sont pour le moins fortement 
diminués. 
Politique en matière de terrain. 


Les communes ont, dans la plupart des pays, activé 
la construction et encouragé particulièrement les so- 
ciétés d'utilité publique en leur fournissant des ter- 
rains communaux à un prix peu élevé. Ce système a 
trouvé sa plus large application en ALLEMAGNE, où 
les communes ont, de 1926 à 1929, mis à la disposi- 
tion de l’activité vonstructive à des prix excessive- 
ment avantageux, */, à */, des terrains nécessaires. 70 
villes, d’une population supérieure à 50000 âmes, 
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ont, depuis 1926, mis a la disposition de la construc- 
tion, soit en bätissant elles-mémes, soit en cédant ces 
terrains à des sociétés pour la création de colonies, 
environ 272 ha. 

L’octroi de ces terrains communaux est, en Alle- 
magne, comme d’ailleurs dans beaucoup d’autres 
pays, accompagné d’un contrat qui prévoit et annule 
toute spéculation pour le futur. Ceci a lieu en don- 
nant aux communes le droit de réméré au prix ini- 
tial augmenté de la valeur des quelques améliorations 
qui ont pu entre temps se produire et diminué de la 
perte subie par l’utilisation des immeubles. Les com- 
munes encouragent encore la construction par l’oc- 
troi de bail à longs termes, de certains droits etc. 

En AUTRICHE, SUISSE, HOLLANDE, DANE- 
MARK, SUEDE, NORVEGE, LETTONIE, la politi- 
qu’ en matière de terrain suivie par les communes se 
met plus ou moins au service de l’activité construc- 
tive. 

Les maisons populaires sont, en ITALIE, érigées, 
en règle générale, sur des terrains acquis par les 
communes à des prix avantageux ou expropriés à cet 
effet. Ces terrains sont, dans beaucoup de cas, cédés 
gratuitement. Il est interessant de noter que les com- 
munes sont obligées par une loi, à établir les canalisa- 
tions, tout à l’égout, éclairage, construction des rues 
etc. à leurs propres frais afin de permettre aux per- 
sonnes privées et aux coopératives de construction 
d’eriger des maisons avec le minimum de frais géné- 
raux. 

Les communes possèdent, en Italie, comme d’ail- 
leurs dans la majorité des pays le droit d’exproprier 
les terrains nécessaires à la construction. 

Tous les terrains ont, en U.R.S., été expropries 
après la révolution d’octobre 1917 et appartiennent 
maintenant à l'Etat et les communes peuvent en con- 
séquence en disposer. Le terrain nécessaire aux nou- 
velles constructions n’est pas vendu mais cédé à bail 
pour une longue période. Ce bail a une durée de 65 
ans pour les maisons construites en pierre, 55 ans 
pour celles érigées en partie en pierre et 45 ans pour 
les maisons en bois. 


Octroi de crédits à la construction. 


La principale activité des communes, en ce qui 
concerne l’encouragement à donner à la construction, 
réside en l'octroi de crédits à des conditions avanta- 
geuses. 

Les communes se sont, en Allemagne, déjà avant 
la guerre, occupées de l’allégement des conditions du 
crédit à la construction. 3 villes avaient créé des 
établissements pour l'octroi d’hypotheques de ler 
rang, 43 autres pour l’accord d’hypothéques de se- 
cond rang et enfin 13 villes avaient créé une caisse 
particuliére pour l’accord de préts. Le montant des 
préts hypothécaires, pour lesquels les villes et les 
provinces ont accordé leur garantie, doit, dans la pé- 
riode d’après guerre, s’élever à environ 1 milliard de 
marks. Celles-ci ont, en outre, mis à la disposition de 
la construction, entre 1924 et 1929, soit avec le pro- 
duit d'emprunts, soit par leurs propres moyens, une 
somme d’environ 2 milliards de marks, sans compter 
le montant des «Hauszinssteuerhypotheken». 

En HOLLANDE, l'Etat ayant, peu a peu supprimé 
son aide aux sociétés d’utilite publique, les com- 
munes ont repris cette tâche et accordent à ces so- 
ciétés des crédits hypothécaires, s’élevant à 95 et 
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même 100°/o des frais totaux de construction (5 
pries le coüt du terrain), ä des conditions a 
geuses (4,5°/o fin 1930, intérêt et amortisseme 
clus). ! 

ree pays SCANDINAVES accordent un appt 
portant à l’activité constructive des sociétés d? 
publique en garantissant le remboursement des 
thèques en 2ème et 3ème rang qui sont octroy 
ces sociétés. La ville de COPENHAGUE accor 
garantie jusqu’à 90°/o des frais totaux. Les ds 
d’une hypothèque en 3ème rang sont, en ce c; 
6/0 par an (intérêt et amortissement y compris 
villes NORVEGIENNES octroient, elles auss 
appui analogue (l’hypothèque en second rang cc 
a Oslo, 90°/o des frais totaux) ainsi d’ai 
que les villes SUEDOISES (3éme hypotl 
80 à 90°/o). La ville de RIGA accorde, dans 
moindre mesure, aux entrepreneurs privés, é 
conditions particulières, des hypothèques en se 
rang, couvrant environ 30°/o des frais de con: 
tion et à un taux de 2°/o l’an. L’appui de l’Eta 
en ANGLETERRE parfaitement complété par 
des communes. Il en est de même en FRANC 
celles-ci accordent des subventions pour facilit 
paiement des hypothèques octroyées par l’Etat. 


L’activité des sociétés d’utilité publiqu 


L’activite des sociétés d’utilit& publique avait, 
avant la guerre, dans quelques pays, comme le D, 
MARK, PALLEMAGNE, la HOLLANDE, VITA 
PAUTRICHE, la SUISSE, la TCHECOSLOVAQ 
acquis une certaine importance. L’Etat et les 
munes encouragaient cette activite en allegean 
impôts, en cédant des terrains à bon marché, e 
eilitant l’obtention de crédits. 

Comme dans la période d’après guerre, l’aci 
des sociétés d’utilité publique a suivi une march 
égale et que l’Etat et les communes leurs accord 
a plusieurs reprises un large appui, il en est rés 
que la reconnaissance du titre de «société d’u 
publique» aux associations de construction intére: 
a acquis une grosse valeur économique. On sig 
dans plusieurs pays que par suite d’une défin 
imprécise de ce terme et aussi peut être en rs: 
d’un contréle insuffisant, beaucoup de sociétés, 
vaillant dans un but lucratif et spéculatif, ont pr 
tenir certains avantages qui étaient, dans la pe 
du legislateur, réservés aux sociétés d’utilité p 
que. C’est pourquoi il est d’interet general de sz 
ce qu’on entend, dans les differents pays, 
le terme «société d’utilite publique», comment 
sociétés sont contrélées et si leur gérance corres] 
bien aux conditions requises pour la reconnaiss 
de ce titre. 


Conception de l’utilité publique. 


En ANGLETERRE, on entend par société d’ut 
publique (Public Utility Society) une coopérati 
responsabilité limitée qui a été créée en raison dl 
sur les «industrial and provident societies» dan 
but d’ériger des maisons d'habitation pour les 
vailleurs. Elle doit limiter l'intérêt du capital im 
et par la le dividende à 60/0, elle n’a pas le droi 
congédier ses locataires tant qu'il n’existe pas 
raison majeure et doit leur accorder un certain ¢ 
de gérance. 


En ALLEMAGNE, le gouvernement du Reich ¢ 


ment depose un projet de loi, qui doit faire dis- 
itre toutes les incertitudes régnant au sujet du 
e «Société d'utilité publique». Ce titre ne doit, 
venir, être reconnu qu'aux entreprises bâtissant 
logements pour la population pauvre et qui ré- 
lent à l'intérêt général. Le capital investi ne doit 

en outre, recevoir un intérêt supérieur à 50/0. 
intéressés ne doivent pas lors de la dissolution 
a société recevoir une somme supérieure à leurs 
s initiales. Les bénéfices doivent en dernier lieu 
ir à un but d'utilité publique. Il est évident que le 
ctère d'utilité publique ne doit pas être seule- 
t fixé par les statuts mais servir pratiquement de 
> de conduite. La signification du terme qui nous 
pe est, en HOLLANDE, beaucoup plus précise. 
3 ce pays on ne reconnaît ce titre qu'aux sociétés 
consacrent tous leurs efforts à l’encouragement 
a construction et dont les statuts contiennent les 
ositions ci-après. 

Les membres, possesseurs de parts, administra- 
s etc. ne doivent jouir d’aucun avantage. Ils re- 
ent tout au plus les dédommagements justifiés 
leur travail et l’intérêt approprié des sommes 
s ont éventuellement avancées. 

Les bénéfices doivent toujours, en dernier lieu, 
r à la réalisation des buts que s’est fixée la so- 


à 
Je 


Aucun terrain, ni immeuble appartenant à la so- 
; ne doit être vendu ou hypothéqué sans l’assenti- 
t de la commune. 
|} La société doit être dissoute dès que la recon- 
sance du titre «d'utilité publique» lui est retirée 
un arrêté royal. Dans ce cas, tout ce qui est en 
ossession doit retourner, contre remboursement 
capitaux investis, à la commune sur laquelle elle 
ce son activité. 
nfin les statuts ne doivent contenir aucune dis- 
tion qui permette aux membres, aux administra- 
s où à des tierces personnes d'acquérir des im- 
bles érigés par la société. 
otons ici que le contrôle étendu que se réserve 
it et les communes vis-à-vis des sociétés d’utilite 
lique, trouve son explication dans le fait que ces 
ières ne fournissent qu'un pourcentage minime 
capitaux nécessaires à l’acquisition des terrains 
ux frais de construction. Aussi est-il logique, que 
iutorités qui garantissent les prêts hypothécaires, 
ui par cela même encourent tous les risques, s’as- 
nt une influence prépondérante dans les sociétés 
quelles elles sont intéressées. 
ans certains pays, en Hollande notamment, l’office 
munal des logements a à charge la surveillance 
smatique de la marche générale des affaires, tant 
joint de vue financier qu’au point de vue entre- 

des logements, méthodes locatives, etc., des so- 
ss d'utilité publique dont le nombre est parfois 
idérable. 

# * # 

existe aussi dans les autres pays des précisions 
le terme «société d'utilité publique», mais elles 
lifferent presque pas de celles qui ont été ex- 
es ci-dessus. 
> qui importe avant tout c’est que ces dispositions 
oient pas seulement théorétiques mais recoivent 
application pratique. Dans de nombreux pays, 
t et les communes se chargent de cette surveil- 


e. 


Les différentes catégories de «sociétés d'utilité pu- 
blique». 


Ces sociétés se sont développées dans les divers 
pays sous différentes formes. On peut cependant les 
diviser en deux groupes. 

de Societes coopératives, ce sont des associations 
constituées par des personnes en quéte d’un loge- 
ment, et qui ne bätissent le plus souvent que pour 
leurs propres membres. 

2. Sociétés pour la prévoyance de logements qui 
sont constituées par des coopératives, organisations 
ou personnes privées et qui ont pour but de satisfaire 
au besoin de logements de la masse de la population. 

Dans certain pays, la fondation de telles sociétés 
ayant un caractere plus ou moins privé, a compléte- 
ment cessé. Leur origine datait dans ces pays de 
l’époque qui précéda l’application par l’Etat et les 
communes de mesures appropriées pour parer a la 
pénurie des logements. Les quelques unes qui sub- 
sistent sont d’anciennes fondations privées. 

Dans de nombreux pays ces deux catégories ont 
entre elles beaucoup de points communs. Il peut 
également exister des différences plus ou moins ca- 
ractéristiques. 


Sociétés coopératives. 


Cette catégorie de société se présente le plus sou- 
vent sous la forme de coopérative de construction. 
Chaque membre dispose, au cours des assemblees, 
d’une seule voix; le droit de vote peut-étre encore 
proportionnel aux nombres de parts possédées ou en- 
core a la surface habitable dont dispose chaque 
membre. Le président, élu au scrutin, remplit sa 
charge a titre honorifique et est surveillé dans ses 
fonctions par un comité également élu par les mem- 
bres. 

L’importance acquise par ces sociétés est quelques- 
fois devenue si grande, qu’il est presque impossible, 
au cours d’une réunion, de discuter tous les détails 
de la marche de l’affaire. Pour obvier à cet incon- 
vénient quelques pays, tels que ALLEMAGNE, 
l'AUTRICHE, la SUISSE, etc. ont introduit le 
systéme des délégations, lequel permet qu’un certain 
nombre de membres soient, au cours des réunions, 
représentés par un délégué qui a a charge la défense 
de leurs intéréts. 

Les sociétés coopératives ont recu leur premiere 
application à Copenhague où fut fondé en 1895 la 
première société de ce genre, la «Arbejdernes Bygge- 
forening» (coopérative de construction des travail- 
leurs). Cette société se développait simultanément 
comme caisse d'épargne et comme coopérative de 
construction. Elle vendait à ses membres les maisons 
qu’elle érigait (maisons contenant en moyenne 2 à 3 
logements) sans prévoir les mesures nécessaires pour 
éviter la spéculation. Il en est résulté que la hausse 
des immeubles, qui s’est placée entre temps, n’a fa- 
vorisé que les propriétaires actuels. Cette société a 
bâti en 64 ans 1570 maisons contenant 4570 loge- 
ments et d’une valeur totale de 16 millions et demi 
de couronnes (18/2 millions RM). 

Les coopératives de construction, organisées par 
des employés, n’ont pu, au DANEMARK, que quel- 
ques années avant la guerre, acquérir un certain dé- 
veloppement. Le chemin parcouru depuis lors a été 
important. La «Arbejdernes Andels Bolig- 
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très 


forening» a construit 3400 logements, la «Arbejder- 
nes Kooperative Byggeforening» 2000, la «Kobn- 
havns Almindelige Boligselskab» 5800. 5 

L’essor des coopératives de construction a été, en 
ALLEMAGNE, aprés la loi de 1889 qui réglemente 
leur activité, trés rapide. Leur nombre s’élevait en 
1914 à 1402. La pénurie des logements dans la pé- 
riode d’après guerre et les encouragements fournis 
par les autorités, facilitérent leur développement 
d’une façon extraordinaire. Il existait, au 31 dé- 
cembre 1929, 4383 sociétés de ce genre, parmi les- 
quelles 2655 étaient réunies en 17 fédérations. Le 
nombre de leurs membres s’élevait à 684 830 et celui 
des logements érigés à cette date à 402 943. Les capi- 
taux d’exploitation dépassaient 2274 millions de 
marks. 

Aux sociétés coopératives, qui ont été reconnues 
d'utilité publique, il faut encore ajouter les sociétés 
de construction fondées par les employés ou ouvriers 
des différents groupes professionnels, pour venir en 
aide à leurs camarades de travail, et qui ont donné 
jusqu'ici d’excellents résultats. La «Dewog» (Deutsche 
Wohnungsfürsorgegesellschaft für Arbeiter, Ange- 
stellte und Beamte) qui de 1924 à 1930 a érigé et 
géré pas moins de 33 294 logements, est appuyée par 
les organisations libres de construction. La «Gagfah» 
(Gemeinnützige Aktiengesellschaft für Angestellten- 
Heimstätten), société d'utilité publique pour la con- 
struction d’homes pour les employés) est appuyée 
par les sociétés d'employés, notamment union des 
employés de commerce, de l’industrie et des assuran- 
ces. La «Heimat-A.G.» par la «Gewerkschaftsbund» 
des employés. Cette dernière étend, grâce à ses 
nombreuses filiales, son activité sur toute l’Alle- 
magne. 

Le développement des coopératives allemandes de 
construction n’est pas resté sans influence sur celui 
des sociétés analogues qui exercent leur activité dans 
les états successeurs de l’Autriche. Ce mouvement a, 
à Vienne et dans quelques villes du nouvel état autri- 
chien, provoqué la fondation d’une série de sociétés 
de colonisation qui, avec l’appui de l’Etat et des com- 
munes, construisent principalement des maisons in- 
dividuelles agrémentées d’un petit jardin. 

En TCHÉCOSLOVAQUIE, où les coopératives de 
construction subissaient déjà, à l’époque où cet état 
faisait encore partie de l’Autriche, un certain essor, 
il existait en fin 1929, 1552 coopératives de logements 
et de construction, 11 sociétés de construction et une 
société de construction par actions toutes reconnues 
d'utilité publique. 816 de ces coopératives ont érigé, de 
1919 à 29, avec l’aide de l’Etat, 1865 maisons à étages 
comprenant 27029 logements (soit 19 par 10000 
hab.) et 63 485 pièces (cuisines comprises) et 13 693 
maisons individuelles comprenant 15 921 logements 


(soit 11 par 10000 hab.) et 52 484 pièces. 


En SUISSE, les coopératives de construction ont 
le même caractère que celles mentionnées jusqu ici. 
Il existait, dans ce pays, en fin 1928, 100 sociétés de 
ce genre. Le nombre des membres de 80 d’entre elles 
était, fin 1927, 14500, celui des logements érigés, 
6700. Ces chiffres ont depuis, considérablement aug- 
menté. La société la plus importante et qui a son 
siège à Zurich, comptait, fin 1930, 11000 membres 
dont 1300 possédaient un logement construit par la 
société. 
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Le mouvement de ces coopératives de constrt 
en POLOGNE et en NORVÈGE, où il est ap 
pour la première fois après la guerre, a exacte) 
le même caractère. | 

Il existe, en NORVEGE, 12 sociétés de ce g 
elles sont réunies en une fédération, elles com} 
1860 membres et ont érigé 1375 logements. Il e 
en outre dans ce pays d’autres coopératives de 
struction. | 

En SUEDE, les coopératives comptaient, en ] 
20 127 membres dont 6089, soit 300/0, faisaient} 
des sociétés de locataires c’est-à-dire ne posséde 
qu’un droit de bail et dont 14038, soit 70°/o, éte 
membres des sociétés de propriétaires dans lesqu 
la participation de chaque membre correspond. 
valeur du logement qu’il habite. Les 20000 logem 
construits par ces sociétés sont actuellement oce 
par environ 60 000 personnes. La société la plus 
portante est la H.S.B. qui possède des filiales dar 
plupart des villes. La H.S.B. a érigé à Stockholm 
puis 1922, 4526 logements comprenant 9722 pi 
chauffables et d’une valeur de 62 millions de 
ronnes. 

Parmi les 900 à 1000 coopératives de construc 
qui existent en Suède, il n’y en a pas moins de 
à Stockholm, 250 a Göteborg. 30°/o de ces soci 
sont des sociétés de locataires. 70°/o, des sociétés 
propriétaires. 

Le dernier pays qui a pris part au developpen 
international des coopératives de construction 
VU.R.S., qui, de 1925 à aujourd’hui, a fait des pro; 
extraordinaires. Pendant cette période il a inv 
plus de 470 millions de roubles (1034 millions R 
et bati 4 millions et demi m? de surface habita 
500 000 familles, représentant 1 million 1/2 de | 
sonnes, sont devenues membres de ces associati 
de construction, 600000 personnes environ ont 
pourvus d’un logement. 


En HOLLANDE, les associations de construct 
qui travaillent en vertu de la loi sur les logeme 
visent, avant tout, à couvrir les besoins des k 
ments de leurs membres. Cependant dans la m: 
rité des cas, les personnes qui ne font pas parti 
ces associations, peuvent néanmoins devenir loca 
res des habitations érigées par celles-ci. 

Les sociétés d’utilité publique se divisent, aux P: 
Bas, en deux groupes: 

a) Les associations de locataires (associations f 
dées par des personnes directement intéressées). 
construisent pour leurs propres membres. Ceux-ci 
paient qu'une cotisation annuelle peu élevée ou so 
crivent une part de 10 à 15 florins (17-25 Rl 
(seule obligation financière). 


b) Les sociétés de prévoyance pour les logemeı 
identiques aux précédentes, avec la difference que 
participation est en général plus élevée et que 
logements ne sont pas loués aux membres mais 
toute personne en quête d’un logement. 
ql existe des sociétés catholiques, protestant 
Juives ou encore fondées par certaines catégor 
d'employés ou par certains partis politiques. Par su 
de cette dispersion leur nombre est proportionnel 
ment élevé. Il existait en Hollande, au ler janv 
1928, 1176 associations de construction, repart 
dans 549 communes et ayant érigé 123 000 logemer 

En réalité, l’activité de ces sociétés peut étre 


3 : EN. . : 
| considérée, en ce qui touche les Pays-Bas, comme 
> de l’État et des communes car dans la majorité 
cas, ces derniers fournissent 90 à 95°/o du capi- 
Les raisons pour lesquelles ces sociétés ont adopté 
e forme résident dans les avantages qu’offrent 
gérance. Leur activité est dans ce dernier pays 
importante. Elle est préférée bien souvent à 
> des communes. 


is existant entre les sociétés de construction. 


es sociétés de construction se sont réunies, dans 
lupart des pays, en unions et fédérations. Ces 
nieres ont quelquefois, et notamment en Alle- 
me, l’obligation de mener à bien le contrôle, tel 
l est prescrit par la loi, de la marche des affaires 
sociétés affiliées. En outre ces fédérations con- 
lent les sociétés-membres sur toutes les questions 
nomiques, juridiques et autres et défendent leurs 
rêts contre le public en général et les autorités 
particulier. De elles unions existent au DANE- 
RK, ALLEMAGNE, HOLLANDE, AUTRICHE, 
eect SUEDE, SUISSE et TCHECOSLOVA- 


ietes de prévoyance pour les logements. 


ous ce titre, on comprend les sociétés qui érigent 
ı pas pour leurs propres membres mais pour d’aut- 
personnes. Elles n’ont acquis une certaine im- 
tance qu’en HOLLANDE, ALLEMAGNE et ITA- 
». Il a déjà été parlé, ici même, des sociétés hol- 
daises ayant ce caractère. Il existe encore aux 
r8-Bas des communes qui créent quelquefois des 
iétés, ayant le caractère de bienfaisance, pour 
er les logements communaux et posséder ainsi un 
tème de gérance d’une grande souplesse. L’ex- 
ience a cependant démontré que cet artifice n’est 
toujours nécessaire et que les communes peuvent 
er leurs logements avec d’excellents résultats. 
3eaucoup de villes ont, en ALLEMAGNE, préféré 
der des sociétés d'utilité publique, au lieu de bâtir 
s-mêmes, ou encore de s'intéresser à celles déjà 
stantes pour en activer la marche et éviter ainsi, 
conseil municipal, toutes discussions politiques 
ce sujet. La ville délégue alors quelques représen- 
ts au conseil de surveillance des sociétés aux- 
Iles elle s’est intéressée. 40 villes membres du 
eutscher Städtetag» avaient, en 1929, employé ce 
cédé. La ville de Berlin est financiellement in- 
essée à 15 sociétés de diverses importance, à 4 co- 
sratives et a 4 societes par actions, toutes exergant 
r activité dans le domaine de la construction. 
Les sociétés de prévoyance pour le logement (Woh- 
agsfürsorge - Gesellschaften) prennent, en Alle- 
ene, une part considérable a l’activité construc- 
> en matière d’habitation. Il existe, dans chaque 
‚vince de la Prusse et dans la plupart des autres 
jvinces du Reich, une société de ce genre. Pour 
ner a bien leurs vastes programmes ces sociétés 
, en général, trois services: un pour le financement 
la construction, un autre pour l’achat des mate- 
ux et le troisième pour l’étude des questions tech- 
mes. Elles construisent elles-mémes ou par l’inter- 
diaire de leurs filiales. Elles aident et conseillent 
sociétés de construction, les communes et les per- 
nes privées dans toutes les questions touchant a 
ection de petits logements. Elles établissent des 
jjets de construction et de financement pour toutes 


sortes d’immeubles et d’habitations etc. etc. Toutes 
ces sociétés sont réunies en une fédération. 

Les communes ont, en ITALIE, créé des «instituts 
pour les logements populaires», qui ont les mémes 
taches a remplir que les sociétés communales de con- 
struction allemandes ou les sociétés hollandaises. Ces 
instituts sont des corporations publiques jouissant des 
mêmes droits juridiques qu’une personne. Elles sont 
créées avec la participation des communes, caisses 
d'épargne, banques de crédits, sociétés de toutes sor- 
tes et même de personnes privées. Elles ont le droit 
d'émettre des obligations et de pratiquer des opéra- 
tions de crédits, non pas obligatoirement avec un but 
de bénéfice mais plutôt pour augmenter leurs liqui- 
dités. Il existait, en Italie, en fin 1926, 84 instituts 
de ce genre travaillant avec un capital de 113 mil- 
lions de lires (24,9 millions RM.) et ayant construit 
135 303 habitations d’une valeur totale de 1668 mil- 
lions (366,9 millions RM.). La valeur des construc- 
tions érigées par ces instituts doit s’elever, actuelle- 
ment, à 3 milliards de lires (660 millions RM.). 


Qualité des logements 


Le niveau des logements s’est, par rapport à celui 
d'avant guerre, considérablement amélioré. Cette 
amélioration a suivi dans les différentes nations, une 
marche irrégulière. Dans les pays où l'Etat ne s’est 
intéressé aux conditions de l'habitation qu’apres la 
cessation des hostilités, cette amélioration est plus 
importante que dans ceux, comme la Hollande et 
l'Angleterre par exemple, où l’encouragement ac- 
cordé par les autorités date d’avant la guerre. 

L’accroissement des exigences des classes labo- 
rieuses, en matière de confort des logements, est con- 
sidérée, par l’auteur du rapport sur la Lettonie, 
comme une condition sine qua non des progrès 
futurs dans le domaine de l’habitation. Le relève- 
ment du niveau des logements, dans les pays en tête 
du progrès, peut s’expliquer ainsi: 

1. Les changements survenus dans les partis politi- 
ques ont permis aux classes peu aisées d’influencer 
dans une certaine mesure la politique intérieure que 
les gouvernements de leur pays avaient suivie jus- 
qu ici. 

2. La pénurie des logements, facteur de beaucoup 
le plus important, a obligé la plupart des pays a en- 
courager efficacement l’activité constructive en ma- 
tiere d’habitation. Il est clair, que lorsque l’Etat et 
les communes mirent des moyens à la disposition de 
la construction, ils le firent en fixant quelques con- 
ditions quant a la qualité des logements érigés avec 
ces fonds et veillérent à ce que ces logements répon- 
dissent aux exigences sociales, hygiéniques et cultu- 
relles mieux que ce n’avait été le cas pour ceux d’avant 
guerre. Les communes et les sociétés d’utilite pub- 
lique erigerent, dans beaucoup de pays, avec l’aide 
d’architectes compétents, un nombre considérable 
d'habitations et contribuèrent ainsi efficacement a 
l'amélioration du niveau des logements. 

Dans quelques pays, ainsi qu'il a été précédem- 
ment mentionné, la qualité des logements était déjà, 
bien avant 1914, réglementée par les autorités. Ces 
prescriptions détaillaient toutes les commodités qu’on 
était en droit d’attendre d’une habitation. Dans cer- 
tains cas, elles ont été, après la guerre, renforcées. 
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Les progrés accomplis en matiére d'aménagement 
des terrains, (matière qui a un rapport très étroit 
avec l’éclairement et l’aération des logements) ainsi 
que le tracé de leur plan et de leur aménagement, 
seront traités d’une façon plus substantielle dans le 
rapport général sur le thème 2 «La construction de 


petits logements à loyers abordables» (publication IV) 


du professeur Franz Schuster, Francfort s. 1. M. Les 
progrès accomplis en matière d'installation des loge- 
Dans 
beaucoup de pays, les petits logements sont pourvus 
d’une cuisine type, d’une salle de bain ou d’une 
douche, d’un mobilier fixe etc. Dans ceux érigés par 
la société suédoise H.S.B., qui, entre parenthèses, 
sont peut-être les mieux organisés, il existe des ascen- 
seurs et toutes les commodités. Ces progrès ont, dans 
quelques pays, en Allemagne notamment, soulevé la 
question s’il ne serait pas préférable de renoncer à 


ments sont particulièrement remarquables. 


certains avantages au profit d’une augmentation de la 


surface habitable ou d’une diminution de la valeur 


locative. 

Lorsque ces efforts en ce domaine ont été tels 
qu’ils ont abaisse le standard des logements au-des- 
sous de ce qui a été jusqu’ici considéré, dans tous les 


ays, comme le strict minimum nécessaire alors ils ac- 
9 


quiérent la signification d’un recul des progrés en 
matiére de logement. 

Le rapport entre le nombre des maisons individu- 
elles et celui des logements-étages donne une certaine 
idée sur la qualité des logements. Ceci fera l’objet 
d’une explication dans quelques uns des rapports qui 
paraissent à l’occasion du congrès. La maison indivi- 
duelle domine à la campagne et dans les petites villes 
de tous les pays. Parmi ceux qui nous occupent, la 
Hollande, la Belgique et les pays anglo-saxons sont 
les seuls où, dans les agglomérations moyennes et les 
grandes villes, les maisons individuelles conservent 
encore une importance considérable. 

L'idéal des réformateurs de l'habitation, qui desi- 
raient voir mettre à la disposition de chaque famille 
une maison individuelle ayant une à deux pièces com- 
munes, une cuisine, et au moins une chambres pour 
les parents et une autre pour les enfants des deux 
sexes, a été, en ANGLETERRE, dans la période d’ap, 
res guerre, pleinement réalisé. En outre l’aide de 
l'Etat n’a été accordé que sous la condition que la 
maison possédasse une installation quelconque de 
bain. 

Il est à noter, en U.S.A., où récemment les maisons 
individuelles dominaient, l’important accroissement 
du nombre des logements-étages. Le pourcentage des 
maisons individuelles est reculé, de 1921 à 1928, com- 
parativement à l’activité constructive totale, de 58,30/o 
à 35,2°/o, celui des maisons à l’usage de deux familles, 
de 17,3°/o à 11,1%o tandis que celui des logements- 
étages, situés dans les maisons casernes, est passé de 
24,4°/o à 53,70/0. 

72,3°/o de la population est, en HOLLANDE, logée 


dans des maisons individuelles. On attache, aux, 
Bas, tout comme en Angleterre, beaucoup d'in 
tance à ce que chaque logement dispose de plus 
chambres à coucher, afin que les enfants des 
sexes dorment séparés entre eux et de leurs par 
L’adjonction d’une salle de bain n’est pas généra 
dans les petits logements. | 

En BELGIQUE, il a été érigé jusqu’en 1929. 
l’appui de la «Société Nationale des Habitatio: 
bon mache» 34115 maisons individuelles, contre - 
maisons a étages ayant en tout 9017 logements. 
logements-étages ne représentent que 21°/o du t 

On note dans les villes de l’U.R.S. une augme 
tion des logements-étages et un recul des pe 
maisons individuelles en bois. 

L’érection de colonies et par 1a celle des mai: 
individuelles avec jardin, a subi en ALLEMAC 
après la guerre un grand essor. Les circonstances 
nomiques défavorables qui, au cours de ces derni 
années, ont décidé les entrepreneurs à diminue 
surface habitable et à ériger les logements par g: 
pes afin d’en abaisser le prix de revient, expliq 
l’éclipse passagère subie par les maisons indiv 
elles. Le niveau actuel des logements s’est en A 
magne, par rapport à celui d’avant guerre, où 
étaient érigés par des entrepreneurs privés, consie 
ablement amélioré. Cette amélioration est due 2 
collaboration efficace des communes et des soci 
d'utilité publique. 

Les autres pays, notamment l’Autriche, l'Italie 
Pologne, etc. signalent également une améliorat 
du niveau des logements. 

Notons encore les nouvelles formes adoptées - 
les organisations qui ont été fondées, dans différe 
pays, par les coopératives de travailleurs afin d’or 
niser la construction et particulièrement l'érection 
logements, en déhors des entreprises privées. Le ty 
des coopératives anglaises de construction fond 
par des travailleurs a, après un essor passager, per 
beaucoup de terrain, ainsi que le type des socié 
analogues adoptées au DANEMARK, en SUËI 
NORVÈGE, POLOGNE, AUTRICHE et ALI 
MAGNE. Ces organisations entretiennent presq 
toujours des relations amicales avec les sociétés d'à 
lité publique qui sont composées en partie par 
membres des coopératives susmentionnées. 

Les coopératives de construction fondées par | 
syndicats chretiens et principalement les «Bauhi 
ten», sociétés fondées par les travailleurs organis 
du bätiment, ont acquis, en ALLEMAGNE, où 
mouvement susmentionné est le plus important, u 
importance économique considérable. Elles ont « 
cupé, en 1928, au moment de la plus haute activi 
constructive, 26 896 personnes, contre 17 961 pour 
moyenne de l’année. La valeur des logements co 
struits a atteint 120,6 millions de marks, pour 1 


capital de 4,7 millions et des réserves s’elevant a 2 
millions. 


B. La gérance des logements érigés dans un but d’utilité publique et la tach 


sociale et culturelle accomplie 


I. Gérance des logements communaux 


Beaucoup de communes, aprés une activité intense en 
matiere de construction d’habitation, se virent apres 
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la guerre en possession, dans certains cas, de plusieu 
milliers de logements. La gérance de ces nouveat 
logements les placa en face de problémes qui, jusqu’ic 
u ont pas toujours été solutionnés sans difficultes. 


rtains faits resultant des prescriptions de la loi 
la gerance des logements ont, en HOLLANDE, 
ne les communes a céder ces fonctions a des so- 
s créées spécialement a cet effet. Les principes 
ces sociétés doivent suivre sont évidemment 
par la ville. Ces dispositions sont telles qu’elles 
nettent à ces sociétés de se tenir éloignées de 
es influences politiques, car leur direction est 
traite a l'influence directe des conseillers muni- 
ux. La méthode de travail suivie par ces sociétés 
érance est beaucoup plus souple que celle de la 
nce municipale, qui est soumise à toutes sortes 
prescriptions. Ces sociétés peuvent comprendre 
; leurs conseils d'administration des personnes 
pétentes en matière de gérance d'habitation et 
ser ainsi leurs expériences, en outre elles peuvent 
isir consulter leurs locataires et se tenir ainsi au 
‘ant de leurs besoins. Le gérant général délé- 
par la ville au conseil de gérance est aussi 
tuellement président de la société et le contact 
: les conseillers municipaux, dont quelques uns 
souvent membres du conseil et ainsi parfaite- 
t assuré. 


a nécessité de telles fondations est encore très 
utée. Il existe des communes hollandaises qui 
nt en propre plusieurs milliers de logements, sans 
les désavantages susmentionnés se fassent parti- 
érement sentir. La pratique démontre qu’à la 
sue les difficultés résultant de la gérance directe 
araissent peu à peu et que les relations entre les 
taires et la gérance de la commune, tel que c’est 
as lors de l’application de cette méthode, ne sont 
sans avantages. 


ux Pays-Bas, dans les cas où la ville conserve 
même la gérance de ses logements, l'expérience 
montré qu’elle a tout intérêt à céder cette charge 
office de la construction, parce que l’architecte 
le dirige est, en général, le mieux qualifié pour 
naître les logements dont il a établi les projets et 
1 peut le plus aisément prendre connaissance des 
‚urs éventuelles qui apparaîtront par la suite, et 
si les localiser et les éviter au cours des prochaines 
structions. 

In a créé, en ALLEMAGNE, dans les villes où le 
abre des logements municipaux est très important, 
offices spéciaux pour la gérance. Lorsqu'il existe 
à un office pour la construction, on lui adjoint la 
ance des logements en question, ou dans le cas 
traire on charge l'office municipal ou le bureau 
astral de cette tâche. 

‘encaissement des loyers des logements munici- 
x. se fait, dans les villes allemandes, de façons di- 
ses. Dans quelques cas un encaisseur est spéciale- 
nt nommé à cet effet, parfois ce travail est cédé 
es sociétés ou à des personnes privées. La ville de 
le a cédé une colonie de 83 maisons, pour une 
ée de 10 ans, à une coopérative de logements 
t les membres sont les locataires de ces habitations. 
Magdebourg, les locataires des logements provi- 
es érigés par la ville se sont réunis en une co- 
rative pour gérer leurs habitations. 

\ VIENNE, la gérance est assurée par un office 
cial occupant des employés attitrés. Dans chaque 
upe de logements les locataires choisissent parmi 
un comité qui travaille en collaboration avec les 
ployés de l’office de gérance. 


La gérance des logements est, à COPENHAGUE, 
confiée à une division spéciale de la direction des ter- 
rains et bâtiments de la ville. L’encaissement des lo- 
yers est confié à un gérant. 

A OSLO, la gérance dépend d’un comité de con- 
seillers municipaux. Le travail courant est exécuté 
par un employé de la ville. 

En SUEDE, la gérance des logements communaux 
est laissée aux soins de l’office de la construction. Le 
concierge («vice Varden») est chargé d’encaisser les 
loyers. Il existe, en outre, un gérant pour un certain 
nombre de logements. 


En ANGLETERRE, un employé municipal est 
chargé de l’inspection des colonies érigées par la 
commune et est responsable de la location, de l’en- 
caissement des loyers, des petites réparations etc. Un 
caissier est, dans les colonies, comptant moins de 750 
locataires, chargé de l’encaissement des loyers; un 
bureau, où les loyers doivent être versés chaque se- 
maine, est prévu dans celles qui sont plus importan- 
tes. 

On souligne particulièrement dans tous les rap- 
ports l’importance qu’on attache à la situation so- 
ciale du futur locataire. On donne la préférence à 
tous ceux qui ne se sont pas à même de payer un 
logement situé dans une maison privée ou dans un 
immeuble érigé par une société d'utilité publique. 
Les familles nombreuses viennent presque toujours 
en premier rang. 


La pratique a, en HOLLANDE, démontré que toute 
personne en quête d’un logement et semblant ré- 
pondre aux conditions requises ne devait pas tou- 
jours être acceptée sur le champ. Aussi bien dans 
l'intérêt du locataire que dans celui d’une saine éco- 
nomie, la gamme des prix qu’on peut attendre d’une 
certaine catégorie de la population doit être main- 
tenue aussi haute que possible. Avant de louer defini- 
tivement, il faut veiller à ce que chaque famille re- 
coive le logement qui lui convient, et qu’une famille 
nombreuse, par exemple, dispose d’un vaste loge- 
ment. Les personnes avec des moyens limités recher- 
chent des logements bon marché et pratiques situés 
dans des maisons ensoleillées. Il est nécessaire avant 
de louer un logement d’enquêter soigneusement sur 
les conditions locatives du futur locataire, sur ses 
conditions sociales, sur sa santé, sur sa conduite dans 
les maisons où il a précédemment demeuré ete. Il a 
été érigé en Hollande et dans quelques villes alle- 
mandes, des colonies dont les logements sont exces- 
sivement simples et peuvent être loués, à des prix 
très bas, aux indigents et aux personnes qui ne sont 
pas en état de payer un loyer normal. 

On attire l’attention, dans quelques rapports, sur 
le fait que les petites réparations peuvent être exé- 
cutées par les gérants et que par conséquent cette 
place doit être donnée de préférence à un travailleur 
manuel, tapissier, serrurier etc. Il est donné, en URS, 
aux travailleurs qui sont chargés, de la gérance 
des logements, quelques connaissances adéquates 
pour leur faciliter l’accomplissement de leur emploi. 
Les grosses réparations et le maintien en bon état 
des logements sont abandonnés à des sociétés privées. 

Dans toutes les grosses colonies de la «London 
County Council», il existe, à la disposition des em- 
ployés spécialement affectés à l'entretien des mai- 
sons, des ateliers de réparation appropriés. Les frais 
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annuels moyens d’entretien, s’elevent, dans les colo- 
nies de la «London County Council», a 11/2 et 2°/o 
des frais de construction. 

Ils atteignent, a COPENHAGUE, 10°/o de la valeur 
locative et a OSLO 13 à 14°/o. (Le prix du loyer dans 
cette dernière ville, correspond à environ 9°/o de la 
valeur de l’immeuble.) 

Ainsi qu’on peut s’y attendre, les rapports entre 
les locataires et la gérance des logements communaux 
ne sont pas toujours empreints de la plus grande cor- 
dialité. Dans plusieurs rapports, on se plaint de l’at- 
titude des locataires qui élévent envers la commune 
des exigences en matiére de location et de maintien 
en état des logements, qu’il leur serait presque im- 
possible de faire valoir vis-à-vis d’un propriétaire 
privé. 

On signale, dans tous les rapports, que les pertes 
résultant du non paiement des loyers, sont excessive- 
ment faibles. Elles s'élèvent, à Copenhague, à 1,06 
par mille. On note cependant que le paiement des 
loyers ne se fait pas toutjours sans difficultés. Toute 
impossibilité de paiement est, dans le cas de mala- 
dies, chômage etc., soigneusement examinée, un délai 
peut être accordé, ou l'office de bienfaisance peut 
payer pour le locataire défaillant. 

Le rapport ALLEMAND s'élève contre le fait que 
des exigences non fondées élevées par certains loca- 
taires sont, quelquefois, soutenues par les amis poli- 
tiques siégeant au conseil des coopératives commu- 
nales. 

Le rapport HOLLANDAIS souligne que la majorité 
des locataires n’ont qu’un seul désir, habiter un loge- 
ment confortable sans être dérangés et qu'ils sont 
pleinement satisfaits lorsqu'ils peuvent arriver à leurs 
fins. 

De la comparaison des rapports il ressort que c’est 
en Hollande où l’on attache la plus importance aux 
possibilités pédagogiques de la gérance. À cette fin 
les membres du conseil de gérance sont recrutés, aux 
Pays-Bas, parmi des femmes ayant été éduquées à 
cet effet. Elles prennent peu à peu, au cours de l’en- 
caissement des loyers et de fréquentes visites, con- 
naissance des desiderata des locataires qui appartien- 
nent pour la plupart aux couches les plus pauvres de 
la société. Elles essaient de leur enseigner la tenue 


du ménage et les aident très efficacement dans beau- 
coup de circonstances. 


ll. La gérance des logements des sociétés 
d’utilite publique 


Le systéme de gérance des sociétés d’utilit& publi- 
que et des sociétés de prévoyance pour les logements, 
organismes qui ne bätissent pas pour leurs membres 
mais qui mettent leurs logements à la disposition des 
classes peu aisées de la société, se différencie de celui 
des communes, ainsi qu’il a été déjà dit, par une plus 
grande souplesse. 

Le systéme de gérance des sociétés d’utilité publi- 
que, qui louent leurs logements à leurs membres, 
accuse une différence encore plus Caractéristique. On 
a presque toujours réussi, dans ce cas, à intéresser les 
membres de ces sociétés au succès de l’entreprise en 
les amenant à entretenir leurs logements avec beau- 
coup plus de soins que ne c’est le cas généralement. 
La gérance et l'inspection sont, dans les petites co- 
opératives, assurées à titre honorifique; des employés 
en collaboration avec un comité spécial de locataires 
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les assurent chez les plus importantes. Le lo i 
n’entre, dans la plupart des cas, en possession 
logement érigé par ces sociétés que lorsqu'il a 
une certaine partie de sa cotisation. Il est evi 
que le locataire qui se sent copropriétaire est in 
a entretenir soigneusement son logement et est 
ressé au maintien en bon état des immeubles ( 
coopérative dont il fait parti. Les coopératives 
obligées d’encaisser les termes, immédiatement ë 
leurs échéances, car les loyers sont en général étr 
ment calculés et ne permettent pas, en conseque 
la création d’importantes réserves pour des frais 
prévisibles. h! 

Il existe, à VARSOVIE, un système de coopér: 
de logements pour les travailleurs, qui vaut la p 
d’être note. Les coopératives en question ont fe 
une assurance contre les pertes de loyers. Cette 
surance repose sur la réciprocité et doit en ca 
nécessité assurer le paiement pour le locataire dé 
lant. 

Notons encore la tendance qui apparait dans 
tains pays et qui consiste à séparer la gérance 
l’activité constructive. La préparation de la const 
tion, sa réalisation et son financement sont confi 
un personnel qualifié à cet effet, tandis que la 
rance est décentralisée et est laissée aux soins d 
liales ou de coopératives plus ou moins indepen« 
tes. 

Ainsi la «Arbejdernes Andelsbolig Forening» (. 
pérative de logements pour les travailleurs) poss 
en propre, a Copenhague, en tant que coopéra 
centrale, un grand nombre de logements dont el 
cédé la gérance à une filiale qui jouit d’une cert: 
indépendance. Une autre société la «Kobnhavns 
mindelige Boligselskab» (société de construction 
créé, pour la gérance de ces maisons, 14 filiale 
responsibilité limitée et absolument indépendante 
qui sont dirigées par la société mère. 

La coopérative SUÉDOISE la plus importante. 
H.S.B. limite son activité à l’érection de logeme 
à leur financement et à tous travaux particuliers p. 
lesquels elle est particulièrement bien placée. - 
maisons qui sont achevées deviennent la propri 
des filiales qui sont fondées par les sociétés 
érigent ces maisons. 

Notons qu’independamment de ces efforts les 
ciétés de prévoyance pour les logements ont, 
ALLEMAGNE, été conduites par leur developpem 
même à entreprendre des projets et la réalisation 
plans de construction et à transformer les 
tives, pour lesquelles ces logements étaient érigés, 
véritables sociétés de gérance. On peut suivre ce 
tendance avec plus de facilité en observant le dé 
loppement de la «Dewog» chez laquelle la prépa 
tion et la réalisation des constructions sont confi 
a une organisation centrale et a ses filiales local 
tandis que l’activité des coopératives, qui sont réun 
en une association, se limite a la gérance des m 
sons. 

Le développement acquis 
ments en U.R.S. est sous ce rapport intéressant 
mentionner. Aprés la loi d’expropriation de 1917, 
a, tout d’abord, confié la gérance de toutes les m 
sons aux comités des habitations nommes 
communes. Une réorganisation compléte du 
de gérance eut lieu, plus 
loi sur les coopératives 


coope 


par les societes de lo; 


par | 
systeı 
tard, en application d’u 
de location. On fonda des ec 
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tives de location qui prirent a bail les maisons 
lives appartenant à l’Etat. Elles géraient, après 
is d’existence, une surface habitable d’environ 
nillions de m?, occupée par 6 millions de loca- 
s. Elles depenserent de grosses sommes pour le 
itient en bon état des immeubles dont on leur 
t confié la gérance, elles élevérent le coefficient 
ilisation et procédérent à une meilleure réparti- 

de la surface habitable qui revient à chaque 
tant. Enfin on fonda le «trust des maisons com- 
jales» destiné à gérer le reste des maisons ne 
bant pas sous le contrôle des coopératives de 
tion. Ce système ayant donné des résultats in- 
faisants, il fut abandonné au début de 1931 pour 
remplacé par la forme coopérative. 


vail social et culturel en rapport avec 
construction d'habitations executees 
is un but d’utilite publique 


amélioration des conditions de logement est une 
bases essentielles du développement de la 
lisation et une condition vitale pour la popula- 
. On reconnait tous les jours, de plus en plus, 
ignent les rapports de tous les pays, la justesse 
seite idée. 
a collaboration des communes et des sociétés 
ilité publique en matière de construction d’habi- 
ons, a permis, après la guerre, de pourvoir les 
rnes à loyer, de certaines installations offrant a 
ménagère toutes les commodités qu’elle ne peut 
ir chez elle en raison du manque d’espace. 
eaucoup de colonies et groupes de maisons possè- 
t aujourd’hui une buanderie pourvue de machines 
triques et d'accessoires les plus modernes qui 
gent considérablement la tâche de la ménagère 
t les moyens sont limités. On a encore créé des 
ponnières, garderies d'enfants, terrains de jeux, 
ains de sport, offices où l’on peut obtenir gra- 
ement toutes sortes de renseignements etc. On a 
ne prévu des salles pour la vie en commun telles 
_ salles de réunion, salles de conférence, théatres, 
mas, bibliothèques, salles de lecture, clubs etc. 
In pouvait, en ALLEMAGNE, lors de l'érection de 
locaux complémentaires s’aider de l’exemple de 
ositions semblables, qui avaient été déjà créées 
nt guerre, époque au cours de laquelle les sociétés 
tilité publique acquérirent un grand développe- 
nt. Au cours de la dernière décade des installa- 


tions analogues ont été prévues dans la majeure partie 
des cas. 
La ville de VIENNE a, dans le cadre de son ac- 


tivité constructive, erige les locaux complémentaires 


susmentionnés en grande quantité et sous les formes 


les plus diverses. 

On signale en ALLEMAGNE, DANEMARK, ANG- 
LETERRE, HOLLANDE, ITALIE, NORVEGE, PO- 
LOGNE, SUEDE, SUISSE, U.R.S. les mémes tenta- 
tives pour mettre toutes les commodités a la dispo- 
sition des locataires. Les coopératives les plus im- 
portantes font paraitre, en Allemagne et en Suisse, 
des revues spéciales pour leurs membres afin d’eta- 
blir un lieu constant entre la direction et les loca- 
taires et intéresser ces derniers ä une étroite colla- 
boration. 

La H.S.B., notamment, a, en ce qui concernent 
l’erection de locaux complémentaires, travaillé avec 
plein succés. Elle a méme créé une petite station 
balnéaire avec colonie de vacance pour ses membres. 

L’U.R.S. accorde aussi beaucoup d’attention à 
l’erection de locaux pour la vie en commun. Une coo- 
pérative érigea en 1929 une maison collective per- 
mettant la vie en commun a 1000 personnes. Cette 
maison possede une cuisine et une salle a manger 
commune, un club avec bibliothéque et salle de lec- 
ture, une garderie d’enfants, un jardin réservé aux 
enfants, une salle de cours, installations pour bain de 
soleil etc. A Moscou et dans d’autres villes, des mai- 
sons de ce genre sont en construction. Le projet qui 
est préparé par la commission de l’Etat prévoit, à 
partir de 1931, l’existence, dans 50°/o des logements, 
d’une cuisine commune qui doit satisfaire aux besoins 
des locataires habitant le même immeuble. Ce système 
doit faire, dans les villes industrielles qui sont ac- 
tuellement en construction, l’objet d’une plus vaste 
application. Le développement suivi par la construc- 
tion soviétique a beaucoup d’analogies avec celui qui 
a en lieu en U.S.A.- où on a érigé, non pas pour les 
classes laborieuses mais pour les classes moyennes, 
des logements pourvus de toutes les commodités 
destinées à alléger le travail de la ménagère. 

On a l'intention, en U.R.S., d’adapter, dans les an- 
ciennes villes, les maisons déja existantes au type sus- 
mentionné. En conséquence on prépare un projet de 
loi, d’apres lequel 10°/o des loyers bruts doivent étre 
consacrés à l’érection de locaux destinés à satisfaire 
les besoins collectifs des locataires. 


Dans les conditions actuelles la construction basée sur le rendement de 


conomie privée (entreprises privées 


de construction) sans subvention 


plique peut-elle répondre aux besoins d'habitations de la masse de la 
ypulation (besoins de petites habitations) de manière à satisfaire aux 
igences sociales, hygièniques et culturelles ? 


ir servir de base à la discussion de cette question 
a établi des rapports sur le coût actuel des ter- 
ns, sur les frais de construction, sur les modes de 
incement, sur les loyers et sur le rapport du loyer 
revenu. 

‘indice des frais de construction s’est, par rapport 
elui d’avant guerre, considérablement accrü. Cette 
‘mentation ressort à 60°/o en FRANCE, 62,5°/0 au 
NEMARK, 89%/0 en ALLEMAGNE et dépasse 


100% aux ETATS-UNIS. L’augmentation des frais 
de construction a été, dans quelques pays, supérieure 
à celle des revenus moyens des classes laborieuses. 


Frais de construction et prix des terrains 


Lorsque nous avons demandé, dans notre formu- 
laire, des details sur les frais de construction, nous 
savions parfaitement bien que les renseignements 
ainsi obtenus ne pourraient être aisément comparés, 
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mais qu'ils faciliteraient plutôt l’etablissement du 
prix des loyers et celui du rapport du loyer au 
revenu. 

Les rapports des differents pays confirment la sup- 
position qui avait été faite quant a la difference des 
frais de construction existant non seulement dans les 
divers pays mais encore dans une méme nation et 
quelquefois dans une méme localite. 

Les circonstances diverses qui ont une influence 
sur les frais de construction ne peuvent trouver ici 
qu’une courte description. Dans un méme pays, le 
prix de la main d’oeuvre varie, avec chaque ville, 
dans certaines limites et le prix des matériaux est en 
relation directe avec celui des transports. 

Les frais de construction sont, en HOLLANDE, 
dans les villes présentant le méme caractére, plus bas 
quand le lieu où l’on doit bâtir se trouve à proximité 
d’un canal et permet le transport par eau, que lors- 
que les matériaux doivent être transportés par rail. 

La nature du terrain a aussi une grande impor- 
tance. On rencontre, dans certains villes des Pays- 
Bas, des sols argileux, sablonneux et marécageux, et 
dans une méme quartier, on peut, suivant la nature 
du sol, bätir sur des fondations ordinaires ou sur 
des fondations en béton armé d’un prix beaucoup 
plus élevé. 

La nature graniteuse du sol à STOCKHOLM et à 
HELSINKI est la cause d’une augmentation impor- 
tante du coût d'aménagement du terrain, car toutes 
les canalisations doivent être excavés à environ 2 
mètres de profondeur. 

L'économie résultant du bon marché de la main 
d'oeuvre est, en POLOGNE, compensée, et au delà, 
par le prix élevé des matériaux de construction, le- 
quel résulte d’un insuffisant développement de l’in- 
dustrie du bâtiment. 

En ALLEMAGNE, en AUTRICHE et dans quel- 
ques autres pays, le prix des terrains a diminué. Par 
contre, on signale, en TCHÉCOSLOVAQUIE, qu’ils 
ont presque doublé dans les villes où l’activité con- 
structivé est importante. Un enchérissement des prix 
a aussi eu lieu dans quelques villes polonaises et 
notamment à VARSOVIE bien que l’activité con- 
structive n’en fût point la cause. Cette augmentation 
s’explique par la forte spéculation qui a sévi sur les 
terrains. 

Les coûts d'aménagement des terrains et les frais 
de construction sont montés, en général, dans les 
mêmes proportions. 

Le relèvement du standard des habitations, qui est 
particulièrement caractérisé par un meilleur amé- 
nagement des logements a aussi été un facteur d’ac- 
croissement des frais de construction. Le coût de la 
construction par m° de volume bâti ou par m° de 
surface habitable ne peut pas, sans des ajustements 
préalables, se comparer avec celui d’avant guerre. 

Les architectes et les urbanistes des différents pays 
ont, au cours de ces dernières années, accordé beau- 
coup d’attention aux méthodes permettant un abais- 
sement des frais de construction. Les efforts des spé- 
cialistes se sont, avant tout, portés sur la normalisa- 
tion des plans et des divers matériaux qui servent à 
l'érection d’une maison, sur l’étude scientifique des 
matériaux, sur les procédés et sur la rationalisation 
des méthodes de construction, sur l'amélioration des 


frais d'aménagement des rues etc. Les autorités de 


certains pays ont suivi ces efforts avec attention. 


148 


A 


Elles ont empéché que les blocs de maisons 8 
réunis en paté et ont ainsi contribué a répa 
l’usage de maisons types. Elles ont en outre, dar 
nombreux pays, octroyé des crédits consider. 
pour encourager les recherches en matière d’ha 
tion. À cet effet, l’Etat allemand a créé, avec 
propres moyens, la «Reichsforschungsgesellschaf: 
Wirtschaftlichkeit im Bau- und Wohnungswe 
(Société de recherches en matière d'économie « 
bitation). | 


Financement 


L’encherissement du loyer de l’argent joue un 
encore plus important que l’accroissement relatif 
frais de construction. Le taux d'intérêt des hype 
ques était, en FRANCE, avant la guerre, peu 8 
rieur à 3/0, il dépasse aujourd’hui 5/0. | 

Le taux d'intérêt pour une première hypothé 
est actuellement: 41/2 à 50/0 au DANEMARK, 4: 
51/0 en SUEDE, 5!/2%/ en NORVEGE, 5°/o en A 
LETERRE, en FRANCE et en SUISSE, 62/0 
ETATS-UNIS et en TCHÉCOSLOVAQUIE, 6 à 
en BELGIQUE. Les états dont la situation éconc 
que a été affaiblie par la guerre paient un intérêt 
core plus élevé. Le taux actuel atteint en AL 
MAGNE 91/2°/o alors qu'il était avant la guerre, pP 
les hypothèques de premiers rang, 41/20/0, il s’élé 
8.et 9°/o en FINLANDE, et est en encore,en POLOG 
supérieur a ce taux. Les hypothéques en second r 
s’obtiennent très difficilement ou à un taux très &lı 
La fondation des sociétés hypothécaires a, au DA 
MARK, écarté cette difficulté. Dans ces sociétés, 
débiteurs nomment un comité qui est chargé del 
ministration et qui prend toutes les dispositions 
cessaires. On trouvera au chapitre traitant de I 
couragement de l’Etat et des communes en mati 
de construction, tous les détails concernant l’ace 
d’hypotheques en 2ème et 3ème rang. 

Le tableau ci-près (Rapport du loyer au coût tc 
de la construction) contient quelques chiffres sur 
cout des petits logements, sur leurs modes de finan 
ment et sur leur valeur locative. 

Nous remarquons que le loyer d’un logement e 
struit par une entreprise privée augmente parall 
ment avec l’accroissement du taux d'intérêt. 
tableau donne encore la valeur locative minimum 
a été atteinte, grâce aux subventions de l'Etat et 
communes, dans le but d’adapter les loyers aux 
venus des classes les moins aisées. 


Rapport du loyer au revenu 


Le problème de l’habitation ne consiste pas simp 
ment à mettre à la disposition des locataires un lo. 
ment dont les plus pauvres sont à même d’en pay 
la valeur locative. Si on se contentait de cette" 
plication et si on tolérait qu’une certaine partie 
la population demeure encore dans des taudis 
pourrait, dans certains pays, considérer le problà 
du logement comme solutionné. 

De même la solution ne consiste pas à ériger © 
logements offrant un maximum de confort, sans cc 
sidération si la masse de la population dont | 
moyens sont limites, peut en payer le loyer. 

La véritable solution du probleme qui nous occu 
consiste à mettre à la disposition des personnes à 
sources minimes, à un prix tel qu'il soit en rappe 
avec leurs revenus, un logement sain, répondant a 


cm 


port du loyer au coût total de la construction. | 


Coit total de 


Valeur locative minimum 
lorsque la construction 
est érigée par une 


Valeur locative lorsque 
la construction a été 


Etats Surface du v i VG ioné 
Pee ect etree entreprise privée subventionée 
Valeur en Yo Valeur en ‘ 
locative des frais locative des frais 
RM RM d’erection d’erection 


Logements en 


inemark (Copenhague). . . . étage surface 1 213 7,1 
89,5 m? i 
Sl Ts is fo se se 454 5 
em yp Sle . Maison 
g individuelle 400 4,2 
3 chambres et 
2 se  .  . . me 
cuisine 38 2,5 
lande te a 
en... ks, EUR 
unes importantes ments en étage, es EB ee 12 
Grandes villes . | : | surface: 80 m? ores 2 7e 
Weise: (volume: 240m»)| 3 898 (1685) 556 7,5 
itriche a Logements en 
Logements érigés par la ville | étage, surface: 
Vienne) 6 2... 38 m? 66 0,75 
Constructions privées subven- Logements en 
tionnées par l'Etat®) . . . . . étage 21 168 6,6 
orvöge 
263 logements érigés par la Logements en 
DEREN etage 234 080 6,7 
72 logements érigés par les Logements en 
entreprises privées'). . . . . étage 
hécoslovaquie . . . . . . . . 1 chambre et 545°) 7,7 
cuisine 388°) 5,5 
Bere... 2.0... 40 m? 729 9,7 
tS ee 40 m? 840%) 9,9 


\vec garantie pour les hypothéques en premier rang couvrant 
5°/o des frais de construction. La construction de petits 
ogements, basée sur le rendement de l'économie privée, est 
resque nulle. 


\vec garantie de l'Etat. 


\vec garantie de l'Etat et une subvention s'élevant à 2,5°/o 
lu montant des hypothèques qui couvrent90°/, des frais totaux. 


\ reçu de la ville un terrain et une hypothèque de second rang. 
Moyenne pour 6000 logements. 


_es entreprises privées n’&rigent aucun petit logement sans 
subvention publique. 


ences sociales et culturelles et dont la surface 
table correspond à l’importance de la famille. 

e rapport convenable du loyer au revenu ne peut 
être rendu d’une façon définitive sous la forme 
hiffres. Ce rapport varie avec le standard de vie 
pté par la population et avec le pouvoir d’achat 
salaires. 

nfin il est nécessaire que le revenu, après paie- 
t du loyer, soit encore suffisant pour permettre 
+ famille de vivre dans des conditions normales. 
existe un vieux proverbe qui dit: que le produit 
ye journée de travail doit suffire pour payer le 
x d’une semaine. Les rapports 1/6 et 1/8 étaient, 
nt la guerre, dans différents pays, considérés 
me normaux. Des recherches qui ont été entre- 
es en Hollande sur cette manière ont donné les 


Cours des changes qui ont été pris pour base de calculs. 
100 RM = 171 Belga 100 RM = 124 Lats 


mn 89 Cour. dan. " 89 Cour. norv. 
2 946 FM 5 212 zi. 

ss Se x 89 Cour. suéd. 
i 608 frs. aa 124 frs, suisses. 
; 59 fls n 804 Kc 

Æ 485 Lire x 24 5 


+ 4,6 Cscherwonetz 


mémes proportions. Deux enquétes organisées en 
1925 par l’office du logement à Amsterdam, la pre- 
miére parmi 14000 familles habitant des logements 
érigés par la commune ou par des societes d’utilite 
publique, la seconde parmi 2825 employes et travail- 
leurs municipaux, sont arrivées aux mémes résultats 
que le paiement du loyer absorbe 1/6 des dépenses 
totales. 

L’adaption du prix du loyer au revenu ne se fait 
pas sans difficultés lorsque pour un revenu et une 
famille donnés, le besoin de piéces augmente et qu’en 
même temps, par suite de augmentation des dépen- 
ses qui croissent avec le nombre des membres de la 
famille, la partie du revenu qui peut étre consacrée 
au loyer diminue. 

Dans différents pays, notamment aprés la guerre, 
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il a été essayé, avec l’aide de l’Etat, d’abaisser les 
loyers afın de les rendre abordables aux classes peu 
aisees la population. Ceci eut lieu, pour les anciens 
logements, par la mise en vigueur de certaines lois 
pour la protection des locataires et pour les nou- 
veaux, par la prise de mesures dont il a été pré- 
cedemment parlé pour l’encouragement de la con- 
struction. Mais ainsi qu'il appert de tous les rap- 
ports, les loyers des logements, même ceux érigés 
avec l’aide des autorités, sont dans quelques pays, en 
Angleterre notamment, encore trop chers. Ceci est 
particulièrement vrai pour l’Allemagne, où, seule une 
faible partie de tous les logements érigés après la 
guerre est accessible aux travailleurs mal rétribués. 

On a essayé, dans quelques pays, d’adapter la va- 
leur locative d’une logement correspondant aux be- 
soins d’une famille donnée, au revenu de celle-ci. 

On a pris, en ANGLETERRE par exemple, dans 
la cité-jardin Welwyn, les mesures suivantes pour les 
300 maisons érigées par l’«Urban District Council» et 
les 225, construites par un organisme d'utilité publi- 
que. La valeur locative de base fut un peu relevée et 
il fut demandé à chaque sous-locataire un supplément 
locatif de 1 schilling par semaine. Les fonds ainsi 
constitués, servirent à accorder à chaque enfant, de- 
puis sa naissance jusqu'à sa sortie de l’école, une 
diminution de loyer de 6 d. par semaine. 

On réalise, en U.R.S., une adaption systématique 
du loyer au revenu. On prend pour base, pour la 


fixation du loyer, la somme nécessaire pour couvrir 


les frais d’amortissement et d’entretien en bon état 
d’un logement bien aménagé. Cette somme varie, sui- 
vant l’importance de la ville, de 30 à 44 kopecks par 
m?. Il est consenti des diminutions suivant la situa- 
tion et l’aménagement du logement (logements éloi- 
gnés du centre de la ville, absence d’électricité, de 
tout à l’égout etc.). Cette taxe sert de base au caleul 
du loyer dû par chaque locataire, on y ajoute cer- 
tains suppléments ou allégements suivant la situation 
sociale de l’intéressé, ses revenus et le nombre des 
membres de la famille qu’il a à charge, qui ne peu- 
vent pas ou plus occuper un emploi. Ce loyer est 
appliqué à une surface de 9 m° par personne et à 
une surface supplémentaire de 4,5 m° par famille. 

Les érudits qui ont besoin de conditions locatives 
avantageuses, ne paient jusqu'à 19 m? de surface 
supplémentaire que le tarif normal. Au delà de ces 
limites, tous suppléments de surface ne s’acquièrent 
qu’à un tarif très élevé. 


Doit-on renoncer à encourager l’activité 
constructive en matière d’habitation et 
l’abandonner entièrement aux entreprises 
privées ? 

Les rapporteurs des différents pays s’expriment sur 
cette question ainsi qu'il suit: 


BELGIQUE. 


«Le revenu moyen de la masse des travailleurs 
(ouvriers d’industrie) peut être estimé à 1250 frs. 
belges par mois, ce qui correspond à 50 frs. par 
journée de travail. Si l’on considère qu’une famille 
de travailleur consacrait, avant guerre, à son loyer, 
le produit de 3 journées de travail, elle peut payer 
aujourd'hui, en s’appuyant sur ces données: 20 X3 = 
150 frs., ce qui équivaut à un peu moins de 1/8 de 
ses revenues. La construction basée sur le rendement 
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de l’économie privée est, actuellement, dans l’ir 
sibilité sans l’appui des autorités publiques, de m 
à la disposition des plus larges couches de la po 
tion, des petits logements en quantité suffisan 
de bonne qualité, à un loyer tel qu’il correspo 
leurs revenus. | 
«Pourquoi? Parce que le capital investi n’est 
suffisamment rétribué, c’est à dire que le mot 
des loyers ne suffit pas à payer les impôts, le 
térêts des capitaux investis et à couvrir les 
d'entretien en bon état des logements.» - 


DANEMARK. 


«Le travailleur moyen serait à même de paye 
loyers demandés par les entrepreneurs privés 
loyers sont, en général, de 15 à 33°/o supérieu 
ceux érigés par les entreprises subventionnées) | 
il en résulterait, dans ce cas, un abaissement 
standard des logements car en cette occurrence 
travailleur se contenterait de 2 chambres au lie: 
2 chambres et une piece ou de 2 chambres et 
piece au lieu de 2 chambres et 2 pieces ce 
devrait être la normale pour une menage ayant 
enfants des deux sexes. | 

«La partie de la population dont les revenus | 
excessivement faibles soit pour cause de chôn 
fréquent, de maladies etc. ou encore en raison 
charges de famille très élevées (familles nombreu 
et qui pour ces raisons ne peut consacrer au | 
qu’une faible partie de ses revenus ne pourra 
malement payer aux propriétaires privés qu’un k 
Correspondant à un logement dépourvu d’hygien 
de confort et situé dans un vieux quartier. I] est 
cessaire d’opposer ä cet état de chose une politi 
sociale en matiére de construction de logements, 
que ces taudis soient abandonnés et finalement 
molis. Cependant ceux, qui quoique non confor 
a notre époque, peuvent encore étre utilisés, ser 
donnés aux travailleurs les plus mal rétribués tel 
c’est le cas dans la normale.» 


ALLEMAGNE. 


Le rapporteur conclut, après une longue enql 
sur les frais de construction et les méthodes de 
nancement, «qu’il est impossible, sans Vappui fin 
ciel des autorités, d’eriger des logements a loy 
abordables pour la masse de la population.» 


ANGLETERRE. 


«Il est actuellement presque impossible aux en 
prises privées de construire des petits logements s 
subvention publique.» 


FRANCE. 


«En France, comme dans la plupart des pays 
monde, les conditions économiques nées de la gue 
ont rendu impossible à l'initiative privée, la ce 
struction d’habitations rentables destinées aux clas 
populaires et aux classes moyennes. L’Etat et les « 
lectivités locales ont da intervenir dans une mes 
plus ou moins large, suivant la categorie de lo 
ments construits; leur intervention est supportées 
les budgets sans aucune taxe spéciale. 

«La même situation subsistera, tant que le coe 
ciant de prix de revient de la construction, et ce 
du taux de l’argent, ne seront pas en parité avec 
coefficient d’augmentation des salaires, par rapp 
a l’avant-guerre. 

«L’initiative capitaliste n’a pas édifié dans l’agg 


la France — une seule habitation rentable 


tion parisienne — et on peut dire dans presque 
née a la classe ouvriere.» 
‚ANDE. 


i nous passons à la question du rapport du loyer 
venu, nous touchons au point délicat du pro- 
e du logement en Finlande. On doit malheureuse- 
constater que ce rapport est, par suite des per- 
tions qui ont suivi la guerre, tout-à-fait in- 
faisant. Le loyer absorbe en moyenne, à Helsing- 
30°/o des revenus d’une famille d’ouvrier et 
e quelquefois jusqu’à 50°/o de ceux d’une famille 
ployé. Il atteignait, avant la guerre, 12 à 15°/o 
lépenses totales des familles en question. 
I est clair qu’une telle proportion entre loyer et 
nu puisse, à la longue, s’avérer intenable. La si- 
on actuelle n’est que l'effet d’une période de 
sition que l’on surmontera peu à peu, quoique 
ment. 


‚LANDE. 


«Abstraction faite du fait, que l’érection de loge- 
ts avec l’aide de subventions publiques a, au cours 
huit derniéres années, fortement diminué, on ne 
truit pas, a vrai dire, de logements pour les tra- 
eurs et pour les couches les plus pauvres de la 
ulation. 

«Les entreprises privées érigent dans toutes les 
munes, à l’exception de quelques petites villes, 
logements en quantité suffisante pour les classes 
ennes. 

«La limite des loyers, au-dessous de laquelle la 
truction privée ne suffit plus au besoin de loge- 
ts, varie dans les localités de plus de 20 000 habi- 
3; on peut cependant la fixer dans la plupart des 
s entre 5 et 7 florins par semaine. 

«La raison pour laquelle on ne construit pas de 
ments dont le loyer est inférieur à ceux susmen- 
nés est que les frais d’érection sont tels qu'ils 
permettent pas la location avec une marge de 
fice suffisante. Dans d’autres communes, d’autres 
ns s’ajoutent encore à celle-ci. 


LIE. 


> rapporteur souligne que le loyer d’un loge- 
t de 2 pièces (chambre et cuisine) érigé par Vin- 
t pour les logements populaires s’eleve a 1250 
| par an, ce qui correspond à environ 23°/o du 
ire moyen d’un travailleur. Il continue en ces 
1es: «ceci correspond à un pourcentage des reve- 
relativement élevé, d'autant plus élevé qu’un lo- 
ent de 2 pièces constitue le minimum nécessaire 
- un ménage ayant des enfants. Si les loyers des 
tations érigées par Vinstitut pour les logements 
alaires, qui sont déjà au-dessous de la normale, 
e trouvent pas en proportion satisfaisante avec 
revenus, il est de toute évidence, que les entre- 
es privées, qui ne peuvent pas se procurer des 
ains à bon marché, soient encore plus mal pla- 
pour ériger des logements destinés aux classes 


ulaires.» 


RVÈGE. 


La construction basée sur le rendement de l’éco- 
ie privée ne peut pas, actuellement, sans sub- 
ion publique, satisfaire au besoin de petites habi- 


tations de la masse de la population. Les raisons 

principales en sont: frais élevés de construction et 
. . , 9 . ra LU . . 

difficultés d’obtenir des crédits, ne jouissant pas de 

la en des communes, à un taux d’interet raison- 
nanle.» 


POLOGNE. 


«La construction privee ne peut actuellement, en 
aucun cas, eriger des logements dont le loyer soit 
accessible a la masse de la population.» 


SUEDE. 


«Les entreprises privees n’ont nullement construit 
des petits logements convenables en quantite suffi- 
sante et particulierement des logements dont le loyer 
fat accessible aux classes laborieuses. Prix élevés des 
terrains et frais élevés de construction ont contribue 
à l’accroissement de la spéculation sur le marché im- 
mobilier. La spéculation s’intéresse beaucoup plus 
aux grands appartements d’un prix élevé et qui sont 
en nombre insuffisant, plutöt qu’aux petites maisons 
dont les logements sont modestes.» 


SUISSE. 


«Il a été érigé, au cours des années 1926 a 1930, 
dans les 350 communes dont l’activité est enregistrée 
par les statistiques suisses, 60000 logements environ 
dont 800 ont été construits par les communes et 
10000 par des sociétés subventionnées. La majeure 
partie ont été érigés par des entreprises privées. Ces 
derniéres doivent leur développement exceptionnel 
au fait que les salaires sont, en Suisse, toutes pro- 
portions gardées, plus élevés que ceux d’avant guerre, 
ce qui a permis aux classes laborieuses de payer 
des loyers d’un montant suffisant pour rénumérer 
convenablement les capitaux investis par les sociétés 
de construction. Cet état de chose existe depuis 1926 
apres que les frais de construction se stabilisérent a 
170 (1914 — 100) et que la loi de protection des lo- 
cataires fut abrogée. 

«L'activité constructive des sociétés privées ne suf- 
fisait pas à couvrir les besoins de logements des fa- 
milles nombreuses et des travailleurs les plus mal sa- 
lariés. Des sociétés subventionnées furent fondées 
pour y parer. Elles purent, à Zurich, ériger le loge- 
ment type (2 à 3 pièces) pour les travailleurs, 25/0 
meilleur marché que les entreprises privées. 


TCHÉCOSLOVAQUIE. 


Même en tenant compte de la baisse de 10°/ des 
frais de construction qui a eu lieu en 1930, et qui 
d’ailleurs sera reperdue à la moindre reprise de l’ac- 
tivité constructive, ainsi que le passé l’a souvent dé- 
montré, il n’existe aucun doute quant à l’impossibilité 
dans laquelle se trouve la construction privée d’éri- 
ger en quantité suffisante des logements offrant un 
minimum de confort et dont le loyer soit accessible 
à la grande masse de la population. 


Comment doit-on régler l’activité construc- 
tive en matière d'habitation, en vue de remé- 
dier d’une manière satisfaisante au besoin 
de petits logements ? 


Come on peut bien le penser, les rapporteurs limi- 
tent leurs travaux essentiellement à l’actualité et re- 
noncent, le plus souvent, à exposer leurs idées sur le 
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développement futur du probleme économique de 
Vhabitation. 8 

Nous sommes d’avis que le rapport general doit 
aussi s’en tenir là et se limiter à l’exposition d’un 
court résumé des rapports des différents pays. 

La lecture de ces rapports permet de dire que les 
encouragements accordés par l'Etat et les communes 
à l’activité constructive en matière d’habitation, ac- 
tivité que nous avons pu remarquer dans tous les 
pays, montrent l’idée exacte qu’on s’est faite de l’im- 
portance sociale qu’a le standard du logement des 
classes peu aisées sur la totalité de la population. 


L’estimation exacte de l’importance du problème 
économique de l’habitation a provoqué, dans presque 
tous les pays, des efforts pour améliorer le niveau des 
logements. L’activité constructive de l’Etat et des 
communes a, dans quelques nations, aprés la guerre, 
sous l’effet de la pénurie des logements, atteint son 
maximum. Dans d’autres pays, en ANGLETERRE 
notamment, cette activité est particulierement in- 
tense, elle est la continuation des efforts qui avaient 
eu lieu, avant la guerre, sous différentes formes. 

Il subsiste encore, dans quelques pays, en HOL- 
LANDE par exemple, une certaine activité. Elle est 
cependant de beaucoup plus faible qu’il y a 10 ans. 
L’encouragement de l’Etat en matiére de construc- 
tion d’habitations a atteint, aux Pays-Bas, a la fin des 
hostilités et au cours des années qui suivirent imme- 
diatement, son maximum d’importance. C’était à vrai 
dire 4 une époque, ot le gouvernement possédait 
d’assez grandes disponibilités. Cet accroissement de 
l’activité de l'Etat fut suivi d’un recul encore plus 
rapide et plus profond. Les points de vue qui domi- 
nent actuellement en Hollande peuvent être, en com- 
paraison avec ceux qui étaient échangés dans la pé- 
riode qui précéda immédiatement la guerre, considé- 
rés comme un recul. 

On a constaté en FRANCE, ainsi qu’en TCHÉCO- 
SLOVAQUIE, au cours de ces derniers temps, une 
activité pleine de promesses. La construction de lo- 
gements a, en ALLEMAGNE, dans la période qui 
suivit les hostilités, subi un grand essor, qui est ac- 
tuellement fortement freiné par les difficultés écono- 
miques. 

Notons, sans autres détails, que la situation écono- 
mique a, dans beaucoup de pays, contrecarré les ef- 
forts faits pour encourager l’érection de logements, 
car la réussite de cette tâche, qui nécessite l’appui 
financier de ‘Etat, des communes et des sociétés 
d’utilité publique, ne peut avoir lieu que lorsque la 
situation économique y contribue. Il a régné une 
certaine activité, dans les pays, où il existe la vo- 
lonté tenace d’améliorer aussi vite que possible les 
conditions du logement. C’est toujours un point dis- 
cutable si en matière d’encouragements à la con- 
struction on doit donner la préférence à une mé- 
thode à l’exclusion des autres. Quoiqu'il en soit, il 
est hors de doute qu’il existe une limite aux dépenses 
que peut faire tout pays pendant une période don- 
née, pour encourager des efforts dans le domaine de 
la construction. 


La lecture de tous les rapports montre clairement 
que l’on a jusqu'ici, dans aucun pays, réussi à réali- 
ser une vaste réforme en matière d'économie d’ha- 

acta a : 
bitation telle que l’importance de ce problème l’au- 
rait exigée. Pour atteindre ce but, on a employé, 
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dans les différents pays, les méthodes les B 
ses. Chaque methode a, pour une nation donne 
valeur particulière et son utilité ne doit être 
que d’après les conditions qui dominent dans ce 
La méthode qui donne les résultats les plus pro 
est la meilleure. 

On signale, dans plusieurs pays, qu’il n’existe 
au véritable sens du mot, une pénurie du loge 
ou qu’elle est, pour le moins, en voie de dispar: 
Cependant la question de l’assainissement des | 
tiers malsains n’a pas perdu de son importance. 
tout on est d’avis que la création d’ une résery 
logements s’impose avant de commencer a ab 
ces taudis. | 

Dans d’autres pays, le problème du logement | 
pas aussi avancé. La concentration de toutes les 
ces sera encore nécessaire, pendant de nombre 
années, pour arriver satisfaire à tous les besoin 
logements et pour en créer une réserve suffisant: 


La question a été, en raison de la persistane 
la crise économique, maintes fois posée, s’il ne s 
peut-être pas préférable d’abaisser passagèreme 
standard des nouvelles habitations. On y a appo: 
point de vue qu’on ne devait pas travailler à 
contre de l’amélioration du niveau des logements 
a été obtenu, dans les différents pays, au cours 
dernières années. 

Les personnes qui partagent cette opinion n 
placent pas en dehors des réalités économiques. | 
préfèrent ériger un petit nombre de logements 
correspondent aux exigences sociales et hygienig 
qui ont pu être satisfaites jusqu'ici, plutôt que d’al 
ser d’un seul coup ce niveau, qui n’a été att 
qu'avec beaucoup de peine et qu’elles veulent. 
server à tout prix. 

Si les résultats des efforts faits pour améliorer 
conditions de l'habitation peuvent être assez d 
rents, la situation, considérée sous l’aspect ci-ap 
paraît être da même. Partout, on est encore 
éloigné de pouvoir mettre des logements conveı 
les, qui nécessitent des frais élevés pour | 
maintien en bon état, pour le paiement des inté 
et pour celui de l’amortissement du capital, à la 
position de la masse des travailleurs dont les sala 
ne peuvent suffire à payer le loyer des logements 
question. 


Dans chaque pays, le rapport du loyer au rev 
fait l’objet d’estimations différentes. On admet en 
néral que le loyer ne doit pas dépasser une certe 
partie des revenus, car s’il en était autrement le k 
ment ne serait plus à la portée des moyens du 
vailleur qui l’habite. 

Les efforts faits pour réformer les conditions 
habitation, efforts qui d’ailleurs caractérisent ] 
tention qu’on accorde à l'importance sociale de 
problème, permettent d'indiquer la direction que 
prévoyance des autorités en matière de logem 
devra suivre dans le futur immédiat. Il appert 
tous les rapports que la reforme de Vhabitation c« 
prend deux problémes bien distinets: l. création 
maintien d’une reserve de logements convenab 
2. ajustement des loyers aux revenus des person: 
en quéte d’un logement, méme au cas oü elles ne s: 
pas à même d’en payer la valeur locative. On p 
déja, dans certains Pays, Commencer à s’attaquer a 
solution du second probléme. Dans d’autres, on 


era encore longtemps ä combattre avant tout, 
nurie des logements et à en créer une réserve 
ante. 


_ nécessité apparaît pour l’Etat et les communes 


de chaque pays de travailler sans relâche à l’amé- 
lioration des conditions de l’habitation. Rien encore, 
dans le proche avenir, n’indique qu’on pourra se 
permettre de diminuer cette activité. 


RE EEE AR RNY 2 en NO SA 


èses qui seront presentées au cours de la discussion 


| theme I: 


Bene actuelle et future du problème économique de l’habitation. 
activité privée, publique et des organisations d’utilité publique pour parer à la crise 


Activité de l'Etat, des communes et 

sociétés d'utilité publique en ma- 
re de construction d'habitations et 
ouragements qu'ils ont accordés en 
lomaine. 

La penurie des logements a, apres la guerre, 
; tous les pays qui font l’objet d’un rapport, ob- 
V’Etat, les communes et les sociétés d’utilite pub- 
>, dune façon plus effective qu’ils ne l’avaient 
avant les hostilités, à encourager, tout au moins 
agerement, la construction d’habitations par la 
> de mesures appropriées. 

L'Etat et les communes ont, en leur qualité 
ıployeurs, construit, dans un certain nombre de 
, des logements de service pour leurs employés 
urs travailleurs. Cette activité n’a eu, en général, 
ine influence sur la marche du marché des habi- 
ms. Il n’y a que FÜRS, qui a mis à la disposition 
narché des logements en quantité considérable. 

Particulièrement dans la période d’après guerre, 
communes ont déployé, dans de nombreux pays, 
activité considérable en matière de construction 
bitations. Dans certains d’entre eux, on a cepen- 
t constaté, au cours de ces dernières années, une 
inution de cette activité. 

L'Etat et les communes de la plupart des pays, 
encouragé l’activité des sociétés d’utilite publique, 
LÊme passagèrement celle des entreprises privées, 
llégeant les impôts, en facilitant l'acquisition de 
ains à bon marché, en accordant des subventions, 
crédits hypothécaires à des conditions avan- 
uses et en prenant à diverses reprises des mesures 
ropriées. 

ans tous les pays, et particulièrement dans ceux 
elles existaient avant les hostilités, les sociétés 
ilité publique prirent, après la guerre, en raison 
a pénurie des logements et grâce aux encourage- 
ts des autorités, un essor extraordinaire. Il en 
lta un nouveau temps d'activité pour les sociétés 
onstruction. 

L’activite des communes et des organismes 
ilité publique se limitait essentiellement, avant la 


guerre, à l’erection de logements de meilleure qualité 
que ceux construits par les sociétés privées. Cette ac- 
tivité des communes avaient quelquefois pour but 
d’eriger des logements pour les familles nombreuses 
ou pour les personnes habitant des taudis. Aprés la 
paix, les communes n’ont pas seulement porté leurs 
efforts sur la qualité mais principalement sur la quan- 
tité des logements qu’elles ont érigés et elles ont 
même réussi, par une application rationelle des 
moyens qui étaient à leur disposition, de participer 
pour une bonne part à l’activité constructive totale. 


B. Gérance des logements par les com- 
muneset parles sociétés d'utilité pub- 
lique. Services sociaux et culturels 
qu'ont rendus ces organismes dans le 
cadre de leur activité et de la gérance 


qu'ilsontassumée. 


1. La gérance par la ville des logements commu- 
naux a, dans certains pays, donné d’excellents résul- 
tats. Dans d’autres, les communes se sont butées à 
des difficultés de toutes sortes résultant du peu de 
souplesse de ce système de gérance, des réclamations 
de certains groupes politiques ou des exigences anor- 
males des locataires. Aussi en est-on arrivé, dans bien 
des cas, à confier la gérance des logements en ques- 
tion à des sociétés fondées à cet effet. 


2. La gérance des logements par des sociétés d’uti- 
lité publique a donné dans la plupart des cas d’ex- 
cellents résultats. 


Suivant l’avis de nombreux rapporteurs, la gérance 
des habitations érigées par les coopératives de con- 
struction a fait ses preuves. Chez ces dernières les 
frais de gérance sont considérablement abaissés grâce 
aux économies résultant des nombreux emplois oc- 
cupés à titre honorifique. D'autre part les membres 
de ces sociétés se sentent en quelques sortes copro- 
priétaires et en conséquence entretiennent leur loge- 
ment avec plus de soins que ce n’est le cas pour les 
habitations érigées par les communes ou par une 


société quelconque. 
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3. Beaucoup de communes et de societes d’utilite 
publique reunissent les logements qu’elles construi- 
sent sous la forme de blocs de maisons ou de colonies 
et cherchent à augmenter leur valeur utilitaire en 
leur adjoignant des bâtiments complémentaires no- 
tamment des buanderies, places de jeux, piscines, 
jardins, jardins pour les enfants, offices de renseigne- 
ments, salles de réunion, bibliothèques, salles de lec- 
ture, etc. 


4. Pour compléter toutes ces installations, les per- 
sonnes qui habitent de telles colonies créent des orga- 
nisations, coopératives, etc. pour satisfaire aux be- 
soins économiques d’une vie en commun. 


C. Dansles conditions actuelles La con- 
struction basée sur le rendement de 
l’'économiéprivée (entreprises privées 
de construction) sans subvention pub- 
lique peut-elle répondre aux besoins 
d'habitations de la masse de la popula- 
tion (besoin de petites habitations) de 
manière à satisfaire aux exigences so- 
ciales, hygiéniques et culturelles? 


Comment doit-on régler l’activité 
contructive en matière d'habitation, 
en vue de remédier d’une manière sa- 
tisfaisante au besoin de petits loge- 


ments? 


1. Les frais de construction et le coût d’amenage- 
ment des terrains ont, dans tous les pays, par rapport 
au niveau d’avant guerre, subi une augmentation su- 
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périeure à celle du revenu moyen de la m ss 
travailleurs. f 

2. L’intérét des hypothèques de premier rar 
cordées par des personnes privées est, sans e 
tion, plus élevé que celui d’avant guerre et a, 
certains pays, presque double. Les hypothèque 
second rang sont, dans la plupart des nations, pre 
impossibles à obtenir, en tout au moins à des € 
tions trés désavantageuses. Li 

3. C’est pourquoi le loyer des logements qui 
érigés par les entreprises privées sans subvei 


publique, absorbe une partie plus élevée des rer 
que ce n’était le cas avant 1914 et tous les rap 
teurs s’accordent à reconnaître qu’il ne peut 
être payé par les couches de la population ne d 
sant que de resources minimes. | 

4. Quelques pays soulignent que les encow 
ments financiers très importants octroyés par [ 
et les communes à la construction, n’ont pas 
jusqu'ici, abaisser le niveau des loyers des nouv 
logements, d’une façon telle, que ces derniers sc 
rendus accessibles aux travailleurs et particul 
ment à ceux qui sont les plus mal payés. 

5. A l’exception de deux d’entre eux, tous les 
porteurs s’accordent à reconnaître que «la const 
tion basée sur le rendement de l’économie pr 
n'est pas en état d’ériger de petits logements 
venables et en quantité suffisante, et dont le li 
soit accessible à la masse de la population». E 
tous demandent, de la part des organismes d’ut 
publique, la continuation d’une politique approp 
en matière d'habitations. 
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Kongreßpublikationen 


Der Vorbereitung und Auswertung des 
Internationalen Wohnungskongresses Ber- 
lin 1931 dienen die nachstehenden Publi- 
kationen: 

KONGRESSPUBLIKATION I: Besichti- 
gungsfahrten in Berlin und Studienreise 
nach Breslau, Prag, Dresden, Leipzig und 
ins mitteldeutsche Industriegebiet (88 Sei- 
ten, 160 Abbildungen). 


KONGRESSPUBLIKATION II: Landes- 
berichte zum Thema I „Die sozialpolitische 
Bedeutung der Wohnungswirtschaft in 
Gegenwart und Zukunft“. (Private, öffent- 
liche und gemeinnütige Bautätigkeit als 
Grundlage für die Deckung des Wohnungs- 


bedarf.) 
KONGRESSPUBLIKATION III: General- 


bericht zum Thema I von Senator Dr. 
F. M. Wibaut, Amsterdam, Präsident des 
Internationalen Verbandes für Wohnungs- 


wesen. 


KONGRESSPUBLIKATION IV: General- 
bericht zum Thema II „Der Bau von 
Kleinwohnungen mit tragbaren Mieten“, 
von Architekt, Professor Franz Schuster, 
Frankfurt/Main. 


KONGRESSPUBLIKATION V: General- 
bericht III 
inspektion“ (Wohnungsaufsicht und Woh- 


zum Thema » Wohnungs- 


nungspflege) von Frau Dr. Marie-Elisabeth 


Lüders, Berlin. 


KONGRESSPUBLIKATION VI: 


tiber die Diskussion des Thema I. 


Bericht 


KONGRESSPUBLIKATION VII: Bericht 
über die Diskussion der Themen II und III. 


Congress Publications 


The follwing publications will be of ser- 
vice in preparing for the International 


Housing Congress Berlin 1931: 


CONGRESS PUBLICATION I: Tours of 
Inspection round Berlin and Study Tour 
to Breslau, Prague, Dresden, Leipzig and 
the 
many (88 pages, 160 illustrations). 


industrial district of Central Ger- 


CONGRESS PUBLICATION II: Reports 
from the various countries to Congress 
Topie No. I“ The social importance of 
housing now and in the future“. (Private, 
public and co-operative building activity 
as the basis for supplying needs in dwel- 


ling accomodation.). 


CONGRESS PUBLICATION III: General 
Report to Topic I by Senator Dr. F. M. 
Wibaut, 


International Housing Association. 


Amsterdam, President of the 


CONGRESS PUBLICATION IV: General 
Report to Topie II ”The Building of 
Small Dwellings with Reasonable Rents‘, 
by Professor Franz Schuster, Architect, 
Frankfurt/Main. 


CONGRESS PUBLICATION V: General 
Report to Topic III ”Housing Inspection” 
(Custody and Care of Dwellings) by Dr. 
Marie-Elisabeth Liiders, Berlin. 


CONGRESS PUBLICATION VI: 


ment re discussion of Topic I. 


State- 


CONGRESS PUBLICATION VII: State- 


ment re discussion of Topics I and III. 


| 


Publications du Cont 


Les Publications suivantes serv 


: à 4 
préparation au Congrés Internatic 


UV Habitation à Berlin. 


PUBLICATION I: Visite de Be 
voyage d’études a Breslau, Prague, | 
Leipzig et regions industrielles du 

| 


de l’Allemagne. | 
(88 pages, 160 illustrations). 


PUBLICATION II: Rapport des 
rents pays sur le theme I ”L’imp« 
actuelle et future du probleme | 
mique de l’habitation‘». 
De l’activité privée, publique et € 
ganisations d'utilité publique pour 


à la crise du logement. 


PUBLICATION III: Rapport genen 
le theme I. Senateur Dr. F. M. W 
président de l’Association Internatio’ 


Habitation, Amsterdam. 


PUBLICATION IV: Rapport génér 
le théme II. La construction de pet 
gements 4 loyers abordables. Archite 


professeur Franz Schuster, Francfo 
le Mein. 


PUBLICATION V: Rapport générz 
le théme III ,,Inspection des loge 
Mme: 


(surveillance et entretien)“ 


Marie-Elisabeth Lüders, Berlin. 


PUBLICATION VI: Rapport sur k 


cussion du theme I. 


PBULICATION VII: Rapport sur I: 


cussion des thèmes II et III. 


F 


richtigungen 
<ongreB-Publikation | (Wohnen und 
en, Jahrgang Ill, Nr. 1/2) 

der Aufzählung der Mitarbeiter der 
gre$-Publikation | wurde versehent- 
der Name des Herrn Oberbaurat 
lemann, Merseburg, vergessen. 

len Abbildungen der Bauten der „Ge= 
“ (Kongreß-Publikation |, Seite 22) ist 
emerken, daß die gezeigten Grund: 
> mit der entsprechenden Tabelle Ty- 
grundrisse von 1931 sind. Die Grund- 
> stehen also in keinem Zusammen- 
3 mit der darüber abgebildeten Karl- 
ien-Siedlung der „Gehag“. 


n alle Freunde 


ır Wohnungsreform. 


Herausgabe der Zeitschrift ,,Woh- 
Lund Bauen“ und die Durchführung 
‚sonstigen großen Aufgaben, die in 
erem Arbeitsprogramm enthalten 
i, bedürfen der tätigen Unterstüt- 
ig aller Freunde d. Wohnungsreform 
len verschiedenen Kulturländern. 
‘bitten Sie deshalb, uns beim Ausbau 
eres Verbandes vor allem auch da- 
ch zu unterstüjen, daß Sie selbst 
glied werden und die Ihnen nahe- 
henden Körperschaften, Organisati- 
=n und Einzelpersonen veranlassen, 
ı dem Verband als Mitglied anzu- 
liefen, oder daf Sie uns Adressen 
teilen, an die, mit oder ohne Bezug- 
me auf Sie, Werbematerial mit Ein- 
ungen zum Beitritt gesandt werden 
E 
benummern der Zeitschrift, Flug- 
tter und Satzungen stehen für Wer- 
rwecke kostenlos zur Verfügung. 

- jährliche Mindestbeitrag beträgt für 
zelpersonen (einschließlich der Zeit- 
rift) 25 Schweizer Franken (—125 fran- 
ische Franken =20Reichsmark =1 £ 
5 $). Die Höhe des Mitgliedsbeitrages 
Körperschaften und Organisationen 
arliegt besonderer Vereinbarung mit 
1 Sekretariat, beträgt jedoch minde- 
1s 50 Schweizer Franken (=250franzö- 
he Franken = 40 Reichsmark = 2 £ 
0$). 

‚Mitglieder erhalten die Zeitschrift 
stenlos, können die Einrichtungen 
; Verbandes (Archiv, Bibliothek, 
htbildersammlung usw.) in Anspruch 
amen und vom Sekretariat Auskunft 
allen Fragen des Wohnungswesens 
alten. h 

; Lösung der Wohnungsfrage gehört 
den dringlichsten Aufgaben, die den 
turnationen heute gestelltsind. Hel- 
| Sie uns, diese Aufgaben in enger 
ernationaler Zusammenarbeit ihrer 


Dr.H.Kampffmeyer, Generalsekretär 
| Internationalen Verbandes für 
yhnungswesen : Frankfurt am Main, 
nsa-Allee 27 - Bank: Stadt.Sparkasse, 
nkfurt-M. Girokonto 4096. Post: 
eckkonto Nr. 58790. 


ES Mitglied(er) des Internati- 


alen Verbandes für Wohnungswesen 
werden. Gleichzeitig iibersende(n) 


Omissions 


from Congress Publication | (Housing 
and Building, Volume Ill, Nr. 1/2) 


We regret that the name of Herr Ober- 
baurat Lindemann, Merseburg, was 
omitted from the list of those collaborat- 
ing in Congress Publication I. 


Notice to the illustrations of the ,Gehag” 
buildings (Congress Publication I,Page22). 
The plans shown, with the table corre- 
sponding, are type plans of 1931 and 
have therefore no connection with the 
illustrations to the Karl Legien Colony, 
which are just above them. 


To all friends 
of Housing Reform. 


The publication of the review ’’Housing 
and Building” and the carrying out of 
the other great tasks contained in our 
programme of work need the active 
support of all those who work for 
housing reform in cultivated lands. 
We beg you therefore fo assist us in the 
work of building up our Association, 
either by becominga member yourself, 
and persuading any corporations, or- 
ganisations or private persons with 
whom you are connected, to do the 
same, or by furnishing us with addres- 
ses to which we may send papers for 
purposes of propaganda, and invita- 
tions to join the association — (either 
with or without reference to you). 
Copies of the Review,ofPamphlets,and 
of the Rules may be had free of charge 
for purposes of propaganda. 

The minimum annual subscription for in- 
dividuals (inclusive of the review) is 25 
Swiss francs, 125 French francs, 20 marks, 
£1,$5. The amount of the subscription 
for public bodies and organisations is fixed 
by special agreement with the Secreta- 
riat, the lowest subscription payable being 
50 Swiss francs, 250 French francs, 40 
marks, £ 2, $ 10. 

Members are sent the review free of 
charge, are at liberty to take advan- 
tage of their membership by using the 
library, the archives, the collection of 
lantern-slides etc. belonging to the 
Association, and can obtain information 
from the Secretariat on all questions 
connected with housing. 

The solving of the housing problem is 
among the most pressing tasks before 
cultivated nations to-day. Help us to 
get nearer the solution of these ques- 
tions by international collaboration. 


Dr.H. Kampffmeyer, General Secretary. 


To Dr. Hans Kampffmeyer, General 
Secretary of the International Housing 
Association. — Frankfort o/M., Hansa- 
Allee 27 Bank: Städt. Sparkasse, 
Frankfurt/M., Girokonto 4096. Post- 
scheckkonto Nr. 58790. 


We wish to become a permanent Mem- 


ber of the International Housing Asso- 


ciation, and enclose_........._---------------- 
as subscription for the current year. 


NAME ee wenn. 


PL EAY SS 1 ee es ohne ce eect 


Rectifications 


Habitation et Construction - Année Ill - 
No. 1/2. 


Parmi les personnes qui ont collaboré 
a la Publication I, notons encore M. 
Lindemann, Oberbaurat, Merseburg, 
dont le nom a été omis par erreur. 


Rapellons à propos des clichés de la „Ge= 
hag” que les plan-types qui sont pré- 
sentes dans la Publication | page 22, ont 
été établis en 4931, ils n’ont donc aucun 
rapport avec le cliché du haut de la mème 
page (Karl-Legien-Siedlung). 


A tous les amis de la ré- 
forme de l'habitation. 


La publication de la revue «Habitation 
et Construction» et l’accomplissement 
des grandes tâches que nous nous som- 
mes imposées dans notre programme 
de travail nécessitent un actif concours 
de la part de tous les amis de la réforme 
de l'habitation dans tous les pays 
civilisés. 

C'est pourquoi nous vous prions de 
venir en aide à notre Association, 
d’abord en devenant membre vous- 
mêmes ef ensuite en engageant les in- 
stitutions, organisations et particuliers 
de vos connaissances à faire de même, 
ou encore en nous procurant des 
adresses où nous pourrions envoyer, 
sous vos auspices, ou sans en faire 
mention, des offres d'adhésion. 

Notre service de propagande tient 
gratuitement à disposition desnuméros 
specimen de la revue, des feuilles vo- 
lantes et des statuts. 

La cotisation annuelle minimum pour 
particuliers (comprenant la revue) est 
de 25 Frs suisses (125 Frs français, — 20 
RM. = 1 £, = 5$). Le montant de la 
cotisation pour institutions et organisati- 
ons repose sur des accords spéciaux avec 
le Secrétariat, mais est d'au moins 50 Frs 
suisses (250 Frs français, = 40 RM, = 
DNA ON): 

Les membres reçoivent gratuitement 
la revue, peuvent profiter des organi- 
sations del’ Association(archives, biblio- 
théque, collection de projections lu- 
mineuses, etc.) et recevoir du Secré- 
tariat tous renseignements dans le 
domaine de I’habitation. 

Résoudre la question de l’habita- 
tion est une destäches les plus urgentes 
qui soient imposées aujourd’hui aux 
nations civilisées. Aidez-nous dans une 
étroite collaboration internationale, à 
nous rapprocher sensiblement de ce 
but. 

Dr.H.Kampffmeyer, Secrétaire Général 


Dr. H.Kampffmeyer, Secrétaire Général 
de l'Association Internationale de I’Ha- 
bitation - Francfort s.M., Hansa-Allee 27 
Banque: Städt. Sparkasse zu Frankfurt 
am Main - Girokonto 4096. Postscheck = 
konto No. 58790. 
Je desire = = = 
Nom desiran: être inscrit(s) comme 


membre(s) de l'Association Interna- 
pa je remet 
tionale del’Habitation,et <a Sa. 
ci-inclus la somme de ..........................- 
ma = fi 
montant de „oe Cotisation pour I’ an- 
née courante. 


Nom: 


"DEUTSCHE 


BAU 


| AUSSTELLUN 


STEINGUT - 
BELEUCHTUNG 


| ABTEILUNGEN: 


Internationale Ausstellung fir 
Städtebau und Wohnungswesen 


| Das Bauwerk unserer Zeit 


| Die Wohnung unserer Zeit 


Nr. 3638 ; 
'Das neue BPaueinn 


Bildende und Baukunst 


ERNST PALTZER & CO 


FRANKFURT AM MAIN 
WESERSTRASSE NR. 47-49 . FERNRUF NR. 34551 


a eee ——_.._O”_™_X_A_QnQ.Q.axaxm»4qum£: | 
Der ländliche Siedlungsbau 1 
IGaragen-Aussteliung | 


Auskünfte, Prospekte, sowie Gutscheinhefte für den verbiilig! 
Be riin-Auteuthenk durch die Geschäftsstelle Beil 
Charlottenburg 9, Königin-Elisabeth-Straße 22 u. die Reisebüi 


Unseren Mitgliedern und Freunden 
Allen Lesern von „Wohnen und Bauen“ 


soll in Zukunft Gelegenheit gegeben werden, geschäftliche Bekanntmachungen in dieser Ze 
schrift aufzugeben. Wir stellen mit dem neu eingerichteten Anzeigenteil auf vielfachen Wunschh 


ein wichtiges Mittel zur Anknüpfung neuer Geschäftsbeziehunge 

zur Verfügung. Nähere Auskunft erteilt die Anzeigen-Annahmestelle von „Wohnen u. Bauer 

(Englert und Schlosser) in Frankfurt am Main-Süd 10, Mörfelder Landstraße 10 
TEE 

Anzeigen-Bedingungen: 

1/, Seite 230 Mark '/, Seite 70.— Mark Bei 


'/, Seite 130 Mark !/; Seite 37.50 Mark 
!/, Seite 90 Mark 


3 maliger Aufnahme . 7°/, Nachle 
Bei 6 maliger Aufnahme . 15°/, Nachle 


Bei 12 maliger Aufnahme . 20°/, Nachle 
Fremdsprachige Ubersethung der Anzeigentexte gegen billigste Berechnung 


rr a cl a 
Suchen Sie Export-Môglichkeiten! | 

Wollen Sie Ihren Absatz fördern? MEYERS LEXI KON 
Möchten Sie die Einführung neuer 7 ces ‘ 
Artikel erleichtern? 


( B u ? 
Ein Inserat in dieser Zeitschrift führt zum Erfolg. Nähere IX ame bis X. YX 


Auskunft durch die Anzeigen-Annahmestelle von ,,Wohnen 
und Bauen“ (Englert und Schlosser), Frankfurt a. M.-Süd 10 


ns 


| Prospekt durch jede Buchhandlung 


